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Insgesamt 137 politische 
Morde gingen seit der Wiedervereini-
gung auf das Konto deutscher Faschisten. 
Eine Zahl, über die es sich lohnt länger 
nachzudenken. Nazis versuchen aktuell 
durch den Aufbau „national befreiter Zo-
nen“, mittels Terror gegen MigrantInnen 
und Andersdenkende, sowie braune Mas-
senaufmärsche den gesellschaftlichen 
Kampf für sich zu entscheiden. 
Diese Broschüre von Linksjugend [’solid] 
NRW und DIE LINKE.SDS ist gedacht zur 
gemeinsamen Lektüre in den Gruppen, 
oder auch zum Selbststudium daheim. 
„Block Fascism“ soll helfen, Zusammen-
hänge und Geschichte der modernen 
Faschisten zu beleuchten, aber auch ein 
Beitrag zu einer antifaschistischen Praxis 
sein. 
Im historischen Teil gehen Stefan Born-
ost und Florian Wilde auf die Frage ein, 
welche Akteure Hitler`s Aufstieg ermög-
lichten und warum die NSDAP – trotz 
Widerstand von KPD und SPD – 1933 
in Deutschland an die Macht gelangen 
konnte. Im Analyseteil beschreibt Jana 
Werner in ihrem Artikel, wie antiisla-
mischer Rassismus mittlerweile salon-
fähig und zu einem Türöffner für neo-
nazistische Einstellungen geworden ist. 
Dabei soll insbesondere auf die Rolle Thi-
lo Sarrazins und seine rassistischen The-
sen eingegangen werden. Der Vormarsch 
rechtspopulistischer Parteien in Europa 
insgesamt stellt eine neue Herausforde-
rung linker Kräfte dar. Markus Bernhardt 
hat sich daher in dieser Broschüre inten-
siv mit der Pro-Bewegung in Deutschland 
auseinandergesetzt. 
Ergänzt wird die Broschüre durch eine 
Zusammenstellung der wichtigsten ne-
ofaschistischen Akteure in Deutschland 

von Sander Fuchs. Ein Artikel von Juli-
an Georg beschreibt die Chancen eines 
NPD-Verbots. Antje Rosebrock schreibt 
über rechten Lifestyle und Lennard Sur-
mann setzt sich mit den sogenannten 
„Autonomen Nationalisten“ ausein-
ander. Auch an den Hochschulen sind 
Rechte in Burschenschaften organisiert. 
Mit dieser Thematik befasst sich Anne 
Geschonneck. Im Anschluss daran stellt 
Azad Tarhan den Begriff „Extremismus“ 
als Kampfbegriff rechtskonservativer 
Kräfte vor.
Wir wollen in der Broschüre auch Er-
fahrungen aus antifaschistischen Be-
wegungen aufarbeiten. Es findet sich 
daher ein Text über die Geschichte der 
autonomen Antifa, den Tim Laumeyer 
von der Antifaschistischen Linken Berlin 
(ALB) geschrieben hat. Autonome Antifas 
sind ein wichtiger Akteur bei vielen Anti-
Nazi-Protesten. Die Broschüre beschließt 
ein Artikel von Christine Buchholz, Stefa-
nie Graf, Lucia Schnell und Luigi Wolf, in 
dem unsere Strategie gegen Neonazis in 
Deutschland skizziert wird: zivile Massen-
blockaden und Aufklärung im Kampf ge-
gen rechts, verbunden mit einem Kampf 
für eine sozialistische Gesellschaft. Denn 
solange wir im Kapitalismus leben, 
wo Konkurrenzlogik und Ausbeutung 
herrscht, solange besteht die Gefahr, dass 
faschistische Ideen erfolgreich sind. Die-
ser Gefahr müssen wir uns entschieden 
entgegenstellen – gemeinsam, vielfältig 
und entschlossen, für eine Gesellschaft, 
„worin die freie Entwicklung eines jeden 
die Bedingung für die freie Entwicklung 
aller ist“. (Karl Marx)
Viel Spaß beim Lesen wünschen Hannes 
Draeger (Linksjugend [`solid] NRW) und Si-
mon Zeise (Bundesvorstand Die Linke.SDS)

Einleitung
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on in der Nazi-Mordmaschinerie. Im 
der dann folgenden Konfrontation 
mit dem Ostblock war dieses Vorgehen 
nicht mehr opportun. Im großen Stil 
wurden Funktionseliten der Nazis, alle-
samt ausgewiesene Antikommunisten, 
in den westdeutschen Staatsapparat 
integriert. Als Beispiel die Bundeswehr: 
Ende der 50er Jahre lag die Zahl der 
ehemaligen Wehrmachtsoffiziere in 
der neugegründeten Bundeswehr bei 
mehr als 12.000, darunter 40 Wehr-
machtsgeneräle, dazu kamen rund 300 
Offiziere der Waffen- SS. Ähnlich war 
das Bild bei Justiz und Verwaltung. Um 
diesen Übergang zu organisieren wurd 
Abschied genommen von der Frage 
der individuellen Verantwortung und 
übergeleitet zur Kollektivschuldthe-
se: Alle sind ein bisschen schuld, also 
keiner so richtig. Individuelle Schuld 
wurde aufgelöst in das Kollektiv „die 
Deutschen“ – wenn der Kriegsindustri-
elle und Wehrmachtsgeneral genauso 
viel schuld trägt wie der Bäckerlehrling, 
dann kann er auch problemlos in West-
deutschland integriert werden.
Auf dieser Grundlage wurden auch 
bereits abgeurteilte Nazi-Verbrecher 
rehabilitiert – zum Beispiel  
der Großindustrielle Alfried 
Krupp von Bohlen und Hal-
bach. Dieser wurde 1948  we-
gen Sklavenarbeit (Einsatz 
von Zwangsarbeitern) und 
Plünderung von Wirtschafts-
gütern im besetzten Ausland 
zu zwölf Jahren Haft und 
Einziehung seines gesamten 
Vermögens verurteilt.
Krupp wurde dann 1951 auf 
der Grundlage eines Gut-

achtens amerikanischer Sachverstän-
diger durch Entscheidung des ame-
rikanischen Hohen Kommissars für 
Deutschland John Jay McCloy am be-
gnadigt und vorzeitig aus dem Kriegs-
verbrechergefängnis Landsberg entlas-
sen. 1953 kam es zum Abschluss
des sogenannten Mehlemer Vertrages 
zwischen Krupp von Bohlen und Hal-
bach und den Regierungen der USA, 
Großbritanniens und Frankreichs. 
Durch diesen Vertrag wurde ihm sein 
gesamtes Vermögen zurückerstattet.  
In das Horn der Kollektivschuldthese 
zu stoßen, bringt die Linke einer kon-
kreten Analyse des Aufstieges und 
Herrschaft des Nationalsozialismus 
nicht näher (und bietet damit auch kei-
ne Handreichung für heute). 

Der Aufstieg des Nationalsozialismus
Es ist nicht so, dass „die Deutschen“ ein-
fach zu den Nazis übergelaufen sind. 
Noch wenige Jahre vor ihrer Machtü-
bernahme 1933 war Hitlers National-
sozialistische Deutsche Arbeiterpartei 
(NSDAP) eine unbedeutende Splitter-
gruppe. Bei den Reichstagswahlen 1928 
erhielt sie lediglich 2,8 Prozent der Stim-

Die Verbrechen der Nationalsozialisten 
sind innerhalb der Linken unstrittig. 
Die Nazis haben den Zweiten Weltkrieg 
begonnen und allein in der Sowjetuni-
on 25 Millionen Menschen getötet. Im 
Holocaust sind weitere 6 Millionen Ju-
den, Sinti und Roma von ihnen ermor-
det worden. Zehntausende politische 
Gegner, Homosexuelle und Menschen 
mit Behinderung sind zudem den 
Nazi-Mördern in den Gaskammern von 
Auschwitz und anderen Vernichtungs-
lagern zum Opfer gefallen. Es war das 
mörderischste Regime aller Zeiten.
Doch wie war das Verhältnis „der Deut-
schen“ zum Nationalsozialismus? Die-
se Frage ist umstritten, wie sich bei den 
Diskussionen rund um die Anti-Nazi-
Proteste. »Deutsche Täter sind keine 
Opfer« war einer der zentralen Slogans 
der antifaschistischen Proteste der ver-
gangenen Jahre – eine Reaktion auf die 
Nazis, die das Gedenken an die Opfer 
der Bombardierung instrumentalisie-
ren.

Herbei fantasierte Gemeinschaften
Die Argumentation hinter dem Slogan 
»Deutsche Täter sind keine Opfer« läuft 
zugespitzt so: »Die Deutschen« haben 

es verdient, kollektiv durch 
Flächenbombardements  
bestraft zu werden, weil sie 
kollektiv mitschuldig ge-
worden sind an Weltkrieg 
und Völkermord – mit-

schuldig durch die Wahl Hitlers, durch 
aktives Mittun im Regime oder passive 
Hinnahme, mitschuldig durch das Aus-
bleiben eines allgemeinen Aufstands 
gegen das Regime. Sie sind, wie es ein 
Antifaschist auf einer Aktionskonfe-
renz sagte, ein „Tätervolk“.
Diese Aussage ist in dieser Vereinfa-
chung problematisch. Zum einen ist 
das Herumhantieren mit herbei fan-
tasierten Gemeinschaften wie „die 
Deutschen“, „die Muslime“ oder „die 
Amerikaner“ analytisch sehr grob und 
wurde deshalb zu Recht von der Linken 
zu gegebenen  Anlass („Wir sind Papst“, 
„Unsere Jungs gewinnen die WM“) 
abgelehnt. Nationalismus bleibt Nati-
onalismus, auch unter umgekehrten 
Vorzeichen. Ob „den Deutschen“ jetzt 
besonderer Heldenmut oder Hang zum 
Völkermord als inhärente Eigenschaft 
angedichtet wird – die Logik bleibt dies-
selbe, nämlich nationalistisch.
Zum anderen begibt sich die Linke so 
ins Fahrwasser der Kollektivschuldthe-
se und damit einer Konstruktion, die 
der Entlastung der Verantwortlichen 
für die Verbrechen des Nationalsozialis-
mus dient. Die Kollektivschuldthese ist 
ein Kind des heraufziehenden Kalten 
Krieges. Noch in den Nürnberger Pro-
zessen galt das Prinzip der individuellen 
Verantwortlichkeit – Persönlichkeiten 
aus Politik, Militär und (allerdings nur 
drei) aus der Wirtschaft wurden abge-
urteilt, gemäß ihrer zentralen Funkti-

Hitlers willige Vollstrecker? 
Die Deutschen und der Nationalsozialismus
Von Stefan Bornost

Stefan Bornost 

ist Redakteur bei 

Marx21 – Magazin 

für Internationalen 

Sozialismus

Demon-
tage der 
Kruppschen 
Waffenpro-
duktion im 
Jahr 1949
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ihr „Sozialismus“. Die sowohl gegen das 
Großkapital als auch gegen die organi-
sierte Arbeiterschaft gerichtete Dema-
gogie der Nationalsozialisten fiel hier 
auf fruchtbaren Boden. Der Antisemi-
tismus bot den Mittelschichten schein-
bar eine Erklärung für ihre Armut: Um 
das »deutsche Volk« zu vernichten, 
hätte sich das »jüdische Finanzkapital« 
mit der »jüdisch-bolschewistischen 
Arbeiterbewegung« verschworen. Dem 
setzten die Nazis die scheinbar revoluti-
onäre Lösung der »Volksgemeinschaft« 
ohne Juden gegenüber. 
Die Situation der Arbeitslosen war noch 
verzweifelter. Da alle sozialen Siche-
rungssysteme zusammengebrochen 
waren, bedeutete arbeitslos zu sein 
meist den Kampf ums Überleben zu 
führen. Gleichzeitig ließen die hohen 
Arbeitslosenzahlen keine Hoffnung zu, 
bald wieder angestellt zu werden. Die SA 
und andere Terrororganisationen der 
Nationalsozialisten konnten so zum 
Auffangbecken für Arbeitslose werden.  
Im Juli 1932 war die Mitgliedschaft der 
SA auf 400.000 angewachsen. Diese 
Bürgerkriegsarmee machte wiederum 
die Nazis für das Kapital interessant – 
als Knüppel gegen die ebenfalls erstar-
kenden linken Parteien. Bei den letzten 
freien Wahlen 1932 hatten die beiden 
Parteien der Arbeiterklasse, SPD und 
KPD, zusammen mehr Stimmen als die 
Nationalsozialisten erhalten. Die Nazis 
versprachen, die Interessen der Wirt-
schaft mit aller Gewalt durchzusetzen. 
Je stärker die Arbeiterbewegung wurde, 
desto mehr wuchs die Unterstützung 
für die Nazis im Unternehmerlager. 
Der ehemalige Hamburger Gauleiter 
der NSDAP Albert Krebs schrieb in sei-

nen Memoiren: „Zwar waren keines-
wegs alle Kapitalisten hellauf von den 
Nazis begeistert. Ihre Skepsis war aber 
nur relativ. Sie endete, je mehr klar wur-
de, dass nur Hitler in der Lage war, die 
Arbeiterbewegung restlos zu zerschla-
gen.“
Die Nazis waren also eine sich auf 
radikale Mittelschichten stützende 
Massenbewegung, die aufgrund ihres 
außerparlamentarischen Gewaltpoten-
tials gegenüber der Linken im Verlauf 
der Krise die Unterstützung des Kapi-
tals erhielten. Der Antisemitismus war 
zentral, um den Kern der Nazis zusam-
menzuschweißen – ihre Breitenwir-
kung verdanken die Nazis ihm nicht. 
Der Hitler-Biograf Kershaw und andere 
haben auf die auf den ersten Blick er-
staunliche Tatsache hingewiesen, dass 
antisemitische Propaganda gegenüber 
den Wählern vor der Machtübernahme 
durch die Nazis praktisch keine Rolle 
spielte.   Eine Untersuchung über die 
Naziwahlkampfmaterialien kommt 
zum Ergebnis dass zwischen 1928 und 
1932 4,8 Prozent aller Nazi-Plakate Ju-
den zum Gegenstand hatten, während 
sich knapp 45 Prozent gegen die Linke 
richteten. In den Monaten um die letz-
ten freien Wahlen waren 3,4 Prozent der 
Überschriften des „Völkischen Beob-
achters“ antisemitisch. „Der Stürmer“, 
das Organ des und für den rassistischen 
Kern der Nazis, triefte demgegenüber 
Antisemitismus.

Unter den Nazis
Natürlich wäre das Nazi-Regime und 
seine Verbrechen ohne das aktive Zu-
tun von Hunderttausenden und das 
Wegsehen von Millionen Deutschen 

men. Doch schon zwei Jahre später zog 
sie mit einem Stimmenzuwachs von 
5,6 Millionen als zweitstärkste Fraktion 
in den Reichstag ein. 1932 konnte sie 
ihre Stimmenzahl noch einmal mehr 
als verdoppeln und wurde mit 37,3 Pro-
zent stärkste Kraft. Dazwischen lag die 
Weltwirtschaftskrise. Im Oktober 1929 
wurde der Kapitalismus bis auf seine 
Grundfesten erschüttert: Nach dem Bör-

sencrash 
an der New 
Yorker 
Wall Street 
kam es zur 
globalen 
Krise. In 
Deutsch-
land gin-
gen große 
und kleine 
Firmen 
bankrott. 
Erhebliche 
Teile des 
Mittel-
standes 
stürzten in 
Armut. Die 

Arbeitslosigkeit wuchs von 1,3 Millio-
nen im Jahr 1929 auf etwa 6 Millionen 
Anfang 1933. Die Arbeitslosen und die 
Mittelschichten waren am härtesten 
von der Krise betroffen. Aus ihnen re-
krutierte sich größtenteils die Anhän-
gerschaft der Nationalsozialisten. Für 
die Mittelschichten – vor allem Hand-
werker, Kleinunternehmer, mittlere 
Beamte und Geschäftsinhaber – war 
die Krise deshalb so schlimm, weil sie 
von zwei Seiten unter Druck standen. 
Sie »sahen oder fühlten sich gleicher-

maßen bedroht von der zunehmenden 
Konzentration des industriell-gewerb-
lichen oder handelskapitalistischen 
Besitzes auf der einen, wie von den 
Ansprüchen der gut organisierten In-
dustriearbeiterschaft auf der anderen 
Seite«, wie es der Soziologe Arno Klön-
ne ausdrückt.
Gut beschrieben hat diese psycholo-
gische Dynamik der russische Sozi-
alist Trotsky in seinen lesenswerten 
Schriften über den Nationalsozialis-
mus. Er soll hier länger zitiert werden:
„In der durch Krieg, Niederlage, Repa-
rationen, Inflation, Ruhrbesetzung, 
Krise, Not und Erbitterung überhitzten 
Atmosphäre erhob sich das Kleinbür-
gertum gegen alle alten Parteien, die 
es betrogen hatten. Die schweren Frus-
trationen der Kleineigentümer, die aus 
dem Bankrott nicht herauskamen, ih-
rer studierten Söhne ohne Stellung und 
Klienten, ihrer Töchter ohne Aussteuer 
und Freier, verlangten nach Ordnung 
und nach einer eisernen Hand. Die 
Fahne des Nationalsozialismus wurde 
erhoben von der unteren und mittle-
ren Offiziersschicht des alten Heeres. 
Die ordengeschmückten Offiziere und 
Unteroffiziere konnten nicht darin ein-
willigen, daß ihr Heroismus und ihre 
Leiden nicht allein fürs Vaterland um-
sonst hingegeben sein, sondern auch 
ihnen selbst keine besonderen Rechte 
auf Dank gebracht haben sollten; da-
her stammt ihr Haß gegen die Revo-
lution und das Proletariat. Sie waren 
unzufrieden damit, daß die Bankiers, 
Fabrikanten, Minister sie wieder in die 
bescheidenen Stellungen von Buchhal-
tern, Ingenieuren, Postbeamten und 
Volksschullehrern schickten – daher 

Montage John 
Heartfields: 

„Der Sinn des 
Hitlergrusses“ 

1932
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Bleibt die Arbeiterschaft und ihr Ver-
hältnis zum Nationalsozialismus. Hier 
hatten die Nazis vor 1933 die größ-
ten Probleme vorzudringen. Arbeiter 
machten nur knapp 25 Prozent der 
Parteimitgliedschaft aus, davon war 
ein hoher Anteil Landarbeiter. Die 
Versuche in die organisierte Arbeiter-
schaft einzudringen waren weitge-
hend gescheitert – unter den 170.000 
Betriebsräten der Weimarer Republik 
waren weniger als ein Prozent Nazis.
Nach der Machtübernahme der Nazis 
wurde dann auch sofort die verspro-
chene Zerschlagung der politischen 
Linken in die Wege geleitet. Der 
deutsch-britische Historiker Francis L. 
Carsten geht davon aus, das zwischen 
1933 und 1935 mindestens 75.000 KPD-
Mitglieder inhaftiert wurden, sein 
Kollege Ben Fowkes sogar von weitaus 
mehr. Nach seiner Annahme wurden 
insgesamt 120.000 Kommunisten ver-
haftet und allein 1933 schon 2.500 er-
mordet. Selbst bei der niedrigeren Zahl 
ist davon auszugehen, dass die KPD in 
den ersten Jahren des Regimes mehr 
als ein Drittel ihrer 1932 registrierten 
Mitglieder verloren hat. Auch SPD und 
nicht kooperationswillige Teile des 
Bürgertums, wie Kräfte aus der Kirche, 
traf der nationalsoziualistische Terror. 
Ein Gestapo-Bericht vom April 1939 
führt auf, dass zu diesem Zeitpunkt 
163.734 Menschen aus politischen 
Gründen in Untersuchungshaft saßen 
– mehrheitlich Linke. Zwischen 1933-
1945 wurden rund 40.000 Menschen 
von Sonder- und normalen Gerichten 
wegen Widerstand gegen das Regime 
zum Tode verurteilt, dazu vollstreck-
ten Militärgerichte bei 25.000 Sol-

daten der Wehrmacht Todesurteile 
wegen „Defätismus“, Desertion oder 
Wehrkraftzersetzung.
Die Arbeiterschaft, ihrer Organisati-
onen beraubt wurde atomisiert und 
zweifellos gingen viele dadurch den 
Weg in die Anpassung. Ebenso unzwei-
felhaft ist es, dass es keinen organisier-
ten Widerstand gegen die fortschrei-
tende Entrechtung der Juden gab – und 
dazu viele Arbeiter an der Plünderung 
jüdischen Besitzes, zum Beispiel durch 
öffentliche Versteigerung von Möbeln 
und Kleidung, partizipierten.  Doch der 
Ausmaß des Terrors nach innen drückt 
die Unsicherheit des Nazi-Regimes 
über den Rückhalt in der Arbeiterschaft 
aus. Hitler war politisch geprägt durch 
die Novemberrevolution 1918, die er 
als Katastrophe empfand. 1918 hatte 
ein allgemeiner Aufstand den Krieg 
beendet – für Hitler und das gesamte 
deutschnationale Milieu ein »Dolch-
stoß der Heimat« Wie präsent diese 
Tatsache der Nazi-Elite war, zeigt eine 
Rede Hitlers vor Wehrmachtgenerälen 
kurz vor dem Angriff auf Frankreich: 
„Ich werde mit dieser Schlacht stehen 
oder fallen. Keine Kapitulation! Keine 
Revolution in der Heimat!“
Um einen neuen November 1918 zu 
vermeiden, arbeitete das Regime mit 
»Zuckerbrot und Peitsche«: Die Peit-
sche war der Terror gegen abweichende 
Gesinnungen. Das Zuckerbrot hinge-
gen entsprach den Anstrengungen, die 
Versorgungslage für die Bevölkerung 
nicht zu schlecht werden zu lassen. Bis 
1944 blieb der durchschnittliche Le-
bensstandard in Deutschland höher als 
in Großbritannien. Nach dem Fall Fran-
kreichs wurde die Militärproduktion 

nicht möglich gewesen. Dennoch lohnt 
es sich, die einzelnen gesellschaftlichen 
Kräfte unter den Nazis anzuschauen – 
auch hier ist das Bild komplexer, als die 
Aussage„die Deutschen“ haben die Na-
zis unterstützt, nahelegt.
Dass die Mittelschichten die Basis der 
Nazis bildeten wurde oben beschrie-
ben. Nachdem die Nazis erst an der 
Macht waren, gingen aber auch andere 
wesentliche gesellschaftliche Kräfte 
mit fliegenden Fahnen zu ihnen über.  
Die feudalen Junker wurde eine we-
sentliche Stütze des Regimes – für sie 
war attraktiv, dass die Nazis die Reichs-
wehr ausbauen wollten,  in deren Offi-
zierskorps die Junker außerordentlich 
präsent waren. Dazu unterstützten die 
Nazis die unproduktiven Latifundien 
der ostelbischen Junker großzügig 
mit Subventionen. Die Kritik, die viele 
der Verschwörer des 20. Juli 1944 aus 
Junkerkreisen antrieb war dann auch 
auch nicht, dass Hitler den Krieg ange-
fangen hatte, sondern das er drauf und 

dran war, ihn 
zu verlieren.
Das Bürger-
tum, ob im  
universitären 
Bereich, in 
der Justiz oder 
Administra-
tion war  eh 
mehrheitlich 
deutschna-
tional, also 
rechtskonser-
vativ einge-
stellt gewesen 
und mehr-
heitlich mit 

der Weimarer Republik nicht warmge-
worden. Hier fanden die Nazis schnell 
viele treue Erfüllungsgehilfen – zumal 
die Entfernung von Juden aus dem 
Staatsdienst, wiederum Aufstiegsop-
tionen schuf. Persönlichkeiten des Bil-
dungsbürgertum wie Thomas Mann, 
der konservativ war, das Exil aber 
dennoch den  Nazis vorzog, waren au-
ßerhalb des dezidiert linksgerichteten 
Bürgertums die Ausnahme, nicht die 
Regel.
Im einem Kernbereich der Nazibewe-
gung, nämlich den für die SA rekru-
tierten Arbeitslosen, gab es hingegen 
sofort nach der Machtergreifung 
erhebliche Spannungen. Die Nazis 
hatten ihren Stoßtrupps die „Enteig-
nung der Bonzen“ versprochen und 
eine klassenlose „Volksgemeinschaft“ 
– nichts dergleichen geschah, das 
Unternehmertum bestand fort und 
arbeitete in Fragen wie der schnellen 
Aufrüstung Hand in Hand mit den 
Nazis. Die daraus folgende Unruhe in 
der SA  war wiederum den alten Eliten 
ein Dorn im Auge. Am 21. Juni forder-
ten Reichspräsident Hindenburg und 
Reichswehrminister Blomberg von 
Hitler „die revolutionären Unruhestif-
ter endlich zur Räson zu bringen“ – an-
derenfalls würde der Reichspräsident 
das Kriegsrecht verhängen und Hitlers 
Experiment beenden. Hitler reagierte 
und ließ in der „Nacht der langen Mes-
ser“ die hochrangigsten SA-Führer ver-
haften und erschießen – die SA wurde 
danach nahezu bedeutungslos. Mit der 
massiven (schuldenfinanzierten) Wie-
derbewaffnung kam die Vollbeschäf-
tigung – die Arbeitslosen hörten auf, 
eine politische Rolle zu spielen.

Hitler mit 
Marx-Bart: 

auf Stimmen-
fang bei Ar-
beiterInnen,  

Montage 
„Mimikri“ 

von John 
Heartfield 

1934
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Krieg spricht der Widerstand gegen die 
Einführung der Kriegswirtschaft je-
doch nicht.    
Hitler hatte bis zuletzt Angst vor Ar-
beiteraufständen und verlangte, dass 
ein voll motorisiertes Regiment, aus-
gerüstet mit den modernsten Waffen 
immer in der Nähe seines Palastes 
stationiert sein müsste. Gegenüber 
seinem Rüstungsminister Albert Speer 
erwähnte er wiederholt: „Nach den Er-
fahrungen von 1918 kann man nicht 
vorsichtig genug sein.“
Bekanntlich kam dieser Aufstand 
nicht – der Zweite Weltkrieg wurde in 
Deutschland nicht durch eine Revolu-
tion beendet, sondern durch den Sieg 
der Allierten. Mehr noch: Deutschland 
ist so ziemlich das einzige Land, in dem 
es während des Zweiten Weltkriegs 
nicht zu größeren Streiks und Bewe-
gungen kam. Das war verschiedenen 
Faktoren geschuldet: Der Zerschlagung 
der Linken, dem Unterdrückungsappa-
rat des Regimes, die Atomisierung der 
Arbeiterschaft, der Beschäftigung der 
Mehrheit mit dem täglichen Überle-
benskampf in den 
zerbombten Städ-
ten und vor allem 
der weitverbreitet-
en Angst vor dem, 
was nach der Nie-
derlage des Nazi-
Regimes komme. 
Durch die Heim-
kehrer von der Ost-
front war bekannt, 
wie barbarisch die 
Wehrmacht im Os-
ten gewütet hatte. 
Man fürchtete im 

Falle der Niederlage ein ebenso furcht-
bares Strafgericht durch die russischen 
Truppen. Nazi-Funktionäre nahmen di-
ese Ängste mit dem zynischen Spruch 
»Genießt den Krieg, der Frieden wird 
schrecklich« auf.
Ein solcher kurzer Beitrag kann das 
Thema „Die Deutschen und der Nati-
onalsozialismus“ natürlich nur sehr 
grob umreißen. Die These bleibt aber: 
Die »Kollektivschuldthese« liefert we-
nig Erklärungskraft für die innere Dy-
namik von Hitlers Aufstieg und dem 
Dritten Reich. Dafür öffnet sie dem 
Geschichtsrevisionismus Tür und Tor: 
Die Verantwortung für das NS-Regime 
wird einfach in das große Kollektiv 
»die Deutschen« aufgelöst. 
Aber wenn alle ein bisschen schuld 
sind, ist es niemand mehr so richtig. 
Das war und ist sehr bequem für die 
Funktionseliten der NS-Bürokratie, für 
willfährige Wehrmachtgeneräle, und 
vor allem für die Unternehmer, die 
Hitler hochfinanziert haben und von 
Krieg, Enteignung und Sklavenarbeit 
profitierten.

Auf der 
Anklage-
bank in den 
Nürnberger 
Prozessen: 
Alfried Krupp 
von Bohlen 
und Halbach, 
Ewald 
Löser, Eduard 
Houdremont, 
Erich Müller, 
Friedrich 
Janssen, Karl 
Pfirsch, Karl 
Eberhardt 
und Heinrich 
Korschan 
(von links)

erst einmal heruntergefahren um Ver-
sorgungsengpässe zu vermeiden. Zur 
Aufrechterhaltung der Moral zahlte das 
Deutsche Reich höhere Trennungsbezü-
ge an die Frauen von Frontsoldaten (85 
Prozent des vorherigen Durchschnitts-
lohnes des Mannes) als jedes andere 
Land im Zweiten Weltkrieg. Gleich 
nach der Machtübernahme wurden die 
Gewerkschaften durch die Deutsche 
Arbeitsfront ersetzt. Obwohl die DAF 
eine staatliche Pseudogewerkschaft 
war,  waren die Unternehmer waren 
darüber entsetzt, denn: Weshalb eine 
neue Arbeiterorganisation einführen, 
wenn sie gerade die Gewerkschaften 
losgeworden sind? Robert Ley, der An-
führer der DAF, erklärte am 20. Septem-
ber 1933 vor führenden Industriellen: 
„Es gab zwei Wege. Entweder zerschlug 
man damals die Gewerkschaften rest-
los, verbot sie und machte damit zwölf 
Millionen Menschen in unserem Staate 
heimatlos, oder man macht es auf dem 
Wege, den ich auf Befehl des Führers ge-
gangen bin. Und ich sage ihnen meine 
Herren, einem Staat ist nichts gefähr-
licher als heimatlose Menschen.“
Selbst unter den gegebenen Umstän-
den ist es dem Hitler-Regime nicht ge-
lungen, Arbeitern die Widerständigkeit 
am Punkte der Produktion, im Betrieb, 
auszutreiben. Arbeiter verstanden 
es, die bessere Verhandlungsposition 
durch den eintretenden massiven Ar-
beitskräftemangel (1938 fehlten in der 
durch die schuldenfinanzierte massive 
Aufrüstung fast 1 Million Arbeitskräf-
te) in Lohnsteigerungen umzusetzen. 
Tatsächlich stiegen die durchschnitt-
lichen Reallöhne gegenüber dem Wert 
von 1932 im Jahr 1933 um 4 Prozent, 

im Jahr 1934 um 9 Prozent, bis ins Jahr 
1938 um 14 Prozent. Aber sie erreichten 
damit erst im Jahr 1939 den Wert von 
1929 wieder. Was für die Kapitalisten 
viel wichtiger war: Die Ausbeutungsra-
te stieg im selben Zeitraum viel stärker 
an. Der Anteil der Löhne am nationalen 
Einkommen sank zwischen 1932 und 
1939 von 57 Prozent auf 51,8 Prozent. 
Arbeiter mussten 1939 um drei Stun-
den pro Woche mehr arbeiten um ihren 
Lohn zu verdienen als 1929.
Bemerkenswert war auch, dass die Na-
zis damit scheiterten, nach Beginn des 
Zweiten Weltkriegs, unmittelbar ein 
Kriegswirtschaftsregime in den Be-
trieben durchsetzen. Ein Maßnahmen-
bündel vom September 1933, was die 
unbezahlte Verlängerung der Arbeits-
zeit, Streichung von Urlaub etc vorsah, 
musste nach einer reichsweiten Welle 
von Krankfeiern und Bummelstreik im 
November 1933 zurückgenommen wer-
den – die DAF-Funktionäre empören 
sich über „Sabotage und Arbeitsverwei-
gerung“, konnten aber wenig tun, da 
sie insbesondere auf die qualifizierten 
Rüstungsarbeiter angewiesen waren. 
Erst durch den massiven Einsatz von 
Frauen und Millionen Zwangsarbei-
tern, sowie die Einberufung von Mil-
lionen Arbeitern an die Front wurde 
die letzte widerständige Tradition in 
den Betrieben gebrochen. Die Vorgän-
ge vom September 1933 sind natürlich 
erst einmal mehr gekennzeichnet von 
der Durchsetzung ökonomischer Inter-
essen der Arbeiterschaft als von groß-
em politischen Bewußtsein oder gar 
ausformulierter Ablehnung der Nazis 
– für eine große Identifikation mit dem 
von den Nazis vom Zaun gebrochenen 
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der industriellen Vernichtung des eu-
ropäischen Judentums gipfeln sollte. 
Die Linke stand der Machtübertragung 
an die Nazis weitgehend ohnmächtig 
gegenüber. Dies löste bereits damals 
weltweit Entsetzen aus: Wie konnte 
die faschistische Terrorherrschaft aus 
gerechnet in Deutschland etabliert 
werden, dem Geburtsland des Marxis-
mus, der traditionellen Hochburg der 
Arbeiterbewegung, einem Land mit 
mächtigen Gewerkschaften, einer star-
ken Sozialdemokratie und der größten 
kommunistischen Partei außerhalb 
der Sowjetunion? Wie konnte Hitler 
an die Macht kommen, ohne dass es 
zu einem Bürgerkrieg, ja, nicht einmal 
zu einem Generalstreik kam? Wieso 
konnten SPD und KPD ohne massiven 
Widerstand zerschlagen werden? 
1920 hatten erstmals Hakenkreuz-
fahnen unter dem Brandenburger 
Tor geweht, als reaktionäre Offiziere 
gegen die junge Republik putschten. 
Kampflos verließ die SPD-geführte 
Reichsregierung Berlin und floh nach 
Stuttgart, denn die Reichswehr war 
nicht bereit, die Regierung gegen eine 
Bedrohung von Rechts zu schützen. 
Spontan erhoben sich daraufhin aber 
Millionen von Arbeitern ge-
gen den rechten Putsch. Bald 
wurde das gesamte Land vom 
größten Generalstreik der 
deutschen Geschichte mit 12 
Millionen Streikenden lahm 
gelegt. Den Putschisten stan-
den so weder Telegraphen 
noch Eisenbahnen zur Ver-
fügung. An vielen Orten bil-
deten sich Arbeitermilizen, 
die monarchistische Armee-

einheiten angriffen. Unter der Wucht 
dieser gemeinsamen Abwehraktion 
der gesamten Arbeiterschaft brach der 
sogenannte Kapp-Putsch nach weni-
gen Tagen zusammen. Im Folgenden 
soll der Frage nachgegangen werden, 
wieso es 1933 zu keinem vergleich-
baren Widerstand der Arbeiterorgani-
sationen gegen ihren gemeinsamen 
Todfeind, den Faschismus, kam – und 
welche Lehren daraus auch für heutige 
AntifaschistInnen zu ziehen sind. 

Weltwirtschaftskrise und Aufstieg 
der NSDAP 
Der Aufstieg der NSDAP ist ohne die 
Weltwirtschaftskrise ab 1929 nicht zu 
erklären. Zuvor war die faschistische 
Bewegung eine in verschiedene Grup-
pen gespaltene Randerscheinung der 
Weimarer Republik. Zwar war sie in der 
Lage, punktuell immer wieder Gewalt 
gegen Linke und Juden auszuüben, 
von gesellschaftlicher Relevanz war 
sie aber weit entfernt. Bei den Reichs-
tagswahlen 1928 waren auf die NSDAP 
nur 2,8% (810.000 Stimmen) entfal-
len. Das änderte sich schlagartig mit 
der ungeheuren Verelendung, die die 
Wirtschaftskrise über die deutsche Be-

Drei Monate 
nach der 
Machtüber-
tragung an 
Hitler: Häft-
linge im KZ 
Oranienburg 
(April 1933) 

Am 30. Januar 1933 ernannte Reichs-
präsident Paul von Hindenburg Hitler 
zum Reichskanzler. Schon zuvor waren 
die NSDAP und ihre paramilitärischen 
Formationen SA und SS – oft genug un-
ter Duldung staatlicher Stellen – mit 
brutalem Terror gegen Angehörige der 
Arbeiterbewegung vorgegangen. Nun 
wurde dieser Terror staatlich legali-
siert. Noch im Februar wurden SA und 
SS als Hilfspolizei eingesetzt und mit 
hoheitlichen Befugnissen ausgestat-
tet. Ihr Kampf gegen die Linke bekam 
damit den Charakter von Staatsakti-
onen. Brutale Überfälle und Ermor-
dungen bekannter antifaschistischer 
Aktivisten folgten der Ernennung 
Hitlers zum Reichskanzler auf dem 
Fuße. Am schnellsten und stärksten 
von der nun einsetzenden Unterdrü-
ckung war die KPD betroffen. Am 23. 
Februar 1933 wurde ihre Zentrale, das 
Karl Liebknecht-Haus, durchsucht 
und geschlossen, wenige Tage später 
ihre Zeitung, die „Rote Fahne“, verbo-
ten. Der Brand des Reichstags am 27. 
Februar diente als Vorwand einer neu-
en Welle des Terrors. Noch in der fol-
genden Nacht wurden allein in Berlin 
1.500 Kommunisten festgenommen. 

Da die Gefängnisse rasch 
überfüllt waren, wurden die 
ersten Konzentrationslager 
eingerichtet. Am 6. März 
fanden die letzten Reichs-
tagswahlen statt. Trotz 

aller Unterdrückungsmaßnahmen 
erhielt die KPD immer noch 4,8 Mio. 
Stimmen (12,3%), die SPD 7,3 Mio. Stim-
men (18,3%). Die NSDAP verfehlte die 
absolute Mehrheit, konnte aber mit 
einer rechtskonservativen Partei er-
neut die Regierung bilden. Zur Fes-
tigung seiner totalitären Herrschaft 
peitschte Hitler im März ein „Ermäch-
tigungsgesetz“ durch den Reichstag, 
das der Regierung das Recht gab, von 
der Verfassung abweichende Gesetze 
zu beschließen. Die kommunistischen 
Abgeordneten konnten an der Sitzung 
schon nicht mehr teil nehmen: Wer 
von ihnen nicht in den Untergrund 
gegangen war, war bereits verhaftet 
worden. Während alle bürgerlichen 
Parteien für Hitlers Gesetz stimmten, 
votierte als einzige die SPD dagegen. 
Der Weg in den totalitären Staat war 
nicht mehr aufzuhalten. Am 2. Mai 
wurden die Gewerkschaftshäuser 
besetzt und die Gewerkschaften zer-
schlagen, im Juli auch die SPD verbo-
ten. Mit der Zerschlagung der marxis-
tischen Arbeiterbewegung hatten die 
Nazis ein erstes Ziel erreicht. Es war 
eine notwendige Voraussetzung dafür, 
dass sie ihre weiteren Ziele in Angriff 
nehmen konnten: die Aufrüstung 
Deutschlands als Vorbereitung des 
schrecklichsten Krieges der Geschich-
te, den Aufbau einer klassenübergrei-
fenden „Volksgemeinschaft“ und den 
Kampf gegen alle „Volksfeinde“, die in 

Gespalten in den Untergang:
Die Linke und der Aufstieg Hitlers
Von Florian Wilde

Florian Wilde ist 
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und Mitglied der  

Historischen  
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eine das Privateigentum nicht infrage 
stellende Republik mit sozialer Ge-
setzgebung durchzusetzen. Als Folge 
dieses Bündnisses wurde die Weima-
rer Republik von Anfang an mit der 
Hypothek eines antirepublikanischen 
Beamten-, Justiz- und Militärwesens 
belastet, dass sich immer wieder als 
„auf dem rechten Auge blind“ erwei-
sen sollte und nach 1929 zunehmend 
zu einem Bündnis mit den Nazis bereit 
war. Ihre Identifikation mit der Wei-
marer Republik wurde in der Weltwirt-
schaftskrise zu einem großen Problem 
für die SPD, denn die auf dem Kapita-
lismus beruhende Weimarer Ordnung 
verlor nun das Vertrauen der Mehrheit 
der Bevölkerung. Da die SPD mit die-
ser Ordnung identifiziert wurde und 
sich selbst mit ihr identifizierte, konn-
te sie diesen Vertrauensverlust nicht 
auffangen und in eine sozialistische 
Richtung lenken. Sie wurde selbst zum 
Opfer des schwindenden Vertrauens. 
Von 1928 bis 1930 war die SPD an der 
Regierung beteiligt. 1930 bis 1932 to-
lerierte sie die mit Hilfe von Notver-
ordnungen regierende Rechtsregie-
rung des Reichskanzlers Brüning, um 
so der NSDAP den Zugang zur Macht 
zu blockieren. Brünings Antwort auf 
die ökonomische Krise war allerdings 
eine deflationistische Sparpolitik (De-
montage des Sozialstaates, Erhöhung 
der indirekten Steuern, Kürzungen 
von Löhnen und Gehältern), die die 
Notlage der sozialdemokratischen 
Anhänger weiter verschärfte. So wur-
den die Löhne der Staatsbediensteten 
um 25% gekürzt, alle Unverheirateten 
mussten eine Zusatzsteuer von 10% 
zahlen und die Beiträge zur Arbeitslo-

senversicherung vervierfachten sich, 
während die Ausgaben für Arbeits-
lose um zwei Drittel gekürzt wurden. 
Krankheiten griffen um sich, weil im-
mer mehr Menschen sich keinen Arzt-
besuch mehr leisten konnten. Vor den 
Wahlen das Gegenteil von der Politik 
verkündend, die sie hinterher parla-
mentarisch tolerierte, machte sich 
die SPD immer unglaubwürdiger und 
verlor von Wahl zu Wahl Stimmen; von 
30% im Jahr 1928 auf 18% im Jahr 1933. 
Die Möglichkeit, den Lebensstandard 
ihrer Anhänger durch außerparla-
mentarische Mobilisierungen und be-
triebliche Abwehrkämpfe entschlos-
sen zu verteidigen, wurde von der 
SPD-Führung nicht ins Auge gefasst. 

Flugblatt 
der SPD zur 
Wahl, 1932

völkerung brachte. Die Arbeitslosigkeit 
explodierte von 1.2 Mio. im Juli 1929 auf  
6 Mio. im Januar 1932. Hinzu kamen 
weitere zwei Millionen nicht regis-
trierte Arbeitslose und sechs Millionen 
Kurzarbeiter; die Produktion sank von 
1929 bis Ende 1931 um 41,4%. Massen 
hafte Verelendung und Verzweiflung 
waren die Folge. Die gesamte Jugend 
war ohne Arbeit und für Jahre ohne 
jede Aussicht auf eine Anstellung. 
Stundenlanges Anstehen vor Suppen-
küchen wurde für Viele zum Alltag. 
Das Ansehen der bürgerlichen Demo-
kratie, in der eine Besserung der Lage 
Vielen nicht mehr möglich erschien, 
sank ebenso rapide wie das Vertrauen 
in das kapitalistische Wirtschaftsmo-
dell. Davon verstanden die Nazis mit 
ihrer aggressiven Propaganda, die sich 
– neben Juden und Marxisten – auch 
gegen das „raffende Finanzkapital“ 
und den Parlamentarismus richtete, 
zu profitieren. Bereits im September 
1930 erhielten sie 18,3% (6,4 Mio. Stim-
men), im Juli 1932 37,4% (13,8 Mio. Stim-
men). In nur vier Jahren hatten sie 13 
Mio. Wähler da zugewinnen können. 
Ihre Mitgliederzahl stieg von unter 
100.000 1928 auf 850.000. Anfang 
1933. Gleichzeitig wuchs die SA von 
60.000 auf 400.000 Mitglieder. Die 
Tiefe der Krise und das Wachstum der 
Nazis machten diese für zunehmende 
Teile des deutschen Kapitals, vor allem 
Schwerindustrielle und Bankiers, in-
teressant. Die Wirtschaftskapitäne 
fürchteten die Gefahr einer sozialen 
Revolution. Gleichzeitig hofften sie, 
durch eine Zerschlagung der Arbeiter-
bewegung die Krise auf dem Rücken 
der Bevölkerung „lösen“ zu können 

und spekulierten auf einen neuen 
Krieg als Revanche für die „Schmach 
von Versailles“ (die Niederlage im 
Ersten Weltkrieg) und zur Steigerung 
ihrer Profite. An diesen Punkten deck-
ten sich ihre Interessen mit denen der 
Nazis, die auf eine wachsende Unter-
stützung durch das Kapital, aber auch 
durch ostelbische Gutsbesitzer, durch 
Offiziere, hohe Beamten und ande-
re Teile der „Eliten“, zählen konnten. 
Gleichzeitig konnten die Nazis an dem 
über viele Jahre von konservativen 
Kreisen geschürten Nationalismus an 
knüpfen. Viele sahen Deutschland als 
Opfer des Ersten Weltkrieges. Auch die 
SPD trug dazu bei. Sie schreckte davor 
zurück, die Schuld Deutschlands am 
Kriegsausbruch zu thematisieren, um 
ihre eigene Rolle als Unterstützerin 
dieses Krieges nicht hinterfragen zu 
müssen. 

SPD: Staatstragend bis zum 
Untergang 
Die SPD war die Partei, die sich am 
stärksten mit der Weimarer Republik 
identifizierte. Immer wieder erklärte 
sie, die Republik entschieden „gegen 
Angriffe von links und rechts“ vertei-
digen zu wollen. Die Bereitschaft der 
Partei zu einem harten Vorgehen ge-
gen die radikale Linke war bereits in 
der Novemberrevolution 1918 und den 
anschließenden, bürgerkriegsähn-
lichen Kämpfen um die verschie-
denen lokalen Räterepubliken deut-
lich geworden. Damals war sie ein 
Bündnis mit den „alten Mächten“ aus 
der Kaiserzeit in Militär, Verwaltung 
und Wirtschaft eingegangen, um die 
Rätebewegung zurückzudrängen und 
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die radikalisierende Dynamik sozialer 
Kämpfe nach links bewegen und in der 
gemeinsamen Praxis erkennen kön-
nen, dass die Kommunisten die ein-
zigen konsequenten Kämpfer für die 
Interessen der Arbeiterschaft sind. So 
sollte versucht wer den, eine Mehrheit 
der Arbeiterschaft für den Kommunis-
mus zu gewinnen, als notwenige Vor-
aussetzung einer erfolgreichen Revo-
lution. Mitte der 1920er Jahre begann 
ein fundamentaler Wandel der KPD. 
Analog zu der Entwicklung in Russ-
land stalinisierte sich die Partei unter 
der Führung um Thälmann. An die 
Stelle von Diskussion und Demokratie 
traten Unterordnung und autoritäres 
Durchsetzen der Parteilinie. Opposi-
tionelle Strömungen wurden aus der 
Partei gedrängt. Thälmann und Sta-
lin vertraten ab 1929 eine „ultralinke“ 
Linie im Umgang mit der SPD, die in 
der verhängnisvollen „Sozialfaschis-
mus-Theorie“ der KPD gipfelte. Nach 
dieser Theorie waren Faschismus und 
Sozialdemokratie faktisch Zwillinge. 
Hauptfeind der Kommunisten seien 
die Sozialdemokraten, da sie durch 
ihre soziale Rhetorik die Arbeiter vom 
Klassenkampf fernhalten würden. Der 
schlimmste Feind seien dabei ausge-
rechnet die linken Sozialdemokraten: 
Sie würden besonders geschickt die 
Arbeiter täuschen. An ein Zusammen 
gehen mit der SPD im Kampf gegen 
die Nazis war unter diesen Prämissen 
nicht zu denken. Im Gegenteil. Die KPD 
erklärte, dass „wir, ohne zuerst über 
den Sozialfaschismus zu siegen, dem 
Faschismus nicht aufs Haupt schla-
gen können.“ Zwar gab es – vor allem 
ab 1932 – einzelne Versuche, breitere 

Widerstandsfronten gegen die NSDAP 
aufzubauen, etwa die „Antifaschisti-
sche Aktion“. Sie waren aber als „Ein-
heitsfront nur von unten“ angelegt, 
also ohne und gegen die SPD-Führung. 
Den sozialdemokratischen Arbeitern 
wurde so die Aufgabe ihrer bisherigen 
Identität als Bedingung einer gemein-
samen Praxis abverlangt, anstatt eine 
gemeinsame Praxis als ersten Schritt 

zu sehen, um sie für den Kommu-
nismus zu gewinnen. Verbindliche 
Absprachen der Parteiführungen im 
Kampf gegen die Nazis wurden nicht 
getroffen. Fatal war auch, dass der ul-
tralinke Kurs der Thälmann-Führung 
mit einem unverantwortlichen, infla-
tionären Gebrauch des Wortes Faschis-
mus einherging. Die SPD-geführte 

Flugblatt: 
Antifa-
schistische 
Einheitsfront 
gegen die 
Faschisten

Die Selbstidentifikation mit dem Wei-
marer Staat führte die SPD zu einer 
mechanischen Gleichsetzung der Geg-
ner dieses Staates, also von KPD und 
NSDAP. Der linke Historiker Wolfgang 
Abendroth schreibt: „Thälmann gleich 
Hitler, ‚Nazis‘ gleich ‚Kozis‘ waren die 
üblen Slogans der SPD-Führung, mit 
denen sie ihrerseits die Spaltung der 
Arbeiterbewegung auf die schlimmste 
Art vertiefte“. An einen gemeinsamen 
Abwehrkampf mit den Kommunisten 
gegen Sozialkürzungen und Naziter-
ror war von Seite der SPD-Führung 
her nicht zu denken. Gerade aber diese 
Spaltung der Arbeiterbewegung, die 
Unfähigkeit, eine gemeinsame Ant-
wort auf die kapitalistische Krise zu 
geben, trieb viele Opfer dieser Krise 
in die Arme der Nazis. Zwar schlossen 
sich SPD, Gewerk schaften und Arbei-
tersportler 1931 zur „Eisernen Front“ 
zur Verteidigung der Re publik mit 3,5 
Mio. Angehörigen zusammen, deren 
Kern die eine viertelmillion Mitglieder 
starken „Schutzformationen“ des 
„Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold“, 
der sozialdemokratischen Kampforga-
nisation, bildeten. Aber die Legalitäts- 

und Parlamentsfixierung der SPD 
verhinderte ihren effektiven Einsatz 
gegen die Nazis. 

Militant, aber 
sektiererisch: Die KPD 
Die Kommunistische Partei Deutsch-
lands (KPD) ging aus dem linksradi-
kalen Flügel der SPD hervor, als dieser 
nach der Zustimmung der SPD zu den 
Kriegskrediten im Ersten Welt Krieg 
mit der Partei brach. Anfang der 1920er 
Jahre zur Massenpartei geworden, 
zeichnete sich die KPD zunächst durch 
ein hohes Maß an innerparteilicher 
Demokratie und Diskussionsfreiheit 
aus. Verschiedene Strömungen waren 
in der Partei vorhanden. Eine Kernfra-
ge war dabei die nach dem Umgang 
mit der SPD: Sollten die Kommunis-
ten die von ihnen für die Ermordung 
von Luxemburg, Liebknecht und 
hunderten revolutionären Arbeitern 
verantwortlich gemachte SPD frontal 
bekämpfen, wie es die „linken“ Kom-
munisten forderten? Oder sollte man 
nicht eher eine Einheitsfront-Politik 
verfolgen, also der SPD konkrete Mo-
bilisierungen und Bündnisse gegen 

Angriffe durch das Kapital 
vorschlagen? Die Idee der 
Einheitsfront war, dass man 
entweder, wenn die SPD ab-
lehnte, ihren Anhängern 
demonstrieren konnte, 
dass die SPD-Führung nicht 
einmal für einen Krumen 
Brot zu kämpfen bereit war. 
Stimmte sie gemeinsamen 
außerparlamentarischen 
Aktivitäten aber zu, würden 
sich ihre Anhänger durch 

KPD-Zentrale 
in Berlin 

Anfang der 
1933er Jahre, 
heute Sitz der 

LINKEN
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densten führten: hunderte Kommu-
nisten kamen bei diesen oft bürger-
kriegsähnliche Züge annehmenden 
Straßenkämpfen 1929-33 ums Leben. 
Und nachdem Hitler an der Macht war, 
gab es keine andere Partei, deren An-
hänger einen vergleichbaren, massen-
haften Widerstand versucht und da-
für einen vergleichbar hohen Blutzoll 
zahlten. Fast jedes dritte KPD Mitglied 
von 1932 saß in den folgenden Jahren 
im Gefängnis, tausende wurden er-
mordet. 

Vergebliches Ringen um die Einheits-
front: Die sozialistischen Zwischen-
gruppen 
Viel klarer als die großen Organisa-
tionen verstanden die zwischen SPD 
und KPD stehenden, kleineren Grup-
pierungen der radikalen Linken die ele-
mentare Gefahr, die vom Faschismus 
ausging. Verzweifelt versuchten sie, die 
großen Parteien für eine antifaschisti-
sche Einheitsfront zu gewinnen. Die 
bedeutendste dieser Gruppierungen 
war die Sozialistische Arbeiterpartei 
(SAP) mit circa 25.000 Mitgliedern. 
Sie wurde 1931 von linken SPDlern 
gegründet, die die Kompromiss-
politik ihrer Partei gegenüber den 
rechten Regierungen nicht mehr 
mitmachen wollten. Für die SAP 
gehörten der Kampf gegen den 
Faschismus und gegen das kapi-
talistische System, dessen imma-
nenten Krisen den Aufstieg der 
Nazis erst möglich machten, zu-
sammen. Sie plädierte daher für 
einen gemeinsamen Kampf der 
linken Organisationen gegen die 
Nazis und gegen die Abwälzung 

der Kosten der Krise auf die Massen. 
1932 hieß es in einem Apell der SAP an 
KPD, SPD und Gewerkschaften: „Der 
Bruch in der deutschen Arbeiterbewe-
gung geht tief, aber nicht minder tief 
ist das Verlangen, ihn in dieser Stunde 
akuter Gefahr zu überbrücken und je-
denfalls nicht an ihm den Kampf für 
diejenigen Forderungen scheitern zu 
lassen, die die Arbeiterschaft über alle 
grundsätzlichen, politischen und tak-
tischen Meinungsverschiedenheiten 
hinweg einen. Einmütigkeit besteht in 
dem Willen zur Abwehr des Faschis-
mus, zur Abwehr des Lohnabbaus, zur 
Verteidigung der Sozialgesetzgebung, 
zur Bekämpfung aller Kriegsgefahren. 
Wir schlagen euch darum vor, diese 
vier Punkte als Möglichkeit einer ge-
mein samen Aktion aller Organisati-
onen der Arbeiterschaft zu machen.“ 
Den Anti-Nazi-Kampf sah die SAP als 
Möglichkeit für die Linke, zusammen 
zukommen und ein neues Gefühl der 
Stärke zu entwickeln. In ihrem Akti-
onsprogramm hieß es: „Es gilt daher 
vor allen Dingen, durch einheitliche 

Reichsregierung (bis 1930) galt bereits 
als „sozialfaschistisch“. Als ab 1930 
Rechtsregierungen ohne parlamenta-
rische Mehrheit regierten, erklärte die 
KPD immer wieder, der Faschismus sei 
nun an der Macht. Damit ging eine ge-
fährliche Unterschätzung der Nazis ein 
her. So erklärte Thälmann noch 1932: 
„Nichts wäre jedoch verhängnisvoller, 
als eine opportunistische Überschät-
zung des Hitlerfaschismus“. Tatsäch-
lich erwies sich die Unfähigkeit der 
KPD, zwischen demokratischen, au-
toritären und faschistischen Formen 
kapitalistischer Herrschaft zu unter 
scheiden, als ein großes Verhängnis. 
Wer schon seit Jahren erklärte, dass 
der Faschismus bereits an der Macht 
sei, konnte die wahre Bedeutung des 
30. Januars 1933 nicht klar verstehen, 
und so verkündete die KPD noch lan-

ge Zeit opti-
mistisch: „Nach 
Hitler kommen 
wir!“ Durch ihre 
radikale anti-
kapitalistische 
Haltung wuchs 
die KPD in der 
Wirtschafts-
krise deutlich. 
Während sie bei 
den Reichstags-
wahlen 1928 

10,6% (3,2 Mio. Stimmen) erzielt hat-
te, waren es im November 1932 16,9% 
(6 Mio. Stimmen). Die Zahl ihrer Mit-
glieder schnellte in der gleichen Zeit 
von 130.000 auf fast 300.000 in die 
Höhe. Die Kommunisten erhielten die-
sen Zulauf vor allem aus dem ständig 
wachsenden Heer der Arbeitslosen. Ihr 
Wachstum darf aber nicht darüber hin 
wegtäuschen, dass es ihr trotz tiefster 
kapitalistischer Krise in dieser Zeit nie 
gelang, das emanzipatorische Potenzi-
al der Arbeiterbewegung zu entfalten 
und die kapitalistische Gesellschaft 
grundlegend herauszufordern. Ihr 
Konfrontationskurs gegen die SPD ließ 
das Potenzial, das ein gemeinsamer 
Kampf der Arbeiterorganisationen ge-
gen die Nazis, aber auch gegen die Ab-
wälzung der Kosten der Krise auf die 
Massen in sich barg, verschüttet. So 
gelang es nicht, eine hoffnungsvolle, 
überzeugende und realisierbare sozi-
alistische Perspektive zu entwickeln, 
mit der womöglich viele der Anhän-
ger der Nazis aus der Arbeiterschaft, 
unter den Arbeitslosen und aus dem 
Kleinbürgertum für die Linke hätten 
gewonnen werden können. Ihre Stra-
tegie blockierte einen effektiven, ge-
meinsamen Kampf gegen die Nazis. 
Gleich zeitig waren die Kommunisten 
aber diejenigen, die den Kampf um die 
Straße gegen die Nazis am entschie-

Reichs-
kongress 

werktätiger 
Frauen 1929 

in Berlin

KPD-Parolen 
zur Wahl: 

„Stimmt für 
ein Sowjet 

Deutschland“ 

Letzte 
Ausgabe 
der SAP-
Zeitschrift 
„Kampf-
signal“, 
Februar 
1933



BLOCK
FASCISM

�0

BLOCK
FASCISM
�1

solche Perspektive glaubhaft werden. 
Die Einheitsfront gegen die faschis-
tische Gefahr und der Kampf für die 
Überwindung des Kapitalismus ge-
hörten zusammen. Welches Potenzi-
al für eine positive gesellschaftliche 
Perspektive ein gemeinsamer Kampf 
der Linken in sich barg, hatte sich 
1926 gezeigt. Damals hatte die KPD 
eine Kampagne für einen Volksent-
scheid für eine entschädigungslose 
Enteignung der 1918 gestürzten Fürs-
ten initiiert. Überall wurden Einheits-
frontkomitees gebildet und Aktionen 
organisiert. Der Druck auf die SPD war 
schließlich so stark geworden, dass sie 
den Volksentscheid unterstützte. Bei 
der Abstimmung stimmten 14,5 Mio. 
Menschen dem Vorschlag von SPD und 
KPD zu – mehr, als beide Parteien zu-
sammen je bei Wahlen an Stimmen er-
hielten. Und auch nach 1929 konnte 
der Konfrontationskurs der bei den 
Parteien nicht verhindern, dass viele 
ihrer Mitglieder auf Stadtteil- und 
Betriebsebene gemeinsam gegen die 
Nazis kämpften. Die sozialistischen 
Zwischengruppen propagierten den 
einzigen Weg, der im Kampf gegen 
die Nazis eine Aussicht auf Erfolg 
gehabt hätte: Die antifaschistische 
Einheitsfront der Linken (noch im 
November 1932, bei der letzten frei-
en Reichstagswahl, hatten KPD und 
SPD zusammen 1,5 Mio. Stimmen 
mehr als die NSDAP erhalten). Ihre ge-
ringe Größe verdammte sie allerdings 
dazu, der Geschichte Weimars keine 
entscheidende Wendung mehr geben 
zu können. Von Anfang an waren sie 
zu klein und ihr Einfluss in der Arbei-
terbewegung zu gering, um SPD und 

KPD von ihrem katastrophalen Kurs 
abbringen zu können. Und so waren 
sie dazu verurteilt, den Sieg des Fa-
schismus im Wissen von der Möglich-
keit, ihn zu stoppen, voraussehen und 
erleben zu müssen, ohne ihn stoppen 
zu können. 

Relevant für heute
Einige Erfahrungen aus dem Schei-
tern der Linken im Kampf gegen den 
Aufstieg der Nazis sind – trotz völlig 
veränderter Rahmenbedingungen – 
 auch für heute relevant. Dies gilt zum 
Einen für die Erkenntnis, dass die Na-
zis eine potenziell tödliche Gefahr 
für die gesamte Linke, die Arbeiterbe-
wegung und soziale Bewegungen, Ju-

Aktionen gegen den Faschismus die Ar-
beiterklasse wieder zum Bewusstsein 
ihrer Kraft ... zu bringen.“ Erfolgreiche 
Abwehrkämpfe gegen den Faschismus 
sah sie als eine Bedingung für Selbst 
vertrauen, um den Kapitalismus zu be-
kämpfen und so dem Faschismus end-
gültig seine Voraussetzung nehmen 
zu können. Sehr präzise Analysen des 
Faschismus und klarsichtige Vorschlä-
ge zur Politik der deutschen Linken 
wurden auch von der KPD-Opposition 
(KPO), einer stark an den Vorstellun-
gen Lenins und Luxemburgs ausge-
richteten KPD Abspaltung, sowie von 
den Anhängern des russischen Revo-
lutionärs Leo Trotzki formuliert. Auch 
sie drängten die großen Parteien zu 
einem gemein samen und entschlos-
senen Kampf gegen den drohenden 
Sieg Hitlers. Von seinem türkischen 
Exil aus warnte Trotzki verzweifelt 
vor der tödlichen Gefahr, die für die 
gesamte deutsche Arbeiterbewegung 
von den Nazis aus ging. Gegen diese 
Gefahr müsse es einen gemeinsamen 
Abwehrkampf über alle Gräben hinweg 
geben: „Der kommunistische Arbei-
ter muss zum sozialdemokratischen 
Arbeiter sagen: ‚Die Politik unserer 

Parteien ist unversöhnlich; aber wenn 
die Faschisten heute Nacht kommen, 
um die Räume Deiner Organisation 
zu zerstören, so werde ich Dir mit der 
Waffe in der Hand zu Hilfe kommen. 
Versprichst Du, eben falls zu helfen, 
wenn die Gefahr meine Organisation 
bedroht? Das ist die Quintessenz der 
Politik der jetzigen Periode.“ Die von 
SAP und Anderen vertretene Einheits-
frontkonzeption ging immer von zwei 
Annahmen aus: Erstens, dass in einer 
direkten Auseinandersetzung mit den 
Nazis ein Zusammenstehen der Arbei-
terbewegung unabdingbar war, um 
eine Machtergreifung der NS DAP zu 
verhindern. Zweitens, dass die Nazis 
letztlich nur gestoppt werden können, 
wenn es der Linken gelang, den Opfern 
der Wirtschaftskrise eine glaubwür-
dige, positive Antwort auf ihre Situati-
on zu geben, um so zu verhindern, dass 
sie in die Arme der Nazis liefen. Dieses 
könne aber nur mit einer auf die bal-
dige Überwindung des Kapitalismus 
abzielenden sozialistischen Perspek-
tive geschehen. Nur im gemeinsamen 
Kampf der Arbeiterorganisationen ge-
gen die konkreten Auswirkungen der 
Krise auf die Bevölkerung könne eine 

Denkmal im 
Ernst-Thäl-

mann-Park in 
Berlin (l) und 
Gedenkplatte 

im KZ Bu-
chenwald (r.)

Wir Kommunisten und 

Mitglieder der RGO und 

der roten Gewerkschaften 

erklären: Wir sind bereit, mit jeder 

Organisation, in der Arbeiter vereini-

gt sind und die wirklich den Kampf 

gegen Lohn- und Unterstützungsabbau 

führen will, gemeinsam zu kämpfen. Wir 

Kommunisten schlagen euch vor: sofort 

in jeden Betrieb und in jedem Schacht, 

auf allen Stempelstellen und Arbeits-

nachweisen, in allen Gewerkschaften 

Massenversammlungen der Arbeiter 

einzuberufen, die drohende lagen zu 

überprüfen, die gemeinsame Forde-

rungen aufzustellen, Kampfausschüsse 

und Streikleitungen der kommunisti-

schen, sozialdemokratischen, christlichen 

und parteilosen Arbeiter zu wählen und 

entschlossen den Massenkampf und den 

Streik gegen Lohn- und Unterstützungs-

abbau vorzubereiten und durchzuführen. 

Aufruf des 
Zentralko-
mitee der 
KPD und des 
Reichsko-
mitees der 
Revolutio-
nären Ge-
werkschafts 
Opposition 
(RGO)
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Um zu verstehen, wie es um 
die neofaschistische Szene im 
Deutschland des 21. Jahrhun-

derts bestellt ist, ist es nötig, sich zu-
nächst mit der Bedeutung des Begriffs 
„Neofaschismus“ auseinanderzuset-
zen. Häufig werden Begriffe wie Fa-
schisten, Nazis/Neonazis oder einfach 
Rechte oder Rechtsextreme synonym 
verwendet. Es muss jedoch darauf hin-
gewiesen werden, dass es sich in der 
Regel um eine Fremdbeschreibung 
handelt – die wenigsten Neofaschis-
ten bezeichnen sich auch als solche, 
sondern nennen sich zum Beispiel 
schlicht Konservative, Nationalisten 
oder Patrioten.
Im amtlichen Sprachgebrauch unserer 
kapitalistischen bürgerlichen Demo-
kratie werden extremistische Gruppen 
und Ideologien als solche definiert, 
welche der freiheitlich-demokra-
tischen Grundordnung der deutschen 
Verfassung entgegenstehen. Diese De-
finition steht in der Kritik, weil sie kei-
nen Unterschied zwischen linkem und 
rechtem Extremismus macht. Auf was 
für Kernelementen basiert aber eine 
neofaschistische Einstellung?
Nach sozialwissenschaftlicher Les-

art gibt es fünf Ele-
mente, welche als 
hinreichend für ein 
„geschlossenes neo-
faschistisches Welt-
bild“ eingestuft 

werden: Diese sind Rassismus, Anti-
semitismus, Verharmlosung des Nati-
onalsozialismus, chauvinistischer Na-
tionalismus sowie die Befürwortung 
von rechtsautoritären Regimen. Dabei 
soll nicht verschwiegen werden, dass 
neofaschistische Einstellungen oft 
noch weitere Elemente (Homophobie, 
Antiliberalismus oder Antiintellektua-
lismus) beinhalten.
Die Verbreitung dieser unterschied-
lichen Einstellungsmerkmale in der 
Gesellschaft ist sehr ungleich und 
schwer zu erfassen, da verschiedene 
Datenerhebungen zum Teil sehr un-
terschiedliche Maßstäbe zur Messung 
der Einstellung anlegen. 
Grob lässt sich schätzen, dass etwa 10 
bis 15% der Bevölkerung Deutschlands 
über ein neofaschistisches Weltbild 
verfügen. Einzelne Merkmale (etwa 
Rassismus) sind hingegen weiter ver-
breitet und reichen bis weit in die Mit-
te der Gesellschaft.

Doch was genau wollen die 
Nazis? Und wie versuchen sie es 
zu erreichen?
Das Ziel der Neofaschisten ist eine 
Transformation der bestehenden 
staatlichen Ordnung in ein völkisch-
nationalistisches, rechtsautoritäres 
Regime nach dem Führerprinzip. Die 
Legitimation dieses Strebens und des 
eigenen Machtanspruchs besteht in 
einer allgegenwärtigen und akuten 

Neofaschmismus heute:
Wo stehen die Nazis?
Von Sander Fuchs

Sander Fuchs ist  

aktiv bei 

 Die Linke.SDS an  

der Freien Universität 

in Berlin

den, Homosexuelle, MigrantInnen etc. 
darstellen. Im Kampf gegen sie gilt 
es, über alle Grenzen und Vorbehalte 
hinweg zusammenzustehen. Ein Ver-
trauen auf den Staat im Kampf gegen 
die Nazis ist heute so verkehrt, wie 
es damals war. Aufgabe einer antifa-
schistischen Bewegung ist vielmehr, 
selbst aktiv zu werden, den Nazis kei-
nen Raum in der Gesellschaft zu lassen 
und sich ihnen massenhaft, auf allen 
Ebenen und mit allen Mitteln entge-
gen zu stellen.
Dabei – auch das lehren die Jahre vor 
1933 – reicht es für SozialistInnen nicht 
aus, nur den Status quo unserer kapi-
talistischen Gesellschaft gegen die 
Nazis zu verteidigen. Denn es sind die 
Widersprüche und die immanenten 
Krisen des Kapitalismus, die immer 
wieder dazu führen können, dass po-
tenziell Millionen bereit sind, Rassis-
ten, Faschisten und Antisemiten zuzu-

hören. Aufgabe von SozialistInnen ist 
daher immer auch, eine glaubwürdige, 
positive, auf Solidarität, Kooperation 
und Klassenkampf gründende demo-
kratische und sozialistische Alterna-
tive gesellschaftlich stark zu machen. 
Hier sollte uns die Erfahrung der SPD 
vor 1933 eine Warnung sein: Eine lin-
ke Partei, die sich – wie die SPD durch 
ihre Regierungsbeteiligung bis 1930 
und durch ihre Tolerierung bürgerli-
cher Regierungen in den folgenden 
Jahren – zum Mittverwalter des kapita-
listischen Elends macht, läuft Gefahr, 
selbst mit diesem System identifiziert 
zu werden. Ihr droht der Verlust jeder 
Glaubwürdigkeit, eine Alternative zum 
Bestehenden darzustellen. Wenn sich 
aber in einer tiefen Krise wie der ab 
1929 Millionen von einem System ab-
wenden, das ihnen keine Perspektive 
mehr bieten kann, braucht es eine star-
ke und glaubwürdige demokratische 

und sozialisti-
sche Kraft, um 
die Abkehr 
vom System 
in eine eman-
zipatorische 
Richtung len-
ken zu können. 
Der Aufbau 
einer solchen 
Kraft ist eine 
Aufgabe, der 
gerade in der 
tiefsten Krise 
des Kapitalis-
mus seit 1929 
eine besonde-
re Bedeutung 
zukommt.
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welche sich unmittelbar im Anschluss 
an den erfolgreichen Großaufmarsch 
am 14.02.09 in Dresden ereignete. Ne-
ben den freien Kameradschaften und 
Teilen der Skinheadszene sind in den 
letzten Jahren besonders die Auto-
nomen Nationalisten aktiv. Auch Teile 
der Burschenschaften sind eng mit 
dem neofaschistischen Spektrum ver-
flochten. Meist werden historisch be-
deutsame Daten zum Anlass größerer 
Aufmärsche genommen, so zum Bei-
spiel die Bombardierung Dresdens am 

14.02.1945, der 1. Mai oder auch der Volks-
trauertag Mitte November. Thematisch 
lässt sich eine stärkere Akzentuierung 
system-, globalisierungs- und kapita-
lismuskritischer Inhalte, stets jedoch in 
Zusammenhang mit rassistischen und 
antisemitischen Untertönen, ausma-
chen. Auch das Erscheinungsbild von 
rechten Aufmärschen hat sich, maßgeb-
lich durch den Einfluss der Autonomen 
Nationalisten, hin zu einer eher aus 
linken Zusammenhängen bekannten 
„Black Block“-Optik gewandelt.

Bedrohung des deutschen Volkes von 
Innen und von Außen. Seit Entste-
hung des modernen Neofaschismus 
zu Beginn des 1. Weltkrieges bilden 
der übertriebene Verfolgungswahn, 
gekoppelt mit einem ebenso überstei-
gerten Größenwahn ein dialektisches 
Spannungsverhältnis, welches zur 
Legitimation der neofaschistischen 
Ideologie dient. Durch die Schaffung 
von Feindbildern, gegen die es sich zu 
wehren gilt, wird versucht, ein gesell-
schaftliches Bedürfnis nach einer radi-
kalen autoritären Lösung zu schaffen.

Und was heißt das konkret?
Seit Mitte der 1990er Jahre hat die zu-
vor eher stagnierende neofaschistische 
Szene einen einschneidenden Wandel 
erlebt, an welchem maßgeblich die 
NPD sowie ihr Vorsitzender Udo Voigt 
beteiligt waren. Es kam zu einer Umori-
entierung der Partei von einer national-
konservativen hin zu einer stärker neo-
nazistisch geprägten Anhängerschaft.
Beispielhaft für die gesamte neofaschis-
tische Szene wird deshalb im Folgenden 
auf eine Strategie eingegangen, welche 
in der NPD 1997 beschlossen wurde und 
die sie zu dem spektrenübergreifen-
den Akteur gemacht hat, den sie heute 

darstellt. Die Rede ist von der Dreisäu-
lenstrategie, die aus den folgenden Ele-
menten besteht: dem Kampf um die 
Straße, dem Kampf um die Köpfe sowie 
dem Kampf um die Parlamente. Auch 
wenn diese Strategie ursprünglich von 
der NPD formuliert wurde, lässt sich an 
ihr beispielhaft die Strategie der neofa-
schistischen Szene insgesamt verdeutli-
chen.

Kampf um die Straße
Der Kampf um die Straße wird stark 
von aktionistischen Elementen des 
rechtsextremen Spektrums ausgefoch-
ten. Bis Anfang der 90er Jahre nahm 
diese Aktionsform keinen hohen Stel-
lenwert in der Strategie des organisier-
ten Neofaschismus ein. Erst seit der 
Jahrtausendwende gelingt es den Nazis 
verstärkt, jährlich wiederkehrende und 
wachsende Demonstrationen durchzu-
führen; sowohl deren Anzahl als auch 
die Größe dieser Aufmärsche hat in den 
vergangenen 10 Jahren deutlich zuge-
nommen. Ziel ist die Zurschaustellung 
von Stärke und Zusammenhalt nach 
Außen, um sowohl politische Gegner 
einzuschüchtern als auch für potenti-
elle Unterstützer attraktiv zu wirken.
Auch sollen die Beteiligten durch das 
Erleben von Kameradschaft das Gefühl 
haben, Teil einer größeren gesellschaft-
lichen Bewegung zu sein. Maßgeblich 
ziehen die Nazis ihr Selbstbewusstsein 
aus erfolgreichen Aufmärschen, Kund-
gebungen oder „Mahnwachen“, klar 
erkennbar am signifikanten Ansteigen 
neofaschistischer Gewalttaten nach 
größeren Aktionen. Beispielhaft sei hier 
auf den Überfall auf Busse des DGB an 
einem Autobahnrastplatz hingewiesen, 

Gegründet 1964 war die 
Nationaldemokratische Partei 
Deutschland (NPD) zunächst 
Sammelbecken für nationalis-
tische und rechtskonservative 
Gruppierungen. Nach Verbot 
der nationalsozialistischen SRP 
(Sozialistische Reichspartei) 
1952 fanden viele ehemalige 
Mitglieder in der NPD eine 
neue Struktur.
Die NPD propagiert einen 
völkischen Nationalismus, 
ist stark rassistisch und wird 
mehrheitlich als verfassungs-
feindlich eingestuft. Der Partei 
gelang es Ende der 60er Jahre, 
in sieben Landesparlamente 
der BRD einzuziehen; nach die-
sem anfänglich großen Erfolg 
versank die Partei bis Mitte 
der 1990er in die Bedeutungs-
losigkeit. Unter dem Vorsitzen-
den Udo Voigt näherte sich die 

NPD Ende der 1990er Jahre 
stärker der neonazistischen 
Richtung und öffnete sich 
teilweise für eine enge Zusam-
menarbeit mit den freien Kräf-
ten. 2004 stellte ein Bericht 
des Verfassungsschutzes fest, 
dass die Partei mit ihrer Stra-
tegie der „deutschen Einheits-
front“ zum zentralen Akteur 
der Einigungsbemühungen 
des neofaschistischen Lagers 
geworden sei.
Die Partei zählt zur Zeit etwa 
7.000 Mitglieder, ihre Jugend-
organisation Junge National-
demokraten (JN) enthält etwa 
350 Mitglieder. In den Jahren 
2001 bis 2003 scheiterte ein 
Verbotsverfahren gegen die 
NPD. Maßgeblich war hierfür 
der massive Einfluss eingesetz-
ter V-Männer auf den Kurs der 
Partei.

Im Jahr 2004 zog die NPD 
in Sachsen seit knapp 40 
Jahren mit 9,2% der Stimmen 
erstmals wieder in ein Lan-
desparlament ein; ebenso in 
Mecklenburg-Vorpommern im 
Jahr 2006. In Sachsen gelang 
der NPD 2009 zum ersten 
Mal in ihrer Geschichte der 
Wiedereinzug in ein Landespar-
lament. Insgesamt ist die NPD 
als neonazistische Partei eine 
Gefahr, welche seit der Jahrtau-
sendwende verstärkt Erfolge für 
sich verbuchen kann. [sf]

» Die NPD

Gemeinsames 
Transparent 

der NPD und 
sog. „Freie 

Kräfte Nord-
deutschland“
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schichtsrevisionismus in Form von 
Holocaustleugnung sind ebenso oft 
anzutreffen wie eine Vertauschung 
von Täter- und Opferrolle. 
In den meisten Fällen wird Anschluss 
an öffentliche Debatten aus der Mitte 
der Gesellschaft gesucht, die neofa-
schistische Ideologie tritt meist also 
verschleiert zutage. So werden bei-
spielsweise in der Szene bekannte Co-
dewörter („Ostküste“, „internationales 
Großkapital“) verwendet, wenn vom 
Judentum die Rede ist. 
Ziel ist der Brückenschlag zwischen 
konservativen Demokraten und dem 
neofaschistischen Spektrum sowie 
eine wachsende Akzeptanz für neofa-
schistische Einstellungen in der brei-
ten Bevölkerung.

Kampf um die Parlamente
Der Einzug in deutsche Parlamente, 
sowohl auf Landes- als auch auf  kom-
munaler Ebene, ist das dritte Standbein 
der rechten Strategie. Erwähnenswerte 
Parteien sind dabei die DVU (Deutsche 
Volksunion), die Republikaner und, den 
anderen deutlich voran, die NPD (Natio-
naldemokratische 
Partei Deutsch-
land). Der Wahler-
folg ist deshalb für 
die Neofaschisten 
so wichtig, weil 
die Finanzierung 
eines großen Teils 
der Szene letztlich 
von Parteigeldern 
und somit der 
staatlichen Par-
teienfinanzierung 
abhängt. Der stei-

gende Bekanntheitsgrad sowie die Aus-
bildung effektiv arbeitender Kader sind 
weitere Effekte, welche von den rech-
ten Parteien angestrebt werden. Und 
schließlich führt der Einzug in ein Par-
lament zu einer „Normalisierung“ und 
deutlich steigender Akzeptanz für die 
betreffende Partei in der Gesellschaft. 
Die verschiedenen Parteien führen die-
sen Kampf mit variierendem Erfolg. Die 
Republikaner, die am wenigsten radi-
kale dieser 3 Parteien, konnten auf Lan-
desebene schon seit Anfang der 90er 
Jahre keine Erfolge mehr verzeichnen; 
sie sind jedoch auf kommunaler Ebene 
in 95 Städten vertreten. Währenddes-
sen schaffte die DVU seit 1987 achtmal 
den Einzug in ein Länderparlament 
und erreichte mit 12,9% der Stimmen 
1998 in Sachsen-Anhalt das höchste Er-
gebnis einer neofaschistischen Partei 
auf Landesebene.
Die NPD war nach ihrer Gründung in 
den 60er Jahren zeitweise in 7 Länder-
parlamenten der BRD zugleich vertre-
ten, bevor sie lange Zeit in die politische 
Bedeutungslosigkeit hinabsank. Seit 
dem Einzug in den sächsischen Land-

bestimmter Musikszenen. Beson-
ders die Publikation rechter Medien, 
maßgeblich durch den Vorsitzenden 
der DVU (Gerhard Frey), ist ein oft ge-
nutztes Mittel zur Beeinflussung des 
Diskurses. Ein zentraler thematischer 
Schwerpunkt war und ist dabei die 
Verharmlosung des Nationalsozialis-
mus sowie der pseudowissenschaft-
lich begründete Antisemitismus. Ge-

Kampf um die Köpfe
Eine weitere wichtige Stütze für die ne-
ofaschistische Ideologie ist der Kampf 
um die Köpfe. Es geht dabei darum, 
die öffentliche Meinung und Debatte 
im Sinne des rechten Gedankengutes 
zu beeinflussen. Diese Strategie fin-
det auf verschiedensten Ebenen statt; 
im intellektuellen Diskurs ebenso 
wie durch neofaschistische Inhalte 

Neonazistische Gruppierungen, 
welche weder parteilich noch 
in Vereinen organisiert sind, 
werden als „Freie Kamerad-
schaften“ bezeichnet. Die 
meisten „Freien Kamerad-
schaften“ entstanden Anfang 
der 1990er Jahre nach dem 
Verbot verschiedener neona-
zistischer Organisationen, wie 
etwa die „Nationalistische 
Front“ (NF) im Jahr 1992. 
Schätzungsweise existieren 
in der BRD etwa 180 Kame-
radschaften mit bis zu 3.000 
Mitgliedern – die Angaben sind 
jedoch oft ungenau, da Anzahl 
und Aktivitäten der Kame-
radschaften stark schwanken. 
Kameradschaften arbeiten in 

der Regel unabhängig, sind 
jedoch netzwerkartig verknüpft 
und in überregionalen Bünd-
nissen zusammengeschlos-
sen. Vielerorts gibt es enge 
Kontakte zur NPD und deren 
Jugendorganisation JN. Im 
Bundesvorstand der Partei gilt 
der Neonaziführer Thorsten 
Heise als Bindeglied zu den 
Kameradschaften. Teilweise 
wird die NPD jedoch auch als 

„Systempartei“ abgelehnt. Die 
Kameradschaften versuchen, 
durch aggressive Präsenz 
auf der Straße in Form von 
Aufmärschen und Aktionen ein 
Klima der Angst zu erschaffen, 
indem der Widerstand gegen 
ihre Aktivitäten durch Furcht 

unterbunden wird. 
Dazu gehört auch 
die Arbeit der „Anti-
Antifa“, welche linke 
Aktivisten, aber auch 
Journalisten und 
Richter, auf Feindlis-
ten sammelt und zur 

Verfolgung der Personen auf-
ruft. Ideologisch beziehen sich 
die meisten Kameradschaften 
auf den Nationalsozialismus 
und sehen sich selbst in der 
Rolle „politischer Soldaten“. 
Sie versuchen an gesellschaft-
liche Themen anzuknüpfen. 
So traten Kameradschaften 
bei Sozialprotesten auf und 
versuchten mit nationalisti-
schen Einstellungen Anschluss 
zu finden. Teilweise äußern sie 
sich auch kapitalismuskritisch. 
Diese Kritik ist jedoch stets mit 
antisemitischem und rassisti-
schem Hintergrund gefärbt.
Staatliche Stellen gehen 
immer wieder gegen Kame-
radschaften vor. In den letzten 
Jahren wurden zahlreiche 
Gruppierungen verboten, 
darunter die „Skinheads 
Sächsische Schweiz“ (2001), 
die Berliner „Kameradschaft 
Tor“ (2005) oder die „Me-
cklenburgische Aktionsfront“ 
(2009). [sf]

» Freie Kameradschaften
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tag 2004 sowie in Mecklenburg-Vor-
pommern 2007 ist auch auf kommu-
naler Ebene ein erneuter Aufschwung 
der Partei zu beobachten.

Fazit
Nach den vorangegangenen Ausfüh-
rungen ist festzuhalten, dass die Stärke 
und die Organisation der Neofaschis-

ten nicht zu unterschätzen ist. Seit 
Beginn des 21. Jahrhunderts ist eine 
deutliche Stärkung der Neofaschisten 
festzustellen. Die NPD ist hierbei ein 
zentraler Akteur, welcher parteilich 
organisierte und stärker autonom 
handelnde Teile des neofaschistischen 
Spektrums mit wachsendem Erfolg zu-
sammenbringt. 

Die Deutsche Volksunion (DVU) 
ist eine neofaschistische Partei, 
welche sich um ein gemäßigtes, 
rechts-konservatives Image 
bemüht. Sie ist finanziell 
abhängig vom ehemaligen 
Parteivorsitzenden Gerhard Frey. 
Sie führt, neben dem Kampf um 
die Parlamente, hauptsächlich 
den Kampf um die Köpfe durch 
regelmäßige Publikationen, 
darunter die „National-Zeitung“. 
Die Partei wurde 1971 von 
dem Münchner Verleger Frey 
gegründet und hat etwa 6.000 
Mitglieder. Der Parteivorsitzen-
de, welcher auch die „National-
Zeitung“ verlegt, gab sein Amt 
erst im Jahr 2009 an seinen 
Günstling Matthias Faust ab. Im 
DVU-Parteiprogramm wird die 
neofaschistische Gesinnung 
eher zwischen den Zeilen 
erkennbar. Es wird Wert auf 
anschlussfähige Formulierungen 
gelegt, jedoch gibt es deutlich 
rassistische Tendenzen gegen 
alle als „volksfremd“ aufgefass-
te Personen. Geschichtsrevisi-
onismus ist ein weiterer Schwer-

punkt der DVU. Hierzu gehört 
auch die Revision der Oder-Nei-
ße-Grenze. Anfang der 1990er 
grenzte sich die DVU von neo-
nazistischen Vereinigungen und 
später der NPD ab, wohl in der 
Absicht, ein rechtskonservatives, 
bürgerliches Image zu erhalten. 
Mit dem „Deutschlandpakt“ gab 
es jedoch in den 2000er Jahren 
zahlreiche Wahlabsprachen mit 
der NPD. Nazis der beiden Par-
teien kandidierten auf jeweils 
Listen der anderen Partei und 
umgekehrt. Die DVU zog in vier 
Bundesländern in Landespar-
lamente ein, darunter mit dem 
höchsten Ergebnis einer neofa-
schistischen Partei in der BRD 
im Jahr 1998 in Sachsen-Anhalt 
mit 12,9% der Stimmen. Die 

„Republikaner“ (REP) stuft sich 
selbst als rechtskonservativ ein 
und wird als Gesamtpartei vom 
Verfassungsschutz nicht (mehr) 
dem neofaschistischen Lager 
zugerechnet. Sie entstand 1983 
als eine Splittergruppe der 
CSU und konnte neben einem 
kleineren Erfolg bei den Europa-

wahlen 1989 (7%) dreimal in 
ein Landesparlament einziehen 
(Berlin 1989; Baden-Württem-
berg 1992/1997). Die 6.700 
Mitglieder starke Partei pro-
pagiert einen durch kulturelle 
Homogenität und Abgrenzung 
nach Außen gekennzeichneten 
Nationalismus als Lösung für 
Überfremdung, Entdemokra-
tisierung und wirtschaftliche 
Abhängigkeit vom Ausland. 
Antiislamismus und Rassismus 
sind auch hier Teil der Ideologie. 
Zwischen REP und neonazisti-
schen Gruppierungen gibt es 
keine offizielle Annäherung 

– im Gegenteil wird ein strikter 
Abgrenzungskurs gegen NPD, 
DVU sowie Kameradschaften 
gefahren. Die Republikaner 
gelten als die moderateste der 
drei Parteien. Dies ist aber kein 
Grund, die Republikaner zu 
bagatellisieren. [sf]

» Die DVU und REP

Springerstiefel, Glatze und Bom-
berjacke? Von diesem altge-
dienten Klischee ist die rechte 

Szene inzwischen zu einem großen 
Teil abgerückt. Natürlich gibt es sie 
immer noch: die Skinhead-Kamerad-
schaften. Doch dringen rechte An-
sichten und Ideologien immer mehr 
in die verschiedensten Subkulturen 
vor. Sie Alle vereint der Hass auf jede 
Person, die sie aus den verschiedens-
ten Gründen als „nicht zugehörig“ 
definieren. 
Rechte Unkultur dient als Methode, 
um bisher politisch unentschlos-
sene Jugendliche für den „nationalen 
Kampf“ zu gewinnen – leider häufig 
mit erschreckend großem Erfolg. Ge-
rade in Regionen mit ungenügend 
Ausbildungsplätzen und fehlenden 
kostengünstigen Freizeitmöglich-
keiten finden rechte Ansichten bei 
Jugendlichen ein leicht zu füllendes 
Vakuum. Der Weg zu organisierten 
Bestrebungen ist dann auch nicht 
mehr weit. 

„Freie Kameradschaften“
Um Verbotsverfahren zu umgehen 
entstanden in den 1990er Jahren 
verstärkt Freie Kameradschaften, 

die bewusst verein-
sähnliche Organi-
sationsstrukturen 
umgehen. Sie or-
ganisieren sich in 

örtlichen Gruppen, die in etwa 15 bis 
20 Mitglieder umfassen und zudem 
häufig untereinander vernetzt sind. 
Regelmäßig stattfindende Kamerad-
schaftsabende bieten ein Gemein-
schaftserlebnis, dienen zur Vorberei-
tung von Aktionen und häufig auch 
für die neofaschistische Schulung. Im 
sicheren Gruppenverband ist auch der 
hang zu Straftaten größer, die meist 
in der Gemeinschaft verübt werden. 
Der überwiegende Teil der Kamerad-
schaftsmitglieder ist männlich, das 
Einstiegsalter liegt bei 16 Jahren.
Der Vorteil gegenüber neonazisti-
schen Gruppierungen ist, dass Freie 
Kameradschaften dynamischer sind 
und häufig die Führungspersonen 
wechseln, was dazu führt, dass sie 
nur wie zufällige Randerscheinungen 
wahrgenommen werden.

Neofaschistinnen
Die Bedeutung der Frau in der rechten 
Szene ist zwiespältig: Auf der einen 
Seite wird sie, getreu dem national-
sozialistischen Ideal, in der Rolle der 
Mutter zur Erhaltung der deutschen 
Volksgemeinschaft gesehen: Sie backt 
Apfelkuchen für Infostände und bü-
gelt die Hemden. Auf der anderen 
Seite erscheint sie als Kämpferin, die 
ihrem männlichen Kameraden in 
nichts nachsteht. Es wird geschätzt, 
dass Frauen heute rund ein Drittel 
der rechten Szene ausmachen. Zwar 

(Un)Kultur von Rechts
Menschenverachtung als Unterhaltungswert?
Von Antje Rosebrock

Antje Rosebrock  
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sind inzwi-
schen 5% der 
rechten Straf-
täter weiblich, 
doch häufig 
arbeiten sie im 
Hintergrund, 
übernehmen 
logistische Auf-
gaben, melden 
Aufmärsche an 
oder agieren 
als Spitzel in 
linken Kreisen.
Insgesamt wird 
die Rolle der 
Frau aber wei-
testgehend nur 
auf die sexuel-
len und mütterlichen Aspekte herun-
ter gebrochen.

Gewalt 
Allein im Jahre 2009 konnten 20.000 
Gewaltdelikte mit der rechten Szene 

in Verbindung 
gebracht wer-
den. Das sind 
fast 55 rechte 
Übergriffe pro 
Tag. Gewalt ist 
nicht nur eine 
unliebsame 
Nebenerschei-
nung rechtsra-
dikaler Unkul-
tur, sondern 
eines der zen-
tralen Bestand-
teile. Ausgelöst 
durch einen 
martialischen 
Männerkult 
und ein kons-

truiertes Feindbild, richtet sie sich 
gegen jeden, der als potentielles Op-
fer identifiziert werden kann: Migran-
tInnen, AntifaschistInnen, Schwule 
und Lesben, Obdachlose… Ihre Hin-
tergründe werden häufig von den 

Da Zeichen und Parolen wie 
das Hakenkreuz oder der 
Hitlergruß in Deutschland 
verboten sind, wird häufig auf 
Zahlencodes zurückgegriffen. 
Sie finden sich an Hauswän-
den, auf Kleidungsstücken, 
werden tätowiert oder in 
Liedtexten verwendet.
Oftmals weisen die Codes auf 
die entsprechenden Buch-
staben im Alphabet hin oder 
stehen für ein Datum. 

88 HH — „Heil Hitler“
18 AH — Adolf Hitler
1347 MdG — „Mit deutschem Gruße“ war eine weitverbreitete 

Briefgrußformel in der Zeit des Nationalsozialismus und 
ist inzwischen dann verboten, wenn sie in einem Text 
mit eindeutig nationalsozialistischem Bezug auftaucht

28 BH — „Blood &Honour“ (in der BRD verbotenes Neonazi-
Netzwerk)

14 „14 words“ (Ausspruch des amerikanischen Neonazi 
David Lane: „We must secure the existence für our peo-
ple and a future for white children“)

100% „rein arisch“
4/20 20. April (Geburtstag von Adolf Hitler)

» Codes der Neonazis

zuständigen Richtern nicht erkannt 
oder bewusst ausgeblendet, die Taten 
als „normal“ und „nicht politisch mo-
tiviert“ eingestuft.
Meist sind es keine Einzeltäter son-
dern ein ganzer Mob, der ein häufig 
eindeutig unterlegenes Opfer an-
greift. Die Straftaten passieren meist 
während, aber auch am Rande von 
Veranstaltungen. Nämlich dann, 
wenn einzelne Gegendemonstran-
tInnen auf dem Hin- oder Rückweg 
angetroffen werden.
Die simple Logik der Neonazis: Wo die 
Polizei aufhört gegen ‚Asoziale’ durch-
zugreifen, werden die Nazis zur Bür-
germiliz.

Please, turn it down! RechtsRock
Nur mit brutalen Hasstiraden lassen 
sich Jugendliche schwerlich ködern. 
Musik gilt in der rechten Szene als 
Einstiegsdroge Nummer Eins und ist 
ein wirksames Mittel, um rechtsra-
dikales Gedankengut zu vermitteln. 
„Musik ist unsere Waffe, gefährlicher 

als Panzer und Granaten“, sagt die 
Rechtsrock-Band „Sturmwehr“. Die 
einschlägige Musik wirkt als verbin-
dendes subkulturelles Element und 
identitätsstiftend. Die Feindbilder 
und Ideologiefragmente werden ge-
mäß des Anlasses und Ziels verwen-
det und mehr oder minder unter-
schwellig benutzt. 
Meist wird dabei versucht, unterhalb 
eines Straftatbestandes zu agieren, 
um die Indizierung der CDs zu ver-
meiden. Nichtsdestotrotz werden 
CDs vielfach im Ausland produziert 
oder können auf Internetseiten her-
untergeladen werden. 
Auch die NPD erkannte, dass man mit 
Musik Jugendliche leicht ködern kann 
und verteilte im Wahlkampf ihre kos-
tenlose „Schulhof-CD“ bisweilen so-
gar an Grundschulen. Bands wie die 
2005 verbotene Nazi-Band „Landser“ 
erreichen in der rechten Szene und 
bei vielen Jugendlichen inzwischen 
einen Bekanntheitsgrad von 100% 
und haben Kultstatus.
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Die Autonomen Nationalisten 
(AN) sind eine neonazistische 
Strömung, die seit sechs bis 

acht Jahren in Erscheinung tritt. Ihr 
Entstehen provoziert seither nicht nur 
Antifaschisten, sondern auch die eige-
ne neonazistische Szene. Immer wieder 
haben AN mit ihrem ungewöhnlichen 
Auftreten mediale Aufmerksamkeit 
erregt. 
Eine ernsthafte Auseinandersetzung 
mit ihnen kommt jedoch erst allmäh-
lich in Gang. Kritische Beobachter 
sind dabei allerdings vor allem auf die 
rar gesäten und oft wiedergekäuten 
Selbstdarstellungen der AN angewie-
sen. Darüber hinaus lassen sich die Ak-
tionen der AN, also vor allem Aufmär-
sche auswerten. Schließlich gibt es eine 
Reihe von Aussteigern, die Aufschluss 
geben können. Diese Informations-
quellen sind allerdings sämtlich mit 
Vorsicht zu genießen, denn sowohl Pro-
pagandabroschüren der AN wie auch 
Aussteiger vermitteln ein womög-
lich stark verzerrtes Bild über die AN. 
Schließlich herrscht große Uneinigkeit 
über ‚Wesen und Wollen’ der AN – und 
zwar unter ihren Beobachtern wie 

auch innerhalb der NS-Szene 
selbst. Das Schlagwort Auto-
nomie erweist sich – dies sei 
bereits vorweggenommen – 
sehr bald als schillernder 
Begriff. 

Wir sind viele – was seid ihr?
Die AN speisen sich durchweg aus den 
Reihen der jüngeren Neonazis, der 
Altersdurchschnitt liegt mit ca. 15-25 
Jahren deutlich unter dem der so ge-
nannten Freien Kameradschaften, die 
ja bereits in den 90er Jahren entstan-
den. Über die Zahl der AN und ihre ge-
ographische Verortung kann man nur 
mutmaßen: In der Vergangenheit war 
zuweilen von einem Westphänomen 
die Rede; allerdings treten Neonazis 
mittlerweile auch bundesweit unter 
diesem Label auf. Die auf bis ca. 1.000 
Personen geschätzte Strömung könnte 
somit wesentlich größer sein. 
Im Folgenden sollen die wichtigsten 
Merkmale genannt werden, die die 
AN allgemein ausmachen: Sie kleiden 
sich in einem Stil, den man traditio-
nell bei autonomen Linken erwarten 
würde: Basecaps, Baggypants und Ka-
putzenpullis. Charakteristisch sind 
zudem Stilelemente wie Mangafigu-
ren oder Graffitis, aber auch eindeutig 
politische Symbole. Die Assoziation 
wird zusätzlich noch verstärkt durch 
die Besetzung einer für Autonome ty-
pischen antibürgerlichen und antika-
pitalistischen Rhetorik, zuweilen auch 
auf Englisch („capitalism kills“, „fuck 
the system“). Die AN stellen damit die 
vermeintlich linke Deutungshoheit 
über eine ganze Reihe von Codes und 
Symbolen in Frage. Zudem hat sich 

Lenard Suermann 

ist Mitarbeiter im 

Arbeitskreis Rechts 

des DISS und aktiv 

in der gewerkschaft-

lichen Jugendbildung.

Style Wars
Oder: Warum die Autonomen Nationalisten nicht 
autonom sind
Von Lenard Suermann1

auch das Repertoire der für den Zusam-
menhalt der Szene wichtigen Musiksti-
le gewandelt. Neben dem noch immer 
dominierenden Rechtsrock lassen sich 
Bezüge auf die Hardcore-Jugendkultur 
finden. In der Szene spricht man von 
National Socialist Hardcore bzw. NS-
HC oder auch Hatecore. Den jungen 
Neonazis gelingt es somit erheblich 
leichter, Altersgenossen anzusprechen 
und zugleich Repressionen zu entge-
hen, als es ihnen im Klischee des Nazi-
Skins gelänge. Die AN legen darüber 
hinaus einen starken Fokus auf direkte 
und sichtbare Aktionen und Provokati-
onen. Dies zeigt sich zum einen darin, 
dass sie mit Aufklebern, Graffitis und 
Flugblättern den öffentlichen Raum 
besetzen. Parallel dazu sind sie auch 
im virtuellen Raum mit einer Vielzahl 
von optisch durchaus ansprechenden 
Internetseiten vertreten – wobei nicht 
davon auszugehen, dass hinter jeder 
dieser Seiten auch eine handlungsfä-
hige und aktive Gruppe stünde. Zum 
anderen gehört dazu die Propagierung 
Schwarzer Blöcke bei Aufmärschen – 
zum Teil unter dem Label NS-Black 
Block. Diese stellen in der neonazisti-
schen Szene sicherlich ein Novum dar, 
auch wenn sie dort auch heftig um-
stritten sind. 
Auftreten und Style sollten jedoch 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
sich die für die NS-Szene typischen 
Elemente auch bei den AN wieder 
finden lassen: NS-Ikonen werden ge-
nau so verehrt wie die Verbrechen der 
Nazis geleugnet werden. Die völkisch-
nationalistische Ideologie hat ebenso 
ihren Platz wie die Verherrlichung von 
Gewalt gegenüber Andersdenkenden, 

die auch die Bereitschaft zu politisch 
motiviertem Mord mit einschließt. 

Autonomer Gehorsam?!
Die Identifizierung der AN scheint 
beim ersten Blick recht einfach, jedoch 
sollte man nicht vergessen, dass sich 
die braune Szene auch andernorts ge-
wandelt hat. Neonazis laufen zwar zum 
Teil immer noch klischeehaft im Skin-
head-Look herum, doch die meisten ge-
hen auch hier mit der Zeit – zumindest 
was Modetrends angeht. Wenn sich 
also die AN von der sonstigen Szene 
abheben, dann über ihr spezifisch au-
tonomes Selbstverständnis.  Der so viel 
beschworene Begriff der Autonomie 
müsste nun inhaltlich gefüllt werden: 
wer ist hier wovon autonom? Diese Fra-
ge ließe sich am anschaulichsten über 
die Selbstzuschreibungen und Abgren-
zungen der AN selbst zeigen – wären 
diese nicht derart widersprüchlich.
Gerade zu Beginn traten die AN be-
sonders provokant auf. Sie ließen 
keinen Zweifel daran, dass sie sich in 
Abgrenzung zu den althergebrachten 
Freien Kameradschaften sahen. Die 
Annäherung letzterer an die „legalis-
tische“ NPD stellte für viele AN einen 
Ausdruck von Rückständigkeit, Auto-
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ritätshörigkeit und fehlender Sponta-
neität dar. Denn die NPD, die sich im 
Zuge des gescheiterten Verbotsverfah-
ren 2003 radikalisiert hatte und sich 
daraufhin für nunmehr unverbietbar 
hielt, suchte die Nähe zu den Freien Ka-
meradschaften und propagierte eine 
gemeinsame  Volksfront. Viele derer, 
die zuvor frei im Sinne von parteilos 
definierten, hofften nun auf eine Par-
teikarriere. Intern wurde dies natürlich 
(nicht nur seitens der AN) äußerst kri-
tisch verfolgt. Zumal viele der Freien 
im zuvor dominierenden Skinhead-Stil 
auftraten, kann der stilistische Bruch 
der AN auch symbolisch als Perspekti-
venwechsel verstanden werden.
Dennis Giemsch, Dortmunder Neona-
zikader und Geburtshelfer der AN, pro-
pagierte 2004 den Schwarzen Block als 
angemessenes Mittel zur aggressiven 
Durchsetzung gegen politische Gegner 
im damals wichtigsten Szeneforum 
Freier Widerstand mit radikalen Wor-
ten:
„Nach dem Vorbild des BB [Black Block, 
d. Verf.] bilden sich heute auch die ers-
ten Nationalen Schwarzen Blöcke. Aus 
freien Nationalisten werden autono-
me Nationalisten, aus der passiven, 
nur reagierenden Bewegung, wird eine 

aktive, Richtungbestimmende Bewe-
gung. Wann ACTION ist, bestimmen 
WIR! […] Es ist an der Zeit, dass wir die 
neuen Möglichkeiten voll ausschöpfen 
und damit beginnen uns neu zu or-
ganisieren. Der gewaltfreie, friedliche 
Kampf hat fast 60 Jahre stattgefunden 
und wir haben nichts erreicht. […] Bil-
det autonome Zellen und den Schwar-
zen Block!“2

Derartige Tabubrüche wurden und wer-
den seitens der szeneinternen Gegner 
der AN als eindeutige Verfallserschei-
nungen einer dekadenten Jugend ab-
gelehnt. Als Beispiel sei an dieser Stelle 
der süddeutsche Kameradschaftsfüh-
rer Norman Bordin angeführt: Nach-
dem diesem sich ein Teil seines Fuß-
volkes von ihm losgesagt hatte, um 
sogleich als AN aufzutreten, sah Bordin 
sich zu einer deutlichen Antwort genö-
tigt. Die AN seien mit ihrem „von HIP-
HOP-Musik geprägten Lifestyle“ nicht 
in der Lage „politische Inhalte, die der 
nationalen Weltanschauung entspre-
chen, an die Zielgruppe – das deutsche 
Volk – zu transportieren“.
Eine Kehrtwende dieses Konflikts, 
der durchaus auch körperlich geführt 
wurde, leitete ausgerechnet eine Ini-
tiative aus dem NPD-Parteipräsidium 

ein. „Wer eine Demonstration mit 
einem Faschingsball verwechselt, soll 
ihr lieber fernbleiben“, hieß es über 
die AN in einer Erklärung vom 15. 
August 2007 mit dem Titel „Unsere 
Fahnen sind schwarz, unsere Blöcke 
nicht!“. Dies löste allerdings heftigere 
Reaktionen aus als vorausgesehen: 
Nachdem Christian Worch, Altkader 
aus den Reihen der Freien Kamerad-
schaften, sich zum Wortführer der 

AN gemacht hatte und der NPD vor-
warf, „Bestimmungsmacht über alle 
parteifreien Nationalisten ausüben zu 
wollen“, musste diese zurückrudern. 
Bereits am 10. September folgte die Er-
klärung zur Erklärung, in der das NPD-
Parteipräsidium ihr „Bekenntnis zum 
Volksfront-Gedanken“ noch einmal 
bekräftigte. Dies konnte jedoch nicht 
verhindern, dass de AN nun viele Sym-
pathien seitens der Freien Kamerad-
schaften ernten konnten.
Viele AN legen inzwischen Wert auf die 
Feststellung, ihr Auftreten entspräche 
ihrer jugendlich-modernen Ausrich-
tung, von Spaltung und Abgrenzung 
ist inzwischen keine Rede mehr. Auf 
mehreren Homepages kann man die 
wortgleiche Selbstdarstellung lesen, 
in der geradezu versöhnlich von einer 
gemeinsamen ideologischen Grundla-
ge die Rede ist. Anscheinend legt man 
Wert darauf, dass das Selbstverständ-
nis der AN „keineswegs mit der nati-
onalistischen Weltanschauung in Wi-
derspruch geräht [sic!]. Der Nationale 
Sozialismus ist eine progressive Welt-
anschauung, das heißt dies muss sich 
auch im Erscheinungsbild bemerkbar 
machen.“ 
Zumindest in einzelnen Fällen sind 
derartige Aussöhnungen nicht nur ide-
ologisch, sondern auch finanziell mo-
tiviert. So plauderte Christian Worch 
2009 in einem Weblog ganz beiläufig 
aus, ein NPD-Funktionär habe „den 
autonomen Nationalisten Dortmund 
dreitausend Euro dafür geboten, daß 
diese die DVU im Kommunalwahl-
kampf NICHT unterstützen. Mit ande-
ren Worten also: Fürs Nixtun.“ 
Dennoch scheinen sich die Prota-

gonisten der AN weiterhin mit Ab-
grenzungen beschäftigen zu müssen. 
Standen noch vor wenigen Jahren die 
erstarrten Strukturen innerhalb der 
braunen Szene im Fokus der AN, wet-
tert die jüngste Generation auch gegen 
Hierarchien innerhalb der eigenen Rei-
hen. So kann man auf der Homepage 
von AN aus dem niedersächsischen 
Delmenhorst lesen, was man dort von 
„falschen Autoritäten“ hält:
„Feste Strukturen werden durch ein 
dichtes Netzwerk überflüssig gemacht, 
das arbeitsteilig nach den verschie-
denen Fähigkeiten der Einzelnen zu-
sammenarbeitet. Das Konzept des po-
litischen Soldaten ist der exekutiven 
Macht des Staates nicht mehr gewach-
sen und wird durch das des politischen 
Partisanen / der politischen Partisanin 
abgelöst, der bzw. die sich anonym in 
der Gesellschaft bewegt, um die Idee 
der nationalen und der sozialen Revo-
lution unter die Menschen zu tragen. 
Selbstbestimmter Widerstand!“ 
Dem „politischen Soldaten“, einem 
Mitglied der Waffen-SS und in der NS-
Szene ein Synonym für nazistische 
Ideologie, Disziplin, Unterordnung 
und Opferbereitschaft wird hier eine 
klare Absage erteilt. Das Modell einer 
starken Kampforganisation mit Füh-
rerprinzip wird hier ersetzt durch den 
subversiven Partisanenkampf. Dies 
mag als Antwort auf eine Krise der sich 
zunehmend dezentral organisierenden 
Neonazis interpretiert werden. (Im Ver-
gleich zur Situation vor zehn oder 20 
Jahren werden zwar, bedingt durch die 
Anbiederung an Jugendszenen, relativ 
breite Schichten angesprochen. Ande-
rerseits vermag die Szene keine bun-
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stark an der NS-Hardcore-Szene ori-
entierte Basis zu disziplinieren: „Man 
sollte also letztlich erkennen, das eine 
Subkultur Autonome Nationalisten 
falsch und kontraproduktiv wäre. Ein 
AN existiert nur solange eine Aktion 
läuft, bei der er benötigt wird. Sobald 
diese beendet ist, hat er sich wieder 
so zu verhalten wie man es von ihm 
als Anhänger unserer Sache erwar-
tet. Anti-autoritäres und sich abgren-
zendes Verhalten bzw. Auftreten sind 
hier also fehl am Platze.“ 
Damit sind die Möglichkeiten, aber 
auch die Grenzen der Spielräume für 
die Selbstinszenierungen der AN aus-
gelotet. Denn im Alltag stehen diese 
rebellischen Phrasen einem organi-
sierten Netz von Kadern gegenüber, 
die sich wiederum einer Bandbreite 
von Propagandamedien, politischen 
Schulungen und historischen Vorbil-
dern bedienen. Auf dem von Christian 
Worch im November 2009 angemel-

deten und massiv von AN unter dem 
Slogan „Für ein Recht auf Zukunft! Ar-
beit, Freiheit, Brot, durch nationalen 
Sozialismus” beworbenen Aufmarsch 
in Recklinghausen konnte man bei-
spielsweise Zeuge eines Aufmarsches 
werden, den man aus diesen Kreisen 
nicht (mehr) erwartet hätte: Statt 
eines Schwarzen Blocks warteten die 
Neonazis mit geordneten Reihen, 
einheitlicher Kleidung und einem 
Fahnenmeer auf. Diese, wie auch die 
Transparente, zeigten Hammer und 
Schwert miteinander gekreuzt, das 
Symbol des nationalrevolutionären 
Flügels der NSDAP. Die Veranstalter 
sprachen sich eindeutig gegen ein 
Zuviel an Selbstbestimmung aus:

desweit akzeptierten Führungskader 
mehr hervorzubringen.) 
An anderer Stelle versuchen die Kader 
der AN, diesen Prozess zu bekämpfen: 
In der ersten und einzigen Ausgabe 
des „An.schlag. Das Handbuch der Au-
tonomen Nationalisten“ aus dem Jahre 
2008 sollte dem Zielpublikum mit re-
bellisch klingenden Phrasen und viel 
jugendgerechter Ästhetik die diszipli-
nierte Unterordnung schmackhaft ge-
macht werden: „Werdet Teil einer Be-
wegung, werdet Teil des Widerstandes, 
werdet ein politischer Soldat gegen das 
System!“
Die Wunschvorstellung einer sich auf 
Kommando in „politische Soldaten“ 
verwandelnde Jugend steht im krassen 
Widerspruch mit herkömmlichen Vor-
stellungen von Autonomie, trotzdem 
sich hier um einen betont lässigen Stil 
bemüht wurde. Die folgende Erklärung 
der AN aus Aschaffenburg steht bei-
spielhaft für den Versuch, die eigene, 

Christian 
Worch am 

1. Mai 2009 
in Berlin

„Es ist nicht zweckdienlich wenn man 
den Teilnehmern die Gestaltung der ei-
genen Demonstration überlässt. Zwar 
mögen viele Transparente interessant 
aussehen, erfüllen aber nicht Sinn und 
Zweck ihres Daseins. Oft viel zu unle-
serlich, klein geschrieben und verziert, 
verfehlen diese oft das eigentliche Ziel: 
Außenwirkung. […] Auch mit der Diszi-
plin, abgesehen von einigen wenigen 
Ausnahmesituationen, sind wir wei-
testgehend zufrieden.“ 

Fazit
Man muss die Entwicklung der gesam-
ten NS-Szene in den Blick nehmen, um 
zu verstehen, auf welche ‚Frage’ die AN 
sozusagen eine ‚Antwort’ darstellen. 
Neben der bloßen Modernisierung des 
Stils wurde bereits auf die Dezentrali-
sierung der NS-Szene hingewiesen, wie 
auch auf die zunehmende Anbindung 
an die rechte Jugendszene. Jedoch 
sollte auch nicht vergessen werden, 
dass die Modernisierung der NS-Szene 
weder erst mit den AN begann, noch 
mit diesen abgeschlossen sein wird. 
Im historischen Vergleich mit Verän-
derungsprozessen innerhalb der NS-
Szene der 80er oder 90er Jahre stößt 
man auf zum Teil identische Phrasen 
und Bemühungen um szeneinterne 
Erneuerungen oder Disziplinierungen 
der Basis. Angesichts der Illegalität 
der nazistischen Weltanschauung und 
der gesellschaftlichen Tabuisierung 
derselben fragen sich (Neo-)Nazis seit 
1945, wie sie die Aufmerksamkeit auf 
sich lenken oder ob legale Vorfeldor-
ganisationen und Parteien geeignete 
Werkzeuge darstellen können.  
Im speziellen Fall der AN muss jedoch 

zu all dem auch die Schwammigkeit in 
deren Selbstverständnis in den Blick 
genommen werden. Diese Uneindeu-
tigkeit mag als Krise der NS-Szene ge-
wertet werden, ebenso aber als Chance: 
Das Label AN als Klammer, innerhalb 
derer auf breiter Linie neue Styles und 
Strategien ausprobiert werden kön-
nen.
Schlussendlich, und das mag die wich-
tigste Lehre aus den AN sein, erkennt 
man Neonazis nicht an der Kleidung – 
 sondern immer noch an ihrer völkisch-
nationalistischen Ideologie. 

Weiterführende Literatur
-  Peters, Jürgen / Schulze, Christoph 

(Hg.) 2009: „Autonome Nationalis-
ten“. Die Modernisierung neofaschis-
tischer Jugendkultur, Münster 

-  Schedler, Jan 2009: Übernahme von 
Ästhetik und Aktionsformen der 
radikalen Linken – Zur Verortung 
der „Autonomen Nationalisten“ im 
extrem rechten Strategiespektrum, in: 
Braun, Stephan / Geisler, Alexander / 
Gerster, Martin (Hg.) 2009: Strategien 
der extremen Rechten: Hintergründe 
– Analysen – Antworten, Wiesbaden, S. 
332-357

Fußnoten
1 Diesem Artikel liegt der wesentlich 

ausführlichere Aufsatz zugrunde: Lenard 
Suermann: Rebel without a Course. Der 
Diskurs um die „Autonomen Nationalisten“, 
in: Wamper, Regina / Kellershohn, Helmut 
/ Dietzsch, Martin (Hg.) 2010: Rechte 
Diskurspiraterien. Strategien der Aneignung 
linker Codes, Symbole und Aktionsformen, 
Münster, S. 166–193

2  Der Autor hat sich bewusst gegen die 
Angabe von Quellen entschieden, in denen 
neonazistische Ideologien verbreitet werden. 
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Markus Bernhardt 

ist freier Journalist

senkirchen – in Stadträte einzuziehen. 
Trotz alledem fehlt es den angeblichen 
Bürgerbewegten an der Basis vielerorts 
an aktionsfähigem und kompetentem 
Personal. 
Die im Februar 2007 in Anlehnung 
an die „Bürgerbewegung pro Köln“ in 
Leverkusen ins Leben gerufene Partei 
„pro NRW“ ist seit ihrer Gründung be-
müht, sich als wählbare Alternative zu 
den etablierten Parteien darzustellen. 
Dabei setzen die rechten Aktivisten ei-
nerseits auf das recht unverfängliche 
Label als „pro“-Bürgerbewegung, das 
von potentiellen Wählerinnen und 
Wählern nicht zwangsläufig als poli-
tisch rechts stehend identifizierbar 
ist. 
Die durchaus geschickt gewählte Na-
mensgebung spielt eine wichtige 
Rolle bei dem Versuch, sich populis-
tisch als scheinbar kommunale Inter-

essenvertretung bürgerschaftlicher 
Anliegen zu verkaufen. Während bei 
Unterschriftensammlungen der NPD 
direkt erkennbar ist, dass es sich um 
eine neofaschistische Partei handelt, 
suggeriert das „PRO“ politisch unver-
fängliche Bürgernähe. Dies ist für die 
Strategie dieser Gruppierung von im-
menser Bedeutung, da das Sammeln 
von Unterschriften einen wichtigen 
Stellenwert in deren politischer Me-
thodik einnimmt. Das Gleiche lässt 
sich zu der Bezeichnung „Bürgerbewe-
gung“ sagen. PRO NRW tritt in der Tra-
dition Freier Wählergemeinschaften 
in Erscheinung, um sich als eine neue 
und „seriöse“ Kraft von Rechts zu in-
szenieren.
Zum anderen geriert sich die Partei 
jedoch klar als deutschnationale Ver-
treterin wirtschaftspolitischer Inter-
essen und setzt schwerpunktmäßig 

Nicht erst seit der Ende August 
2010 erfolgten Veröffentli-
chung von Thilo Sarrazins 

Machwerk „Deutschland schafft sich 
ab“ und den darin enthaltenen mus-
limfeindlichen Ergüssen, nehmen in 
der Bundesrepublik gegen Muslimin-
nen und Muslimen gerichtete Vorur-
teile und Stigmatisierungen stetig zu. 
Dem SPD-Politiker und früheren Ber-
liner Finanzsenatoren ist damit ein 
Erfolg gelungen, der rechten und  neo-
faschistischen Splittergrüppchen und 
Kleinstparteien bisher versagt blieb: 
Deutschland übt den Tabubruch. End-
lich darf – flankiert von reißerischer 
Medienberichterstattung – wieder 
ausgesprochen werden, was der deut-
sche Durchschnittsbürger seit jeher 
zu wissen glaubte: Der Moslem an sich 
will sich nicht integrieren, übt sich in 
Sozialschmarotzertum, unterdrückt 
Frauen, attackiert Homosexuelle  und 
verachtet selbstredend jeglichen Le-
benswandel, den man gemeinhin 
„westlich“ orientiert nennt. 
Ende 2010 ist es nicht etwa ein pau-
schal formulierter Rassismus, sondern 

die sich zunehmend aggres-
siver gerierende explizite 
Muslimfeindlichkeit, die 
Neonazis, Rassisten, christ-
liche Fundamentalisten, 
sogenannte Antideut-

sche und den Mainstreamdeutschen 
zusammenbringt und die – wie in 
Berlin geschehen – schlimmstenfalls 
in Brandanschlägen auf Moscheege-
meinden gipfelt. Eben diese fatale ge-
sellschaftliche Entwicklung ist es, die 
von Rassisten unterschiedlicher Aus-
prägungen genauestens beäugt wird. 

Keimzelle Nordrhein-Westfalen 
Vor allem Gruppierungen wie „pro 
Deutschland“ oder deren Schwester-
partei, die selbsternannte nordrhein-
westfälische Bürgerbewegung „pro 
NRW“, verspüren ob des gesellschaft-
lichen Zuspruchs für antimuslimische 
Hasstiraden Oberwasser. Zwar gilt 
Muslimfeindlichkeit bei Rechten 
und Neofaschisten nicht erst seit der 
Schweizer Volksabstimmung, bei der 
eine Mehrheit der Wahlberechtigten 
2009 den Bau von weiteren von Mina-
retten ablehnte, als politisches Erfolgs-
konzept. Schwerpunktmäßig mus-
limfeindlichen Gruppierungen und 
Parteien gelang es im Gegensatz zum 
europäischen Ausland in der Bundes-
republik jedoch bisher nur selten, bei 
Wahlen überdurchschnittliche Erfolge 
zu erringen. Zwar ist es lokalen Struk-
turen der „pro“-Bewegung gelungen, 
bei der letzten NRW-Kommunalwahl 
2009 mancherorts – wie unter ande-
rem etwa in Köln, Leverkusen und Gel-

Erfolgskonzept 
Islamfeindlichkeit?!
Die Bürgerbewegung „PRO“ im rechten Gewand
Von Markus Bernhardt
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Plakaten mit der Parole „Arbeit, Fa-
milie, Vaterland“ geworben, die auch 
schon von der neofaschistischen NPD 
verwendet worden war. Bei einer Ver-
anstaltung zum Thema Patriotismus 
2006 soll der frühere CDU-Politiker 
Zeugenaussagen zufolge gesagt haben, 
dieser werde gebraucht, „um endlich 
vom Schuldkult runterzukommen“ 
und damit „Deutschland nie wieder 
von Multi-Kulti-Schwuchteln in Berlin 
regiert wird“. 2003 sorgte Nitzsche für 
Aufsehen, als er erklärte, dass einem 
Muslim eher die Hand abfaule, als dass 
er CDU wähle. 
Obwohl es „pro NRW“ wiederholt gelun-
gen ist, mittels großspuriger Ankündi-
gungen in den Medien berücksichtigt 
zu werden, darf die tatsächliche Mobi-
lisierungsfähigkeit der Rassisten – zu-
mindest, was die Straße betrifft – mit 
Fug und Recht bezweifelt werden. So 
stieß ein von „pro NRW“ im März 2010 
im Ruhrgebiet veranstaltetes Aktions-
wochenende, das sich gegen eine an-
gebliche Islamisierung Deutschlands 
richten sollte,  bei den Anhängern 
der selbsternannten Bürgerbewegung 
wiederholt nur auf geringes Interesse. 
Einzig etwa 200 Personen nahmen in 
Duisburg an einer Demonstration der 
Muslimfeinde teil. Ebenfalls nur etwa 
200 Menschen waren einem Aufruf 
der neofaschistischen NPD gefolgt, die 
zeitgleich in der Ruhrgebietsmetro-
pole aufmarschierte. Beide Parteien 
hatten zu den gegen die im Duisbur-
ger Stadtteil Marxloh gelegene Mer-
kez-Moschee gerichteten Aufmär-
schen aufgerufen, waren jedoch auf 
den massiven Protest von über 10000 
Bürgerinnen und Bürger gestoßen, die 

sich nach Angaben des Bündnisses 
„Marxloh stellt sich quer!“, über den 
ganzen Tag hinweg an antifaschisti-
schen Aktivitäten beteiligten. Für „Pro 
NRW“ dürfte sich das antiislamische 
Aktionswochenende indes noch mehr 
als für die NPD als Reinfall entpuppt 
haben, da auch an den angekündigten 
weiteren „Mahnwachen“ vor Moscheen 
in sechs verschiedenen Ruhrgebiets-
städten nur jeweils zwischen 30 bis 50 
Rassisten teilnahmen. Und selbst die-
se waren von „pro NRW“ in Kleinbus-
sen von Kundgebung zu Kundgebung 
transportiert worden. 

vor allem auf einen antimuslimischen 
Rassismus und die Hetze gegen soge-
nannte Minderheiten wie beispiels-
weise Sinti und Roma, Lesben und 
Schwule oder auch Prostituierte und 
Drogenkonsumenten. So erklärte bei-
spielsweise „pro München“ in einer 
Wahlkampfzeitung, dass „in der Öf-
fentlichkeit provozierend auftretende 
Schwule, Perverse und Abartige“ nicht 
länger „als Vorbilder Kindern und Ju-
gendlichen vorgehalten werden“ soll-
ten. „pro München“ gilt als Pendant 
der rechtspopulistischen Gruppierung 
„pro Köln“, die bereits 1996 gegründet 
wurde und seit der Kommunalwahl 
2004 in Fraktionsstärke im Rat und al-
len Bezirksvertretungen der Domstadt 
sitzt. 
Zwar sind die „pro“-Aktivistinnen und 
Aktivisten noch immer bemüht, sich 
in der Öffentlichkeit ein halbwegs 
bürgerliches Antlitz zu geben. Nicht 
wenige der (früheren) Funktionäre 
waren jedoch bereits in der Vergangen-
heit in neofaschistischen Parteien wie  
den „Republikanern“, der NPD oder 
anderen ähnlich gelagerten Gruppie-
rungen aktiv bzw. engagierten sich in 

der rechten Szene. Zu nennen wären 
unter anderem der frühere neofaschis-
tische Multifunktionär und ehemalige 
Geschäftsführer der Kölner „pro“-
Stadtratsfraktion Manfred Rouhs, der 
Rechtsanwalt Markus Beisicht (früher 
Deutsche Liga für Volk und Heimat) 
und  Judith Wolter, die 2002 ein Gruß-
wort auf dem Bundeskongress der ne-
ofaschistischen NPD-Jugendorganisa-
tion „Junge Nationaldemokraten“ (JN) 
hielt. 

Mobilisierungsfähigkeit
Für bundesweites Aufsehen sorgten die 
Rechtspopulisten im September 2008, 
als sie ihre Anhängerschaft zu einem 
sogenannten „Antiislamisierungs-
kongress“ nach Köln mobilisierten, 
der jedoch aufgrund mannigfaltiger 
Proteste von antifaschistischen Grup-
pen, der Zivilgesellschaft und auch der 
etablierten Politik erfolgreich verhin-
dert werden konnte. Auch die Neuauf-
lage der rassistischen Zusammenkunft 
am 9. Mai 2009 wurde von massiven 
antifaschistischen Protesten begleitet 
und kam auch aufgrund mangelnder 
Teilnahme von „pro“-Sympathisanten 

nicht über eine Veranstaltung einer 
Splittergruppe hinaus. 
Im Rahmen der so genannten „Anti-
islamisierungskongresse“ arbeitete 
„pro“ indes nicht nur mit Muslim-
feinden aus dem europäischen Aus-
land, sondern auch mit dem ehema-
ligen CDU-Politiker und  früheren 
Bundestagsabgeordneten Henry 
Nitzsche zusammen, der nunmehr 
Vorsitzender des „Bündnis Arbeit, Fa-
milie, Vaterland“ ist. Nitzsche hatte 
im Bundestagswahlkampf 2005 auf 

Aktion gegen 
den „Antiis-

lamisierungs-
kongress“ in 

Köln 2008
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und NPD im 
März 2010 
gegen die 
Merkez-
Moschee in 
Duisburg-
Marxloh
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will, maßgeblich auf den Kampf gegen 
eine angebliche „Islamisierung“ und 
hat einen von Musliminnen und Mus-
limen betriebenen „demographischen 
Dschihad“ ausgemacht. 
Mittlerweile scheint es, als sei den Is-
lamgegnern sogar unwichtig, mit wem 
sie gemeinsame Sache machen. Wäh-
rend „pro“-Verbände sich wie bereits 
erwähnt - unter anderem in München, 
aber auch in Köln - in der Stimmungs-
mache gegen Lesben und Schwule 
übten, war auf Kundgebungen der 
Rechtspopulisten in Köln bereits 
mehrfach die Regenbogenfahne, das 
Symbol der Lesben- und Schwulenbe-
wegung zu sehen. 
Auch in Sachen Antisemitismus gibt 
die „pro“-Bewegung (noch) ein ge-
spaltenes Bild ab. Zwar wurden in 
der Vergangenheit bekennende Aus-
schwitzleugner auf „pro NRW“-Veran-
staltungen gesichtet, offiziell distan-
ziert sich die Gruppierung, bei deren 
Kölner Kundgebungen auch schon 
Israel-Fahnen geschwenkt wurden, je-
doch vom Antisemitismus. Damit fol-
gen die „pro“-Strukturen zunehmend 
ihren Partnerorganisationen im euro-
päischen Ausland, die ihren Antisemi-
tismus maßgeblich aus strategischen 
Gründen durch den antimuslimischen 
Rassismus, also die vielerorts auch als 
„Antiislamismus“ bezeichnete Ideolo-
gie ersetzt haben. 
Erst im Dezember 2010 veröffentlichte 
„pro Deutschland“ im Internet die so-
genannte „Jerusalemer Erklärung“, die 
unter anderem von der „Freiheitlichen 
Partei Österreichs“ (FPÖ), dem  Vlaams 
Belang und anderen rassistischen Par-
teien und eben von „pro“ unterstützt 

wurde. Darin heißt es: „Israel als ein-
zige Demokratie im Nahen Osten ist 
uns wichtiger Ansprechpartner in die-
ser bewegten Weltregion. Eine Region, 
die sich in den letzten Jahrzehnten im-
mer wieder mit Extremismus und Ter-
ror auseinander setzen musste. Ohne 
jede Einschränkung bekennen wir uns 
zum Existenzrecht des Staates Israel 
innerhalb sicherer und völkerrecht-
lich anerkannter Grenzen. Ebenso ist 
das Recht Israels auf Selbstverteidi-
gung gegenüber allen Aggressionen, 
insbesondere gegenüber islamischem 
Terror, zu akzeptieren. Wir glauben, 
dass dies bei gleichzeitigem Respekt 
gegenüber den Menschenrechten und 
auch den politischen Rechten der ara-
bischen Bevölkerung möglich sein 
muss.“
Dass die wie auch immer im Einzelfall 
begründete bedingungslose Solida-
rität mit Israel bei Teilen der neofa-
schistischen Parteien auf Sympathie 
stößt, ist indes schon seit geraumer 
Zeit kaum mehr als neue Erkenntnis 
zu verkaufen. Offenbar als eine Art 
politische Gegenleistung bekommen 
die Neofaschisten Schützenhilfe von 
selbsternannten Freunden Israels wie 
beispielsweise dem Publizisten  Hen-
ryk M. Broder, der sich auf die Seite des 
niederländischen Muslimfeind Geert 
Wilders stellte und in einem Interview 
gegen den Islam giftete: „Das Problem 
liegt nicht bei Wilders. Das Problem 
liegt darin, dass die sogenannte Re-
ligion des Friedens ein Problem mit 
der Gewalttätigkeit hat und wir da-
von wenig Kenntnis nehmen wollen”. 
Flugs bekam Broder für das Gesagte 
Applaus von Neofaschisten. Auch der 

Dass die Islamfeinde ausgerechnet ge-
gen die bundesweit größte Moschee in 
Duisburg-Marxloh aufmarschierten, 
war indes keineswegs ein Zufall. Übte 
sich die selbsternannte Bürgerbewe-
gung doch schon in der Vergangenheit 
oftmals ausgerechnet dort in antimus-
limischer Stimmungsmache, wo Mus-
lime – wie in Duisburg-Marxloh –  ge-
sellschaftlich vollkommen integriert 
waren und es im alltäglichen Zusam-
menleben zwischen den unterschied-
lichen Kulturen zu keinerlei nennens-
werten Vorkommnissen kam. 

Unbeirrt dessen tönte der „pro NRW“-
Vorsitzende Markus Beisicht, dass 
das Ruhrgebiet einen dramatischen 
demographischen und kulturellen 
Wandel erlebe und man sich in manch 
einem Stadtteil als Bürger ohne Migra-
tionshintergrund regelrecht verlassen 
fühle. Beisicht fabulierte zudem ein 
„immer selbstbewussteres Auftreten 
der islamischen Bevölkerungsgrup-
pe“ herbei, dass sich „nach außen hin 
durch protzige Großmoscheebauten, 
riesige Minarette und Muezzinruf“ 
darstelle. 
Der bei der letzten Wahl am 9. Mai 
2010 erhoffte Einzug in den nor-
drhein-westfälischen Landtag, blieb 
„pro NRW“ jedoch trotz oder vielleicht 
auch wegen besagter vollmundiger 
Ankündigungen und schlechter Insze-
nierungen mit 1,4 Prozent der Stim-
men deutlich versagt. Dies bedeutet 
jedoch fernab dessen, dass 107 476 
Wahlberechtigte ihr Kreuz bei „pro 
NRW“ gemacht haben. 

Anschlußfähigkeit um jeden Preis? 
Motiviert von den Auswüchsen der 
Sarrazin-Debatte versuchen Kleinst-
parteien wie „pro Deutschland“ und 
deren lokale Ableger die Bevölkerung 
darüber hinwegzutäuschen, dass es 
sich bei ihnen maßgeblich um eine 
„Ein-Punkt“-Organisationen handelt. 
Würden sie nicht versuchen, die Be-
völkerung auf noch mehr antimusli-
mische Stigmatisierungen zu trimmen 
und den Kampf der Kulturen aufzu-
nehmen, es bliebe kaum politischer 
Inhalt über. So setzt „pro Deutschland“ 
in Berlin, wo die Gruppierung zu den 
Abgeordnetenhauswahlen antreten 
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Jana Werner ist 

aktiv bei Die Linke.SDS 

Leipzig und Mitglied 

im Netzwerk gegen 

Islamophobie und 

Rassismus 

(NIR Leipzig)

Holocausüberlebende Ralph Giordano 
hatte aufgrund von Ausfällen gegen 
Muslime in der Vergangenheit bereits 
Beifall von „pro NRW“ erhalten. 

Fazit
Sowohl die „pro“-Bewegung als auch 
ähnlich gelagerte Parteien wie die 
vom ehemaligen CDU-Politiker René 
Stadtkewitz gegründete „Die Freiheit“ 
in Berlin, werden nur dann erfolgreich 
an den Mainstream und den dort vor-
handenen antimuslimischen Rassis-
mus andocken können, wenn sie sich 
die Neofaschisten aus den Reihen der 
NPD auf weit möglichster Distanz hal-
ten. Mit weich gespülten Parolen wie 
„Abendland in Christenhand“ („pro 
NRW“) können die Kulturkrieger zwar 
mit einigen Chancen auf Dummen-
fang gehen. Nicht aber, mit bei der Be-
völkerung zu aggressiv anmutenden 
„Ausländer raus!“-Parolen, bei denen 
sich die neonazistischen Lynchphan-
tasien der Urheber nur schwerlich 
verbergen lassen würden. 
Einer Ende 2010 vorgestellten Studie 
der Universität Münster zufolge, ha-
ben insgesamt etwa 58 Prozent der 
Westdeutschen und 62 Prozent der 
Ostdeutschen eine negative Einstel-
lung gegenüber Musliminnen und 
Muslimen, woraus sich ein nicht zu 

vernachlässigendes WählerInnenpo-
tential ergibt. Setzt die „pro“-Bewe-
gung ihre bisherige politische Linie 
in Zukunft halbwegs glaubhaft fort, 
dürfte es nur eine Frage der Zeit sein, 
bis sie zumindest in manchen Kom-
munen gesellschaftlich etabliert ist. 
Allemal gehören sowohl muslimfeind-
liche und rassistische Parteien, wie die 
„pro“-Bewegung, zu den Gewinnern 
der (nicht nur) in Deutschland ge-
führten aktuellen muslimfeindlichen 
Debatten. Auch Thilo Sarrazin, der mit 
seinem rassistischen und sozialdarvi-
nistischen Machwerk bereits Ende De-
zember 2010 mehr als drei Millionen 
Euro verdient hatte, dürfte sich selbst-
zufrieden zurücklehnen. Um Sarra-
zin und den Muslimfeinden einen 
Strich durch die Rechnung machen zu 
können, bedarf es einer starken poli-
tischen Linken, die verstanden hat, 
dass die Strukturen von sogenanntem 
Antiislamismus und Antisemitismus 
gleich sind und sich dem rassistischen 
gesellschaftlichen Mainstream enga-
giert in den Weg stellt.

Buchtipp
Schiffer, Sabine/Wagner, Constantin 
2009: Antisemitismus und Islamo-
phobie – ein Vergleich. HWK-Verlag 
2009, 260 Seiten, 24,80 Euro

Die NPD veröffentlichte dieses 
Strategiepapier im Januar 2010, 
drei Monate nachdem Thilo 

Sarrazin der Zeitschrift „Lettre Interna-
tional“ gegenüber sagte, er müsse nie-
manden anerkennen „der vom Staat 
lebt, diesen Staat ablehnt, für die Aus-
bildung seiner Kinder nicht vernünftig 
sorgt und ständig neue kleine Kopf-
tuchmädchen produziert. Das gilt für 
siebzig Prozent der türkischen und für 
neunzig Prozent der arabischen Bevöl-
kerung in Berlin.“ Obwohl selbst Sarra-

zin später gegenüber 
der Süddeutschen 
Zeitung zugeben 
musste, dass diese 
Behauptungen jede 
empirische Grund-
lage vermissen las-

sen, interessierte das die meisten Kom-
mentatoren nicht. Statt das Problem 
des antimuslimischen Rassismus klar 
zu benennen, wurde stattdessen über 
die Debattenkultur in Deutschland, die 
Meinungsfreiheit, „integrationsunwil-
lige“ MigrantInnen und Parallelgesell-
schaften diskutiert. Was viele vereinte, 
war die Überzeugung, dass es tatsäch-
lich besondere Probleme mit Mig-
rantInnen aus muslimisch geprägten 
Ländern gäbe, also die Annahme, dass 
der kulturell-religiöse Hintergrund der 
Migranten irgendwie bedeutungsvoll 
für ihre Integrationsbereitschaft sei.
Das integrierende Moment ist zugleich 
ein zentrales Merkmal des antimusli-
mischen Rassismus, das heißt, dass sich, 
ausgehend vom äußerst rechten Rand, 
Intellektuelle wie Ralph Giordano, Fe-

Islamfeindlichkeit als Türöffner
Von Jana Werner

„Keine hiesige Ausländergruppe erzeugt bei den Deutschen so viel Unbehagen wie 
die fremdartigen Moslems. Der Kampf gegen die Islamisierung ist deshalb der Türöff-
ner für weitergehende ausländerpolitische Forderungen der nationalen Opposition. 
(…) Der Moslem und die Muslima als solche – mit ihrer fremden Herkunft, ihrem 
Aussehen, ihren Sitten und ihrer Religiosität – lösen bei den allermeisten Deutschen 
Unbehagen, Angst und Abwehr aus. Um die Forderung nach Ausländerrückführung 
zu popularisieren, sollte in Wahlkämpfen genau die Ausländergruppe in den Fokus 
gerückt werden, die sich die meisten Inländer außer Landes wünschen. Die nationale 
Opposition ist also wahltaktisch gut beraten, die Ausländerfrage auf die Moslemfra-
ge zuzuspitzen (ohne sie freilich darauf zu beschränken) und die Moslems als Projek-
tionsfläche für all das anzubieten, was den Durchschnittsdeutschen an Ausländern 
stört. Die populäre Moslemkritik kann so zum Türöffner für die viel weitergehende 
Ausländerkritik der nationalen Opposition werden. Salopp formuliert: Man hat 
propagandistisch die Moslems zu schlagen, um noch ganz andere Ausländergruppen 
politisch zu treffen.“ (Aus einem Strategiepapier der NPD vom 07.01.2010)
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hauptung Muslime unterdrückten ihre 
Frauen, weil es in der Religion oder Kul-
tur so festgeschrieben sei. So stammt 
das Zitat in der Überschrift von Thilo 
Sarrazin und lautet vollständig: „Es ist 
ein Skandal, wenn türkische Jungen 
nicht auf weibliche Lehrer hören, weil 
ihre Kultur so ist.“
Zudem wird das soziale Verhalten der 
Mitglieder dieser Gruppe vorrangig 
oder gar ausschließlich aus der Grup-
penzugehörigkeit und den damit ver-
bundenen unterstellten Eigenschaften 
abgeleitet. Ein Muslim, der seine Frau 
nicht unterjocht und in einer gleich-
berechtigten Partnerschaft lebt, er-
scheint dann also als Ausnahme von 
der Regel. 

Bestimmend für den antimuslimischen 
Rassismus ist, dass ,,westliche“ – also 
,,christlich-abendländische“ – und 
,,islamische“ Kultur, als unvereinbare 
statische Blöcke einander gegenüber-
gestellt werden. Der nordrheinwestfä-
lische Verfassungsgerichtspräsident 
würde zum Beispiel Lehrer mit mus-
limischem Hintergrund gern generell 
vom Schuldienst ausschließen. Als Be-
gründung führte er an, dass Muslime 
„von ihrem muslimischen Selbstver-
ständnis her“ häufig Positionen ver-
treten, „die in offenem Widerspruch 
zu elementaren Grundwerten unserer 
Verfassung stehen.“ So sei die Frau 
„in nahezu allen Lebensbereichen“ 
schlechter gestellt als der Mann. Solche 

DVU-Plakat 
mit Logo der 

NPD (klein 
unten links)

ministen wie Alice Schwarzer, Vertreter 
des politischen und wirtschaftlichen 
Establishments wie Thilo Sarrazin und 
Hans-Olaf Henkel und sogar Teile der 
Linken bei aller Differenz in anderen 
politischen Fragen unter dem breiten 
Konsens Islamfeindlichkeit vereinen. 

„…weil ihre Kultur so ist.“  
Es ist irrelevant, ob man das Phäno-
men der Abwertung von Muslimen 
als Islamophobie, antimuslimischer 
Rassismus oder Islamfeindlichkeit be-
zeichnet. Entscheidend ist vielmehr, 
mit welchem Inhalt die Definition ge-
füllt wird. Dazu muss zunächst konsta-

tiert werden, dass es sich in jedem Fall 
um einen Rassismus handelt, denn die 
zunehmend feindliche Haltung gegen-
über Muslimen oder als solche Wahrge-
nommenen ist nicht nur auf individu-
elles (Fehl-)Verhalten zurückzuführen, 
sondern besteht als ein gesellschaft-
liches Verhältnis. 
Beim Rassismus werden nun zunächst 
Unterschiede zwischen Menschen-
gruppen, Kulturen oder Religionen 
verallgemeinert, als statisch und un-
wandelbar betrachtet und schließlich 
verwendet, um gesellschaftliche Privi-
legien zu festigen oder Aggressionen zu 
rechtfertigen. Rassismus ist in diesem 

Sinne also stets an Macht 
und politischen Einfluss 
gekoppelt. Grundlage des 
modernen Rassismus ist 
der Glaube an eine histo-
risch gewachsene sowie 
unausweichliche Diffe-
renz und Hierarchie der 
,,Kulturen“. Diese werden 
als essenzialistische, also 
als unwandelbare und so-
mit statische Konstrukte 
verstanden, die jenseits 
von Zeit und Raum existie-
ren und sich nicht (weiter-
)entwickeln. Damit einher 
geht eine Naturalisierung 
kultureller Eigenschaften. 
Das heißt, dass bestimmte 
Merkmale allen Personen 
einer kulturell definierten 
Gruppe pauschal zuge-
schrieben werden. Kon-
kret äußert sich das zum 
Beispiel in der populären 
und weit verbreiteten Be-

Plakat der 
SVP zur 
rassistischen 
„Ausschaf-
fungsinitiati-
ve“, die Ende 
November 
2010 von 53 
% der schwei-
zerischen 
Bevölkerung 
in einem 
Volksentscheid 
angenommen 
wird. 
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Abwertung nicht entgegen. Islam-
feindlichkeit ist konsensfähig, auch 
bei jenen, bei denen es bisher nicht zu 
erwarten war.“

Ein verbreiteter Rassismus
Europaweit bekommen rechtskonser-
vative und neofaschistische Parteien, 
die auf Islam-Bashing setzen, Zulauf. 
Geert Wilders „Partei für die Freiheit“ 
wurde in den Niederlanden drittstärks-
te Kraft im Parlament, die Partei Schwe-
den Demokraten (SD) zog bei den Wahl-
en im Spätsommer 2010 mit 5,7 Prozent 
ins Parlament ein. Die rechtspopulisti-
sche Schweizer Volkspartei (SVP), die 
bereits für das erfolgreiche Volksbe-
gehren gegen den Bau von Minaretten 
verantwortlich zeichnet, bereitet schon 
den nächsten rassistischen Volksent-
scheid zur Abschiebung straffälliger 
Migranten vor. Den rechten Pro-Be-
wegungen in Deutschland, die derzeit 
überall wie Pilze aus dem Boden schie-
ßen und primär auf Islamfeindlich-
keit orientiert sind ist ein vergleich-
barer Erfolg bisher nicht beschieden. 
Noch fehlt die Führung, die der bis-
herige Vorsitzende Manfred Rouhs 
aber zu Gunsten Thilo Sarrazins so-
fort abgeben würde: „Mit ihm an der 
Spitze ließe sich das Parteiengefüge 
mühelos aufrollen. Demoskopen ver-

anschlagen unser Wählerpotential im 
Bereich von etwa 20 Prozent der Stim-
men. Sarrazin wäre der richtige Mann, 
um dieses Potential vollständig zu er-
schließen.“
Diese Ehrerbietung des rechten Rands 
für Sarrazin ist kein Zufall, denn hier-
zulande ist Thilo Sarrazin zum Stich-
wortgeber einer Debatte avanciert, die 
Muslime für die wirtschaftliche Misere 
verantwortlich machen will. Das Poten-
tial ist vorhanden, denn, dass antimus-
limischer Rassismus auch und gerade 
in Deutschland kein Randphänomen 
ist, belegen die Verkaufszahlen von Sar-
razins Buch, aber auch die jüngsten Stu-
dien zu dem Thema, die einen Anstieg 
des Rassismus gegenüber Muslimen 
konstatieren. Nicht zuletzt materia-
lisiert sich der gesellschaftliche Ras-

Wahlplakate 
der FPÖ

Auffassungen schlössen folglich die 
Eignung als Lehrer an einer staatlichen 
Schule aus, so Bertrams. Damit folgt er 
willkürlich einer herausgegriffenen, 
fragwürdigen Interpretation des Islams 
und streitet Muslimen grundsätzlich 
jeden persönlichen Handlungsspiel-
raum ab. 
Es geht beim antimuslimischen Rassis-
mus aber nicht nur um die Abwertung 
von Muslimen, sondern um die Wah-
rung von Etabliertenvorrechten. Nie-
mand stört sich z.B. daran, dass Putz-
frauen ein Kopftuch tragen, der Streit 
ums Kopftuch entzündete sich erst als 
muslimische Frauen selbstbewusst in 

höhere Positionen strebten. Ebenso 
verhält es sich mit den Moscheen: Nie-
mand hat sich daran gestört, dass Gläu-
bige in Hinterhof-Moscheen beteten. 
Der Streit entzündete sich ab dem Mo-
ment als die Muslime von ihrem Recht 
auf freie Religionsausübung Gebrauch 
machen wollten, und den Bau repräsen-
tativer Gotteshäuser forderten. Ebenso 
lässt sich seit Beginn der weltweiten 
Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 
eine Zunahme der Islamfeindlichkeit 
konstatieren, was ebenfalls im Kon-
text der sozialen Abstiegsängste eines 
großen Teils der Bevölkerung gesehen 
werden muss. Ein Ergebnis der aktuelle 

Heitmeyer-Studie zu Gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit 
lautet dementsprechend: „Die 
zunehmende Islamfeindlich-
keit zeigt sich insbesondere bei 
höheren Einkommensgruppen. 
Bildung wirkt in diesem Fall der 

Hetzplakat 
zur Anti-

Minarett-Ab-
stimmung in 
der Schweiz, 
Herbst 2009

Plakat von „pro NRW“
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hung für das kulturelle und zivilisa-
torische Gleichgewicht im alternden 
Europa dar.“ Sarrazin verunglimpft 
Muslime bzw. arabische und türkische 
MigrantInnen pauschal, als parasitär, 
kulturell andersartig und appelliert 
an Überfremdungsängste. Zudem, und 
das ist ein weiterer zentraler Aspekt des 
antimuslimischen Rassismus, kommt 
er scheinbar emanzipatorisch daher, 
insofern, als zivilisatorische Werte ge-
genüber dem drohenden Rückschritt 
verteidigt werden müssten. Darüber 
hinaus rechtfertigt er eine Politik des 
Ausschlusses und der Diskriminierung, 
denn in seinem Menschen –und Welt-
bild tragen Hartz IV-BezieherInnen und 
Migranten selbst die Verantwortung 
für ihre Situation und nicht etwa die 
gesellschaftlichen Umstände. Sarrazin 
fordert deshalb kein Umsteuern in der 

Sozialpolitik, sondern das „Auswach-
sen“ dieser Bevölkerungsschichten. 
Teile seiner Forderungen wurden im 
Sparpaket der Schwarz-gelben Bundes-
regierung bereits umgesetzt, so zum 
Beispiel die Streichung des Eltern-
geldes für Hartz IV-EmpfängerInnen. 
Was bei aller scheinbaren Rhetorik um 
die Rechte der muslimischen Frau die-
se sicherlich besonders trifft.

Die Profiteure
Es ist kaum ein Zufall, dass die Thesen 
Sarrazins gerade in den Zeiten der Kri-
se populär diskutiert werden und auf 
derartige Zustimmung stoßen. Durch 
die neoliberale Wirtschaftspolitik der 
letzten Jahre werden die sozialen Ge-
gensätze zwischen gesellschaftlichen 
Schichten weiter zugespitzt. Immer 
mehr Menschen bekommen die Folgen 

sismus in Anschlägen auf Moscheen, 
Beleidigungen gegenüber kopftuchtra-
genden Frauen und sonstigen tätlichen 
oder verbalen Handlungen gegenüber 
muslimischen MigrantInnen. Das bis-
her drastischste Beispiel ist der Mord 
an der Ägypterin Marwa El-Sherbini im 
Juli 2009 in Dresden. Der Täter schrieb 
im Einspruch gegen den Strafbefehl: 
„Diese ‚Frau’, die ich angeblich beleidigt 
habe, trug ein Anzeichen von totaler re-
ligiöser und kultureller Unterwerfung 
von den Männern und dem Satangott, 
nämlich ein Kopftuch. Damit hatte sie 
Deutschland, seine Geschichte, seine 
Kultur und deshalb mich beleidigt.“

Kein Zufall 
Dass es früher oder später Übergriffe 
auf Muslime geben würde, ist kein Zu-

fall. Schon seit geraumer Zeit heizen Po-
litiker und Medien die Mär vom Kampf 
der Kulturen zwischen dem „aufgeklärt 
christlichen Abendland“ und der „rück-
schrittlich fanatischen islamischen 
Welt“ von neuem an. Immer wieder be-
gegnen uns in Medien und Politik die 
gleichen Stereotype über den Islam, ob 
Spiegel, FAZ, Maybrit Illner, Hart aber 
Fair oder aus dem Mund von Politikern: 
Der Islam bedeutet Frauenunterdrü-
ckung, Terrorismus und Gewalt  sowie 
Bedrohung unserer Zivilisation. En-
ormen Aufschwung bekam die Debatte 
im Zuge der Veröffentlichung von Thi-
lo Sarrazins Buch „Deutschland schafft 
sich ab“, welches im August 2010, 
knapp ein Jahr nach dem Interview 
mit der Lettre International, erschien. 
Spiegel und Bild halfen im Vorfeld mit 
Vorabdrucken der zentralen Thesen 
dem Buch maximale Aufmerksamkeit 
zu garantieren und bereits vor der of-
fiziellen Buchvorstellung das Thema 
zu besetzen. Unter Androhung einer 
Vertragsstrafe von 50.000 Euro wurde 
hingegen anderen Medien untersagt 
über das Buch zu berichten, um Kritik 
zu verhindern. In einem Vorabdruck im 
Spiegel wird Sarrazin folgendermaßen 
zitiert: „In jedem Land Europas kosten 
die muslimischen Migranten aufgrund 
ihrer niedrigen Erwerbsbeteiligung 
und hohen Inanspruchnahme von So-
zialleistungen die Staatskasse mehr, 
als sie an wirtschaftlichem Mehrwert 
einbringen. Kulturell und zivilisato-
risch bedeuten die Gesellschaftsbilder 
und Wertvorstellungen, die sie vertre-
ten, einen Rückschritt. Demografisch 
stellt die enorme Fruchtbarkeit der 
muslimischen Migranten eine Bedro-

Promblem-
stellung 

ausgemacht: 
„Die Stille 

Islamisierung 
Deutsch-

lands“, DER 
SPIEGEL, 
13/2007
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der globalen Wirtschafts- und Finanz-
krise am eigenen Leib zu spüren und 
werden von Prekarisierung bedroht. 
Migranten sind davon besonders be-
troffen, was aber nicht gesellschaft-
lichen Missständen, sondern ihrer 
angeblichen Integrationsunwilligkeit 
zugeschrieben wird. Auf diese Weise 
werden gesellschaftliche Verteilungs-
kämpfe rassistisch umgedeutet und 
die Wut der Bevölkerung – der vom 
Absturz bedrohten Mittelschicht, so-
wie der Hartz IV-Empfänger – bricht 
sich Bahn. Allerdings nicht gegen die 
Profiteure der Krise – die Banken und 
Konzerne – sondern gegen musli-
mische Migranten. Karl Marx hat die-
se zentrale Funktion des Rassismus für 
die herrschenden Klassen bereits 1870 
am Beispiel der englischen protestan-
tischen und irischen katholischen Ar-
beiter beschrieben: „Dieser Antagonis-
mus wird künstlich wach gehalten und 
gesteigert durch die Presse, die Kanzel, 
die Witzblätter, kurz, alle den herr-

schenden 
Klassen zu 
Gebot ste-
henden Mit-
tel. Dieser 
Antagonis-
mus ist das 
Geheimnis 
der Ohn-
macht der 
englischen 
Arbeiter-
klasse, trotz 
ihrer Orga-
nisation. 
Er ist das 
Geheimnis 

der Machterhaltung der Kapitalisten-
klasse.“ Rassismus ist – entgegen an-
derslautender Behauptungen – kein 
natürlicher Zustand und schon gar 
kein Reflex auf zuviel Fremdheit, wie 
die von einigen Politikern gern ins 
Feld geführten „Ängste der Bevölke-
rung, die man ernst nehmen müsse“. 
Im Gegenteil: Rassismus ist meist in 
Regionen besonders verbreitet wo 
kaum Migranten leben. Rassismus ist 
ein Instrument der Herrschenden, um 
Privilegien zu sichern, Aggressionen 
zu rechtfertigen (etwa imperialisti-
sche Kriege in Irak und Afghanistan) 
und soziale Abwehrkämpfe zu spalten. 
Der antimuslimische Rassismus wird 
von bürgerlichen Parteien hofiert, um 
ihre neoliberale Kahlschlagspolitik 
und ihre völkerrechtswidrigen Kriege 
zu rechtfertigen.
Von der Hetze gegen Muslime, die ge-
sellschaftlich zunehmend breiter ak-
zeptiert und salonfähiger wird, profi-
tieren derzeit insbesondere die Nazis, 
die in Zukunft in Deutschland verstärkt 
auf das Thema „Anti-Islamisierung“ 
setzen wollen, um die Bevölkerung für 
ihre menschenverachtende Propagan-
da zu gewinnen.  Der sächsische NPD-
Abgeordnete Gansel jubelte, Sarrazin 
habe „ein regelrechtes NPD-Buch“ ge-
schrieben und hofft, dass der „Bundes-
banker die Überfremdungskritik der 
NPD endgültig salonfähig macht“. Die 
Rechte träumt von einem deutschen 
Geert Wilders und umwirbt Sarrazin 
für dieses Amt. Eine Entwicklung wie 
in den Niederlanden kann hierzulan-
de nur durch den Aufbau einer starken 
Linken verhindert werden. Jede und Je-
der ist gefordert sich einzubringen.   

Jede/r hat sie bestimmt schon ein-
mal im Uni-Alltag gesehen: eine 
Gruppe Männer im schicken Auf-

zug, mit bunten Bändern um der Brust 
und einem feschen Käppi auf dem Kopf, 
eine Gruppe von Burschenschaftlern.
Doch ganz so harmlos wie diese ge-
sellige Runde auf den ersten Blick 
aussieht, ist sie meistens nicht. Denn 
gerade Burschenschaften sind die 
Studentenverbindungen, die oft von 
einem deutsch-nationalen Denken ge-
prägt sind und deren Weltanschauung 
von Rassismus, Antifeminismus und 
Elitarismus durchsetzt ist.
Zunächst ist es einmal wichtig, zwi-
schen den Begriffen Studentenver-
bindung und Burschenschaft zu dif-
ferenzieren. Denn Burschenschaften 
sind zwar Verbindungen, aber Verbin-
dungen sind nicht gleich Burschen-
schaften. Studentenverbindung ist der 
Oberbegriff für alle Verbände von Stu-
dentInnen, seien es nun Corps, Turner-
schaften, Sängerschaften, Landsmann-
schaften oder eben Burschenschaften. 
Die Burschenschaft ist also nur eine 
mögliche Unterkategorie von Studen-
tenverbindungen.

Historischer Abriss
Die Geschichte der 
Burschenschaften 
beginnt zusammen 
mit den ersten eu-
ropäischen Uni-

versitäten im 12. und 13. Jahrhundert. 
Dort entstanden als Vorläufer der Stu-
dentenverbindungen die „Nationes“, 
Zusammenschlüsse von Studenten 
gemeinsamer regionaler Herkunft. Im 
deutschsprachigen Raum entwickelten 
sich daraus die Landsmannschaften, 
die es auch noch heute gibt, wenn auch 
mit einer anderen Ausrichtung. Zum 
Ende des 18. Jahrhunderts und Beginn 
des 19.Jahrhunderts wurde der Wunsch 
nach einer einheitlichen Nation und 
die Kritik an der Kleinstaaterei laut. 
Dies trug sich bis in die Landsmann-
schaften. In den napoleonischen Be-
freiungskriegen nahm ein überdurch-
schnittlich großer Teil an Studenten 
freiwillig teil. 
Zurück an der Universität setzten sie 
sich für die Abschaffung von Klein-
staaterei und die Schaffung eines 
gesamtdeutschen Staates ein. Die Be-
tonung von Nationalität, besonders 
dem „Deutschtum“ hat hier seinen Ur-
sprung.
Um den Zersplitterungstendenzen 
schon an der Universität entgegen zu 
wirken, wollten die Studenten alle in 
einer einheitlichen Burschenschaft 
zusammenführen. Aus dieser Idee 
heraus wurde 1815 in Jena die Urbur-
schenschaft gegründet,  die sich als 
Erkennungsfarben die Farben Schwarz-
Rot-Gold gab. Sie führte zwar demokra-
tische Prinzipien ein, wie die Wahl von 
Vorsitzenden, aber die starke Betonung 
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Ende der 40er Jahre Burschenschaften 
wieder gründen konnten. In der sow-
jetischen Besatzungszone bzw. später 
in der DDR waren Studentenverbin-
dungen als solche bis 1990 formal ver-
boten.
Bis heute gibt es etwa 140 Burschen-
schaften mit insgesamt ca. 19.000 
Mitgliedern. Der größte Teil der Bur-
schenschaften ist in den Dachverbän-
den „Deutsche Burschenschaft“ (DB) 
und „Neue Deutsche Burschenschaft“ 
(NDB) organisiert.

Organisation
Als Untergruppierung zu Studenten-
verbindungen lassen sich auch Bur-
schenschaften noch einmal unter-
scheiden.
Es gibt zum Teil große Unterschiede 
beim Aufbau sowie der Ausgestaltung 
des Verbindungslebens. Burschen-
schaften sind grundsätzlich individu-
ell organisiert, mit eigenen Sondertra-
ditionen. Auch Burschenschaften mit 
demselben Namenszusatz, wie Germa-
nia oder Teutonia, müssen nicht unbe-
dingt dieselben Traditionen pflegen, 
oft stehen sie sich noch nicht einmal 
nahe.
Gemein ist den Burschenschaften je-
doch, dass sie im Unterschied zu an-
deren Verbindungen farbentragend 
sind. Das heißt, dass zumindest bei 
offiziellen Anlässen ein Band und eine 
Mütze in den Farben (Couleur) der Bur-
schenschaft getragen werden. Die Cou-
leur können ganz unterschiedlich sein, 
doch die meisten Burschenschaften 
tragen, in Bezug auf ihre historische 
Tradition, die Farben Schwarz-Rot-Gold. 
Unterschiede gibt es auch in Bezug 

auf die Einstellung zur Mensur. Eine 
Mensur ist ein traditioneller, streng 
reglementierter Fechtkampf zwischen 
zwei Mitgliedern einer Burschenschaft 
oder Verbindung mit scharfen Waffen. 
Gleichsam werden Mensuren zwischen 
Mitgliedern verschiedener Burschen-
schaften und/oder Studentenverbin-
dungen im sog. „Waffenring“ geschla-
gen. Burschenschaften, die Mensuren 
ausrichten, werden als schlagend be-
zeichnet.
Es lassen sich demnach drei Kategorien 
unterscheiden, die pflichtschlagenden, 
fakultativ schlagenden und nichtschla-
genden Burschenschaften.
Bei der ersteren Art gehört die Mensur 
zum Verbindungsleben und muss von 
jedem Burschen absolviert werden. Oft 
ist die Aufnahme in die Burschenschaft 
nur mit der erfolgreichen Teilnahme 
an einer Mensur möglich. Diese Ar-
ten von Burschenschaften finden sich 
meistens in der DB.
Fakultativ schlagend (oder auch frei-
schlagend) heißt, dass es die Burschen-
schaft ihren Mitgliedern freistellt zu 

des Nationalismus führte auch zu aus-
grenzenden Tendenzen und äußerte 
sich besonders im Antisemitismus. So 
wurden beim Wartburgfest 1817 unter 
den Rufen „wehe den Juden!“ auch 
viele Werke von jüdischen Autoren 
verbrannt. 1820 wurde auch ein anti-
jüdischer Beschluss verfasst, in dem es 
heißt, dass „Juden nicht aufnahmefä-
hig seien“.
Die Burschenschaften wurden dann 
treibende Kraft der Nationalstaatsbe-
wegung im 19. Jahrhundert. Mit der 
Reichsgründung von 1871 sahen viele 
Burschenschaften ihr Ziel als erreicht 
an und konzentrierten sich nun auf 

die Erhaltung der preußischen Hege-
monie und einen expansiven Imperi-
alismus. Besonders völkisch-antisemi-
tische Studentenverbindungen wie der 
„Verein deutscher Studenten“ (VDSt) 
hatten in dieser Zeit regen Zulauf.
Nach Ende des I. Weltkrieges entwickel-
ten sich Burschenschaften zu einem 
Hort der Reaktion gegen die Weimarer 
Republik. Zahlreiche Burschenschaft-
ler engagierten sich in Freikorps und 
unterstützen die Machtergreifung 
Hitlers, die sie mit der Hoffung auf ein 
großes deutsches Reich verbanden.
Die national-konservativen Kräfte 
mussten aber schon bald feststellen, 
dass sich die angestrebte Kontrolle über 
die Nationalsozialisten als eine Illusi-
on erwies. Im Zuge der Gleichschaltung 
waren auch alle Arten von Studenten-
verbindungen davon berührt. Entge-
gen sämtlicher anderer politischer 
Organisationen wurden die allermeis-
ten Verbindungen nicht aufgelöst, 
sondern wurden in Kameradschaften 
umbenannt und in den Nationalsozi-
alistischen Deutschen Studentenbund 
(NSDStB) eingegliedert.
So konnten die meisten Burschen-
schaften ihre Aktivität weiter fortfüh-
ren.
Nach Ende des II. Weltkrieges wurden 
die Burschenschaften zu erst in der 
britischen sowie sowjetischen Besat-
zungszone, danach auch im amerika-
nischen Sektor verboten. Grund dafür 
waren ihre eindeutig pro-nazistische 
Ausrichtung: ihre völkische Ideologie, 
Antisemitismus und Nationalismus.
In den westlichen Besatzungszonen 
wurde das Verbot allerdings nicht sehr 
konsequent umgesetzt, weshalb sich 
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der Zutritt zum Verbindungshaus nur 
auf Einladung eines Burschenschaft-
lers erlaubt.
Das hängt damit zusammen, dass 
Frauen nicht als gleichberechtigte 
Kommilitoninnen und Akademike-
rinnen gesehen werden. Nach einem 
überkommenen Rollenbild gehören 
Frauen nicht in die Uni, sondern sol-
len sich „ganz nach alter Tradition“ um 
Heim und Kinder kümmern. Hier tritt 
aber auch eine Angst vor der „Bedro-
hung“ durch die Frau zu tage. Frauen 
werden immer mehr zu gleichberech-
tigten Konkurrentinnen im Kampf um 
Leistung und Anerkennung. In dem in 
Burschenschaften die Männlichkeit 
besonders betont wird, soll eine Art 
Rückzugsraum und Schutzbereich ge-
schaffen werden.
Daher stößt auch die Ablehnung des 
Gender-Mainstreamings auf große 
Akzeptanz innerhalb vieler Burschen-
schaften. Geschlechter sollen gleich-
berechtigt, aber nicht gleichgestellt 
werden. Die Gender-Mainstreaming-
Debatte sei ein ideologisches Großpro-
jekt, angelegt von der UNO. Burschen-
schaften wie auch andere Verbindungen 
werde auch oft als Karrieresprungbrett 
gesehen, für männliche Studenten. Die 
Verfestigung des traditionellen Rollen-
bildes wird auch dadurch erreicht, dass 
Männer durch die in den Burschen-
schaften errichteten Seilschaften an 
einflussreiche Positionen gelangen. 
Dadurch soll der männliche Machtbe-
reich erhalten bleiben.
Strukturkonservative Seilschaften und 
das dadurch gekennzeichnete elitäre 
politische Sendungsbewusstsein ist 
ebenfalls ein Merkmal von Burschen-

schaften. Durch das Lebensbundprin-
zip ist der Burschenschaftler als „Alter 
Herr“ seiner Burschenschaft auch wei-
terhin verpflichtet. Das passiert einmal 
durch Geldzuwendungen, aber auch 
werden jüngere Mitglieder der Bur-
schenschaft protegiert. „Alte Herren“ 
vermitteln ihnen Praktika oder Jobs, 
oft an einflussreichen Stellen in Politik, 
Wirtschaft oder Kultur. Es wird ein Netz 
aus Beziehungen und Bekanntschaften 
geknüpft, bei denen es nicht auf Eig-
nung und Leistung ankommt, sondern 
auf die Zugehörigkeit zur richtigen 
Burschenschaft. Dadurch wird das eli-
täre Denken innerhalb der Burschen-
schaft gefestigt und verstärkt. Oft wird 
innerhalb der Burschenschaften auch 
von einem „Elitenanspruch“ gespro-
chen.
Das elitäre Denken findet sich aber 
auch in einen latenten Rassismus be-
gründet, der viele Burschenschaften 
prägt. Es wird oft davon ausgegangen, 
dass Menschen nicht gleich sind, son-
dern sich zum Bespiel in ihrer „Rasse“ 
unterscheiden. Das wird besonders dar-

fechten oder nicht. Es muss also nicht 
an den Mensuren teilgenommen wer-
den.
In nichtschlagenden Burschenschaften 
wird der Fechtkampf abgelehnt. Die 
meisten Burschenschaften, die keine 
Mensuren durchführen, sind in der 
NDB organisiert.
Wie in Studentenverbindungen, so 
herrschen auch in Burschenschaften 
streng hierarchische Strukturen. So 
gibt es das Prinzip der gestuften Mit-
gliedschaft. Sie ist nach der Dauer der 
Mitgliedschaft und den Umfang der 
Tätigkeiten untergliedert. So ist nicht 
jeder, der in eine Burschenschaft ein-
tritt, sofort ein vollwertiges Mitglied. 
Zunächst muss die „Fuchsenzeit“ 
durchlaufen werden, die in der Regel 
ein bis zwei Semester beträgt. Das Neu-
mitglied, „Fux“ genannt, soll in dieser 
Zeit die Burschenschaft kennen lernen 
und sich mit ihren Regeln und Tradi-
tionen vertraut machen. Der „Fux“ be-
sitzt zu diesem Zeitpunkt aber nicht 
die gleichen Rechte, wie vollwertige 
Mitglieder und kann daher von diesen 
schikaniert werden. Erst nach der „Bur-
schung“ ist die „Fuchsenzeit“ beendet 
und man ist Bursche, also richtiges 
Mitglied der Burschenschaft mit al-
len Rechten und Pflichten. Ab diesem 

Zeitpunkt soll man als „Aktiver“ Ämter 
übernehmen und an Organisationsauf-
gaben mitwirken. Zum Ende des Studi-
ums hin, tritt der Burschenschaftler 
als „Inaktiver“ auf, da er sich auf seinen 
Studienabschluss konzentrieren soll. 
Wechselt der Student ins Berufsleben, 
wird er zum „Alten Herr“.
Die Mitgliedschaft in einer Burschen-
schaft endet also nicht mit Abschluss 
des Studiums.
Durch das Lebensbundprinzip sind 
die Burschenschaftler in der Regel ein 
Leben lang an die Treue und Loyalität 
zu ihrer Burschenschaft gebunden. Als 
„Alte Herren“ unterstützen sie die Bur-
schenschaft, in dem sie zum Beispiel 
das Verbindungshaus mitfinanzieren.

Politische Ausrichtung, Ideologie 
Burschenschaften sehen sich in Ab-
grenzung zu anderen Verbindungen, 
wie Turnerschaften oder Sänger-
schaften, als politische Organisationen. 
Ihre politische Arbeit ist dabei nicht 
parteilich orientiert, von SPD über CDU 
bis hin zur NPD und Republikanern ist 
das ganze Parteienspektrum vertreten. 
Vielmehr bezieht sich die politische 
Aktivität einer Burschenschaft auf ihre 
ideologischen Interessen und Ausrich-
tungen.
So ist ein klarer Antifeminismus vie-
len Burschenschaften eigen. Nur sehr 
wenige Burschenschaften nehmen 
Frauen auf, bis heute sind Burschen-
schaften fast ausschließlich Männer-
bünde. Ein klares patriarchalisches 
Weltbild herrscht in den meisten Bur-
schenschaften vor. Frauen werden oft 
nur als bloßes Beiwerk, als Schmuck bei 
Veranstaltungen gesehen. Oft ist ihnen 
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Besonders im aktiven Verbindungs-
leben werden dann die rechten Ten-
denzen deutlich. Veranstaltungen zu 
„Rassentheorie“, „Auschwitz-Mythos“ 
und deutsch-nationale Liederabende 
sind besonders im süddeutschen 
Raum keine Seltenheit. Gerade Bur-
schenschaften wie die „Danubia Mün-
chen“, „Germania Hamburg“ und die 
„Normannia Heidelberg“ zeichnen 
sich durch viele Gemeinsamkeiten mit 
der Ideologie der Nazis aus und weisen 
ein stark völkisches Denken auf.
Dass die DB an sich gute Beziehungen 
zur rechten Szene hat, zeigt auch die 
Geschichte. Die DB war nie Gegner der 
NS-Ideologie, vielmehr schweißte diese 
die DB mit den Nazis enger zusammen. 
Gemeinsam wurde „Fremdes“ diskri-
miniert und politische Veranstaltun-
gen gestört. Die DB kann heute also 
schon als Schnittstelle zur rechten Sze-
ne gesehen werden. Eine beträchtliche 
Anzahl von „Rechtsaußen“-Politikern 
können eine Mitgliedschaft in einer 
Burschenschaft vorweisen. Jürgen 
Gansel, Abgeordneter der NPD im säch-
sischen Landtag, gehört der Burschen-
schaft Dresdensia Rugia zu Gießen an. 
Rolf Schlierer, Bundesvorsitzender der 
Republikaner, ist Alter Herr der Bur-
schenschaft Germania Gießen. André 
Goertz, ehemaliger Landesvorsitzen-
der der verbotenen neofaschistischen 
Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpar-
tei (FAP), hat seine Studentenzeit in der 
Burschenschaft Germania Hamburg 
verbracht. Diese Liste könnte noch lan-
ge fortgesetzt werden.
Dass eine Mitgliedschaft in neofaschis-
tischen Parteien kein Problem ist, zeigt 
ein Vereinbarkeitsbeschluss der DB, der 

besagt, dass es zwischen der Mitglied-
schaft in einer in der DB organisierten 
Burschenschaft und der NPD keine 
Schwierigkeiten gibt. Im Unterschied 
zu DB vertritt die Neue Deutsche Bur-
schenschaft (NDB) gemäßigtere Positi-
onen. Die NDB spaltete sich in Mitte der 
90er Jahre von der DB ab, da ihnen die 
Ausrichtung in diesem Dachverband zu 
weit nach rechts ging. Heute umfasst 
die NDB ca. 25 Burschenschaften mit 
etwa 4000 Mitgliedern. Gerade beim 
Radikalisierungsgrad des völkischen 
Denkens muss hier zwischen den bei-
den Dachverbänden unterschieden 
werden.
In der DB dominierte von Anfang an, 
ein radikal-völkisches Denken. Dieses 
zeichnet sich dadurch aus, dass ehe-
mals deutsche Gebiete wie Schlesien 
oder Elsass-Lothringen auch heute 
noch als deutsch und damit Deutsch-
land zugehörig gesehen werden. Diese 
Territorien sollen wieder an Deutsch-
land angegliedert werden, dafür wer-
den zum teil auch militante Konzepte 
diskutiert. Demgegenüber steht ein ge-
mäßigt-völkischer Flügel, den die NDB 
vertritt. Dieser Teil geht davon aus, 
dass Europa nicht aus verschiedenen 
Ländern, sondern aus Volksgruppen 
besteht. Mittels eines „Volksgruppen-
rechts“ sollen jeder Volksgruppe kollek-
tive Sonderrechte eingeräumt werden. 
Das soll dazu führen, dass deutschspra-
chige Volksgruppen sich leichter am 
deutschen „Mutterland“ orientieren 
und ihm zuordnen können.

Fazit
Es lässt sich also erst einmal feststel-
len: bei der Betrachtung von Bur-

an deutlich, dass in vielen Burschen-
schaften die Meinung vertreten wird, 
dass die Welt sich nicht nur in Länder, 
sondern eben auch in Völker untertei-
len lässt. Dem „deutschen Volk“ kommt 
dabei eine besondere Bedeutung zu. Es 
sei hochwertiger als andere und müsse 
daher davor geschützt werden, mit an-
deren Völkern oder „Rassen“ vermischt 
zu werden. Daher stellt die Pflege des 
deutschen Brauchtums und der deut-
schen Traditionen einen wichtigen Teil 
im Selbstverständnis der Burschen-
schaften dar.

Rechte Tendenzen und Verbindungen
Burschenschaften an sich können 
nicht per se als „rechts“ eingestuft 
werden, sondern müssen differenziert 
betrachtet werden. Jedoch lässt sich 
feststellen, dass häufiger als bei ande-

ren Studentenverbindungen rechtes 
Denken vorhanden ist. Besonders die 
meisten im Dachverband Deutsche 
Burschenschaft (DB) organisierten Bur-
schenschaften lassen die klare Distan-
zierung von Neofaschisten vermissen. 
Die DB besteht aus über 120 Burschen-
schaften mit ca. 11.300 Mitgliedern. 
Schon an den Aufnahmekriterien zeigt 
sich ein nationalistisches und antife-
ministisches Grundverständnis. Auf-
genommen werden nur männliche 
Studenten, die „deutsch“ sind. „Ein 
nichtdeutscher Student ist nicht in der 
Lage, an der vollen Verwirklichung der  
Grundsätze der DB mitzuwirken. … so 
kann er daneben die höchsten Lebens-
verpflichtungen eines jeden Burschen-
schafters, für sein deutsches Vaterland 
zu leben und zu kämpfen, nicht erfül-
len“ (Unvereinbarkeitsbeschluss vom 
01.11.1958)
Es wird jedoch nicht nach der Staats-
angehörigkeit unterschieden (auch 
österreichische Studenten werden als 
deutsch angesehen), sondern es wird 
auf die Zugehörigkeit zum deutschen 
Volkstum abgestellt. Auch ehemals 
deutsche Gebiete werden dem deut-
schen Volk noch zugerechnet. So for-
derte die DB in den 90er Jahren, dass 
Deutschland nach den Grenzen von 
1939 wieder erweitert werden sollte. 
Generell ist die Frage, wer und wel-
che Gebiete zu Deutschland und zum 
„deutschen Volk“ gehört ein zentraler 
Punkt der Arbeit der DB. Gerade in 
ihrem Presseorgan, den „Burschen-
schaftlichen Blättern“, werden immer  
wieder auch rechtspopulistische und 
geschichtsrevisionistische Themen 
diskutiert.
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schenschaften kommt es darauf an, 
nicht zu verallgemeinern. Es gibt eine 
Vielzahl von unterschiedlichen Bur-
schenschaften, jede mit einem unter-
schiedlichen Weltbild, unterschied-
lichen Traditionen und Ansichten. Es 
lässt sich aber doch eine gewisse poli-
tische Tendenz zum rechten Rand hin 
verzeichnen, der eben unterschiedlich 
stark ausgeprägt ist. 
Gerade viele in der DB organisierte 
Burschenschaften, lassen starke neofa-
schistische Neigungen erkennen. Auch 
wenn sich die NDB als gemäßigter 
Flügel gibt, herrschen hier meistens 
rechtskonservative Ansichten vor. Das 
Problem bei Burschenschaften ist oft 
die wahre Gesinnung zu erkennen, da 
sie als sehr geschlossene Gemeinschaft 
auftreten, in die Außenstehende nur 
wenig Einblick haben. Umso wichtiger 
ist es, das wir als AntifaschistInnen die 
Aktivitäten dieser Verbindungen im-
mer genau beobachten und kritisch 
hinterfragen. Denn sowohl die elitäre 
und hierarchische Struktur, als auch 
der ,oft geschickt getarnte, Antifemi-
nismus und Nationalismus, gepaart 
mit dem hohen Organisationsgrad, 
machen Burschenschaften zu schlag-
kräftigen Gruppen, deren Bedeutung 
gerade im universitären Leben, nicht 
unterschätzt werden sollte.
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Es vergeht kaum eine Woche, in 
der nicht über den sogenannten 
„Extremismus“ heutiger Zeit in 

den Medien berichtet wird. Subsumiert 
werden dabei unterschiedlichste poli-
tische Gesinnungen und immer wie-
der findet sich die Gleichsetzung von 
sogenanntem „linken“ und „rechten 
Extremismus“. Ob brennende Autos 
am 1. Mai, Terrorwarnung am Haupt-
bahnhof oder Schlägerei zwischen 
schwarz gekleideten Jugendlichen 
während eine Demonstration, den Me-
dien-Textern fällt es in solchen Fällen 
all zu leicht, all diese Beispiele unter 
dem Schlagwort „Extremismus“ zu 
fassen. Begleitmusik ist stets eine an-
gebliche Gefährdung der sogenannten 
„freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung“ durch die Extremisten, die 
die Verfassung nicht anerkennen wür-
den, ja, sie sogar abschaffen wollten. 
So wundert es auch nicht, dass dem 
„Extremismus“  in den Verfassungs-
schutzberichten der letzten Jahre stets 
umfangreich Platz eingeräumt wurde. 
Die Gleichsetzung linker und rechter 
„Extremtaten“ wird hier erstaunlich 
wenig subtil vorgenommen. Beide 
Bereiche werden in den Verfassungs-

schutzberichten un-
ter dem Kapitel „po-
litisch motivierte 
Kriminalität“ ab-
gehandelt und mit 
ähnlichen Tabellen 

sowie Formulierungen untereinander 
weg dargestellt. 
In dem vorliegenden Aufsatz soll der 
oft diffus verwendete Sammelbegriff 
„Extremismus“ als Kampfbegriff um 
die Deutungshoheit von politisch Ak-
zeptierten und Geächteten, von demo-
kratisch Legitimiertem und totalitär 
Gebrandmarktem entlarvt werden. 
Der Text ist letztlich ein Plädoyer ge-
gen die Verwendung von Extremismen 
in Schriften, die sich als aufklärerisch 
verstehen.  
Zunächst aber ein Exkurs zur Herkunft 
und Entstehung des Extremismus-
begriffs. Bereits seine etymologische 
Herkunft lässt nichts Gutes vermuten: 
Im lateinischen Wörterbuch finden wir 
die Vokabel „extremus“ mit der Über-
setzung „besonders gefährlich und 
schlecht“ sowie das lateinische „extre-
mitas“ mit der Übersetzung „äußerster 
Punkt“. Beide Übersetzungen drücken 
negative Bedeutungen aus: Besonderer 
Bedrohung möchte sich niemand aus-
setzen und an äußersten Punkten ist 
man häufig allein und isoliert. Die ein-
geimpfte Angst vor dem „politisch Ex-
tremen“ rührt aber von einer anderen 
Wurzel her. Laut dem Politikwissen-
schaftler Wolfgang Wippermann kann 
die politisch negative Verwendung 
des Begriffs „Extremismus“ bis ins 19. 
Jahrhundert zurückverfolgt werden.1 
Im parlamentarischen  Alltag saßen 
linke und rechte Abgeordnete hier 

Voll extrem!
Extremismus als Kampfbegriff
Von Azad Tarhan
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Inlandsgeheimdienstes Nachhilfe in 
Extremismusbekämpfung. Und dies 
durchaus erfolgreich: in Texten von 
Landessicherheitsbehörden, Verfas-
sungsschutzberichten, Schriften der 
Bundeszentrale für politische Bildung 
(BpB) und sogar juristischen Verhand-
lungen war der Begriff „Extremismus“ 
nun vermehrt zu lesen und zu hören 
und zwar ohne hierfür eine juristi-
sche Grundlage nachweisen zu kön-
nen. Durch eine kleine Anfrage der 
Linksfraktion im Bundestag wurde 
offenkundig, was bisher nur vermutet 
werden konnte: Die Bundeszentrale 
für politische Bildung kaufte regelmä-
ßig größere Bestände der Backes/Jes-
se Buchserie „Jahrbuch Demokratie 
& Extremismus“ auf und gab diese 
an mediale MultiplikatorInnen, Jour-
nalistInnen und Bibliotheken weiter. 
Um es deutlich heraus zu arbeiten: Im 
Klartext bedeutet dies, dass die BpB 

dazu beitrug den „Extremismusbe-
griff“ der Wissenschaftler Backes und 
Jesse, die im Dienste des Inlandsge-
heimdienstes arbeiteten, zu verbrei-
ten. Doch damit nicht genug: rechts-
konservative Politikwissenschaftler 
aus dem Lager um Backes und Jesse 
bestärkten sich fortan gegenseitig in 
ihrer sogenannten Extremismusfor-
schung, schufen sich hier ihr eigenes 
Betätigungsfeld und damit gleichzei-
tig eine Art theoretische Tautologie: 
Innerhalb des Extremismusforschung 
wurde der Gegenstand der Forschung, 
die Begründung für und die Erklärung 
von „Extremismus“ alles eins.4 Mit der 
wissenschaftlich gebotenen Distanz 
zum eigenen Untersuchungsobjekt 
und wissenschaftlichem Arbeiten hat 
dies nicht mehr viel gemein. Um den 
Schein einer fundierter Arbeit aufrecht 
zu erhalten und die Darstellung von 
sogenanntem „Rechts- und Linksextre-

jeweils am Rand des Plenarsaals. Die 
politische Mitte wurde also durch die 
Sitzverteilung in die Zange genommen 
und auch heute noch suggeriert die 
Platzbelegung im Plenarsaal, dass linke 
und rechte Abgeordnete sich am Rand 
des demokratischen Raumes befinden 
und die politische Mitte bedrohen. 
Erste Belege für die Gleichsetzung die-
ser beiden parlamentarischen Flügel 
finden sich beispielsweise zur Zeit des 
italienischen Faschismus. Lugi Sturzo, 
Vorsitzender der christlichen Volkspar-
tei erklärte 1926, dass der Faschismus 
ein „Rechtsbolschewismus“ und der 
Bolschewismus ein „Linksfaschismus“ 
sei.2 In diesem Zusammenhang erin-
nern wir uns auch an die frühen Aus-
einandersetzungen der SPD mit kom-
munistischen GenossInnen. Noch das 
Antlitz des Reichsbanners vor Augen 
sagte der spätere SPD-Vorsitzende Kurt 

Schumacher 1930: „Der Weg der leider 
ziemlich zahlreichen proletarischen 
Hakenkreuzler geht über die Kommu-
nisten, die in Wirklichkeit nur rotla-
ckierte Doppelausgaben der National-
sozialisten sind. Beiden ist gemeinsam 
der Hass gegen die Demokratie und die 
Vorliebe für Gewalt.“3 In alter sozialde-
mokratischer Tradition berief sich im 
Jahr 2009 auch der Berliner Innense-
nator Ehrhart Körting (SPD) auf den 
Vergleich Schumachers und behaupte-
te, das Label „rot lackierte Faschisten“ 
(so die allgemein bekannte Verkürzung 
des Schumacher-Zitats) würde heutzu-
tage auch auf Teile der linksextremen 
Szene zutreffen.
Doch wie etablierte sich die Gleich-
setzung von sogenanntem Links- 
und Rechtsextremismus in unserem 
Sprachgebrauch? 
In der Wissenschaft hielt der Begriff 

vor allen Dingen Einzug durch die 
sogenannte Extremismustheorie 
der 1980er Jahre, in denen kon-
servative  Politikwissenschaftler 
wie Uwe Backes und Eckhard Jesse 
den Begriff vermehrt verwende-
ten und versuchten ihn zunächst 
in der fachlichen Öffentlichkeit zu 
etablieren. Backes und Jesse sind 
inzwischen übrigens regelmäßige 
Berater des Verfassungsschutzes 
und geben MitarbeiterInnen des 
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heitsprinzips aller Menschen oder der 
sozialen Absicherung für ein würde-
volles und selbstbestimmtes Leben 
ohne Angst bei Backes und Jesse über-
haupt nicht thematisiert. Stattdessen 
wird Antikapitalismus per se als Ab-
lehnung demokratischer Prinzipien, 
als gesellschaftsuntauglich,  regressiv, 
verfassungsfeindlich und totalitär 
konstruiert. 
Völlig ignoriert werden bei dem Huf-
eisenmodell auch Ergebnisse empi-
rischer Studien zur Frage der Veran-
kerung antisemitischer, rassistischer 
oder nationalistischer Vorurteile in der 
Mitte der deutschen Gesellschaft, wie 
sie beispielsweise vom Duisburger Ins-
titut für Sprach- und Sozialforschung 
seit Jahrzehnten erhoben werden.5 Den 
weit aus gefährlicheren „Rassismus der 
Mitte“, auf dem ein breiter Faschismus 
seinen Nährboden findet, verschleiert 
das Modell gänzlich. Erschwerend hin-
zu kommt, dass in Kreisen der soge-
nannten Extremismusforschung po-
lizeiliche Statistiken in weiten Teilen 
völlig unkritisch übernommen wer-
den. Die polizeilichen Aufzeichnungen 

werden teils dazu verwendet, soge-
nannte „politisch motivierte Taten“ 
dem extremen Spektrum zuzuordnen. 
Die Einordnung der Vorfälle in die Ka-
tegorie „politisch motiviert“ und die 
Unterteilung in „rechts- bzw. linksex-
trem“ erfolgt völlig willkürlich und für 
BürgerInnen nicht nachvollziehbar. 
Der Politikwissenschaftler Gero Neu-
gebauer kommt daher auch zum dem 
Schluss: „Eine eigenständige, empi-
risch orientierte Forschungsrichtung, 
die sich mit den Gemeinsamkeiten 
und Unterschieden linker, rechter 
und religiöser Extremismen (Einstel-
lungen, Ziele, Verhaltensweisen, Re-
gime) befasst, ist nicht erkennbar.“6 
Daraus wird eines ganz deutlich: Wer 
oder was als „extrem“ und damit als 
„besonders gefährlich oder schlecht“ 
bezeichnet wird, unterliegt nicht etwa 
einem wissenschaftlichen Diskurs, 
wie wir ihn aus sozial- und politik-
wissenschaftlichen Analysen mit seri-
ösen Fallstudien kennen, sondern der 
sprachlichen Hegemonie der Mehr-
heitsgesellschaft. So wundert es einen 
nicht, dass in Zeiten der Sarrazin-Hetze 

mismus“ als zwei Seiten einer Medail-
le zu unterstützen, entwickelten Backe 
und Jesse das „Hufeisenmodell der po-
litischen Spektren“, das später auch in 
zahlreichen Veröffentlichungen aufge-
griffen wurde. Entlang des Hufeisens 
gruppieren Backes und Jesse die poli-
tischen Spektren wie folgt: Am rech-
ten Ende beginnt das Oval mit dem 
politisch rechtsextremen Spektrum. 
Es folgen entlang des Hufeisens zum 
anderen Ende hin rechtsradikal, rechts, 
mitte, links, linksradikal und linksex-
trem. Die beiden äußersten Enden des 
Hufeisens, also die Spektren rechtsex-
trem und linksextrem, sind sich dabei 
näher als die Ränder der Hufeisen-
mitte. Auffällig ist, dass Backes und 
Jesse ausgerechnet die Zuschreibung 

„radikal“ offensichtlich näher am 
Mainstream der Gesellschaft verorten 
als die Zuschreibung „extrem“. Trotz 
seiner etymologischen Bedeutung 
(radikal – etwas fundamental an der 
Wurzel packen) sehen sie Radikalität 
scheinbar als eine Art Puffer zwischen 
den Extremen und den Rändern der 
Mitte („links“ und „rechts“). Übertra-
gen auf die Gleichsetzung von „links- 
und rechtsextremen“ Spektren soll mit 
dem Hufeisenmodell wissenschaftlich 
visualisiert werden, dass die extreme 
Rechte und Linke sich näher stehen, 
als alle anderen politischen Spektren 
der Mitte. Dazu passt der grundsätz-
lich als Gefahr für die „freiheitlich de-
mokratische Grundordnung“ angese-
hene Antikapitalismus, der spätestens 
durch die sogenannten Autonomen 
Nationalisten auch im rassistisch-nati-
onalen Spektrum Einzug gehalten hat. 
Backes und Jesse sehen zwar im An-
tikapitalismus jeglicher Coloure den 
ideologischen Angriff auf die Demo-
kratie schlechthin, ernst zunehmende 
Analyse und Aktion sehen sie jedoch 
– nicht ganz zu unrecht – nur im lin-
ken Spektrum. Ihr grundsätzlicher 
Gleichsetzungswahn wird dadurch 
jedoch nicht gebremst. Dass die Ziele 
des rassistischen Antikapitalismus auf 
Ausgrenzung, Nationalismus, Antise-
mitismus und teils offenem Faschis-
mus aufbauen und daher keinerlei De-
ckungsgleichheit mit einer fundierten 
Staatskritik von links aufweisen, wird 
beharrlich ignoriert. Im Gegenzug 
werden linke Forderungen und Kon-
zepte für eine Demokratisierung des 
Wirtschaftssystems, der tatsächlichen 
und radikalen Umsetzung des Gleich-
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gegen Muslime, auch diese als extre-
mistisch gebrandmarkt werden und 
sogenannte „Ausländerkriminalität“ 
besonders beobachtet wird. Auf den In-
ternetseiten des Verfassungsschutzes 
beispielsweise, sind zahlreiche Veröf-
fentlichungen zum Thema „Auslän-
derextremismus“ zu finden. Backes 
und Jesse, ihrerseits auch hier eng mit 
dem Inlandsgeheimdienst verbunden, 
sehen in der nicht weiter definierten 
islamischen Bewegung ebenfalls 
große Gefahren. Diskutiert wird sogar 
die Einführung einer Sonderkategorie 
für „islamischen Extremismus“, den 
sogenannten „grünen Extremismus“, 
in Anlehnung an die Lieblingsfarbe des 
Propheten Muhammad.7 Auf weiteres 
Farbenspiel, von schwarz-gelb für die 
Anti-Atom-Extremisten, über „lila Ex-
tremismus“ als Label für feministische 
ExtremistInnen in der sonst doch so 
männlichen Extremwelt, darf man ge-
spannt sein.
Es wurde aufgezeigt, das dem Begriff 
„Extremismus“ nur scheinbar eine 
wissenschaftliche Grundlage unterlie-
gt und ganz offensichtlich zur Diskre-
ditierung vor allen Dingen linker poli-
tischer Aktion herangezogen wird. Im 
Fokus der Ermittlungen stehen dabei 
meist sogenannte „Linksextreme“, von 
denen laut Körting (SPD) eine besonde-
re Gefahr für die Demokratie ausgehen 
würde. In der alltäglichen Praxis anti-
faschistischer Förderprojekte hat das 
übrigens ganz konkrete Einschnitte 
zur Folge: Seitdem Neoliberale im 
Bund mitregieren, wurde stetig daran 
gearbeitet die Fördermittel im Bereich 
der Projekte gegen „Rechtsextremis-
mus“ zu kürzen. Begründung: jeglicher 

Extremismus gehört bekämpft! Im Ko-
alitionsvertrag zwischen Union und 
FDP ging man dann konsequent einen 
Schritt weiter: Aus Projekten gegen 
„Rechtsextremismus“ werden zukünf-
tig Programme gegen „Extremismus“. 
Mit der absehbaren Folge, dass durch 
die chronische Unterfinanzierung 
kaum noch Gelder für antifaschisti-
sche Arbeit bereit gestellt werden. 
Der Begriff „Extremismus“ wirkt also 
vor Allem als Kampfbegriff gegen lin-
ke Strukturen, die in einen Topf mit 
Nazi-Schergen, RassistInnen, Neo-Fa-
schistInnen und politischen Mördern 
gesteckt werden. Alles um eines zu 
erreichen: Spaltung und Entsolidari-
sierung auf allen Ebenen – lokal und 
international, in Parteien und Bewe-
gungen. Diesem plumpen Versuch 
dürfen wir nicht erliegen. Solidarität 
ist unsere Waffe!

Fußnoten
1 Vgl.: Wolfgang Wipperman, Politologentrug, 

in: Rosa-Luxemburg-Stiftung Standpunkte 
10/2010, S.1f

2 Luigi Sturzo, Italien und der Fascismus, Köln 
1926, S. 225

3 Mike Schmeitzner, Totalitarismuskritik von 
links: deutsche Diskurse im 20. Jahrhundert, 
S. 255

4 Vgl.: Jens Zimmermann, Wissenschaftstheo-
retische Elemente einer Kritik an der Extre-
mismusforschung …, in Regina Wamper [et.
al] Hg., Rechte Diskurspiraterien, S.268

5 Vgl.: Margret Jäger / Siegfried Jäger (Hg.), Zu 
den Ursachen von Rechtsextremismus und 
Rassismus in Europa. (I-IV)

6 Gero Neugebauer, Extremismus – Rechtsex-
tremismus – Linksextremismus.

7 Der islamische Prophet Muhammad bevor-
zugte diese Farbe bei der Wahl seiner Klei-
dung und auch als Farbe seiner Standarte. 
In der gesamten muslimischen Welt gilt die 
Farbe Grün daher als die Farbe des Islam.

Im Jahre 2003 scheiterte das ers-
te Verbotsverfahren gegen die 
Nationaldemokratische Partei 

Deutschlands (NPD). Nachdem im 
Jahre 2000 ein drastischer Anstieg 
von neofaschistischen Gewalttaten 
zu verzeichnen war, reichten Bundes-
regierung, Bundestag und Bundesrat 
ihre Anträge auf Verbot der 
NPD beim Bundesverfassungs-
gericht in Karlsruhe ein. Doch 
nach der Enttarnung eines Spit-
zels des Verfassungsschutzes in 
der Führungsriege der Partei 
setzte das Gericht den für Feb-
ruar 2002 geplanten Verhand-
lungsbeginn ab. Anfang 2003 
bestätigte der Zweite Senat des 
Gerichts die Aussetzung des 
Verfahrens. Rund 30 von 200 
Mitgliedern der NPD Führungs-
ebene im Bund, aber auch in 
den Ländern, standen im Sold 
des Verfassungsschutzes. Eine 
derart intensive Beobachtung 
einer Partei unmittelbar vor 
und während eines Verbotspro-
zesses sei in der Regel unverein-
bar mit den Anforderungen an 
ein rechtsstaatliches Verfahren, 
urteilten die Richter. „Staatliche 

Präsenz auf 
der Führungs-
ebene einer 
Partei macht 
Einfluss-
nahmen auf 

deren Willensbildung und Tätigkeit 
unvermeidbar“, so die Begründung 
des Gerichts. Heute, rund sieben Jahre 
später, ist die Debatte um ein erneutes 
Verbotsverfahren wieder ein Thema 
in der Gesellschaft. Sowohl Befürwor-
ter als auch Gegner bringen plausible 
Argumente in die Diskussion ein.

NPD-Verbot: Pro & Contra
Von Julian A. Georg
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Keine NPD – Kein Problem“ – unter 
diesem Motto schieben die Politi-

ker, aber auch viele Befürworter einer 
Neuauflage des NPD Verbotsverfahrens 
das existente Problem des Neofaschis-
mus allein auf die Existenz der NPD. 
Einige versprechen sich von einem 
Verbot, den Nazis damit den legalen 
Bezugsrahmen für ihre Aufmärsche 
und Aktionen zu entziehen - und so-
mit zumindest eine „Etappenziel“ zu 
erreichen. Es liegt jedoch auf der Hand, 
dass die Neofaschisten sehr dynamisch 
organisiert sind und selbst für den Fall 
eines Verbots der NPD schon jetzt Vor-
kehrungen getroffen haben. Alles deu-
tet auf die Schaffung einer weiteren 
legalen Formation für Wahlkämpfe 
usw. hin, während sich das militante 
Spektrum der sog. „Kameradschaften“ 
und „Autonomen Nationalisten“ kon-
spirativ umorganisiert. Es muss daher 
die Forderung nach einem Verbot der 
NPD im Kontext der derzeit geführten 
Diskussion für sehr gefährlich angese-
hen werden, da sie lediglich dazu dient, 
Illusionen in den bürgerlichen Staats-
apparat zu stärken. Die antifaschisti-
sche Bewegung würde sich mit dieser 
Forderung die letzte Stoßkraft nehmen. 
Appelle an einen „Schulterschluß“ mit 
dem bürgerlichen Staat werden mitnich-
ten zu politischen Geländegewinnen 
für die Linke führen - im Gegenteil. Die 
Geschichte hat oft genug gezeigt, dass 
ein scheinbares Vorgehen des Staates 
gegen „rechts“ in einer harten Repressi-
on gegen die radikale und sozialistische 
Linke mündet. Wer sich im Kampf ge-

gen Rassismus und Faschismus auf den 
bürgerlichen Staat verlässt, hat schon 
verloren. Das Verbot einer Partei, auch 
wenn es sich um eine rechte handelt, 
bedeutet immer eine grundlegende 
Einschränkung der demokratischen 
Rechte der Bevölkerung. Zählt man das 
Verbot der kleinen rechtsradikalen So-
zialistischen Reichspartei (SRP) Mitte 
der fünfziger Jahre nicht mit, das im 
Wesentlichen dazu diente, das Verbot 
der Kommunistischen Partei vorzube-
reiten, dann bleibt das KPD-Verbot von 
1956 das bisher einzige Parteiverbot in 
der Bundesrepublik Deutschland. Eine 
starke antifaschistische, soziale und de-
mokratisch legitimierte Politik, die auch 
die sozioökonomischen Ursachen und 
Bedingungen für Neonazismus, Frem-
denfeindlichkeit und rechte Gewalt 
mit einbezieht, dürfte eher in der Lage 
sein, das Gefahrenpotenzial zu verrin-
gern, als eine rigide und ausgrenzende 
Verbotspolitik. Auch im Kampf gegen 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Antisemitismus führt die Fixierung 
auf staatliche Institutionen und Maß-
nahmen oft in die Irre. Die Delegation 
dieses gesellschaftlichen Problems an 
den Staat verhindert womöglich nicht 
nur eine radikale Auseinandersetzung 
mit dem Neofaschismus und eine en-
gagierte Gegenwehr durch die Bür-
gerinnen und Bürger selbst, sondern 
damit wird auch eine Sicherheitskon-
zeption befördert, die der Bevölkerung 
vorgaukelt, verhängnisvolle politische 
Entwicklungen könnten per Verbotsde-
kret eliminiert werden.

CONTRA: Ein Verbot ist keine Lösung 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
im Jahre 2003 eigentlich kein po-

litisches Urteil gefällt: Es hat weder 
die Rechtmäßigkeit noch die Unrecht-
mäßigkeit der NPD festgestellt. Das 
Verbotsverfahren scheiterte lediglich 
an den oben erwähnten V-Leuten, was 
die Chancen auf ein Verbot der Partei 
nicht mindert. Ein Verbot wäre ein radi-
kales Zeichen von Justiz und Politik die 
grundlegende Einstellung den Neofa-
schismus betreffend: Auf der einen Seite 
könnte man das Verbot als symbolische 
Handlung werten, dass Neofaschismus 
in einem demokratischen Staat nicht 
geduldet wird, auf der anderen Seite 
würde es einem großen Teil der Anhän-
ger der rechten Szene den Mut und die 
Motivation nehmen, weiter, unter die-
sen erschwerten Bedingungen, zu fun-
gieren. Wenn die Bundes-, bzw. Haupt-
organisation (also die Partei) nicht 
mehr handlungsfähig ist, wird sich 
das sehr wahrscheinlich auch negativ 
auf die regionalen Kontakte und Grup-
pierungen auswirken und die neofa-
schistische Arbeit sichtlich erschweren. 

Ohne gefestigte Organisation wird es 
den Neofaschisten auch schwer fallen, 
die Jugend für sich zu begeistern. Und 
ohne jugendlichen Nachwuchs fehlt 
ihnen ein wichtiges Standbein. Ein 
wichtiges Argument, wenn nicht sogar 
das wichtigste, ist, dass mit einem Ver-
bot der NPD die momentan fließenden 
Gelder des Staates gestoppt würden. 
Es ist nicht hinnehmbar, dass ein de-
mokratischer Staat neofaschistisches 
Denken finanziell unterstützt. Ohne 
die staatliche Finanzierung würde der 
neofaschistischen Szene ein weiteres, 
wichtiges Standbein weggezogen. Doch 
es geht nicht nur um die finanzielle 
Absicherung der Partei: Öffentliche De-
monstrationen und Veranstaltungen 
mit neofaschistischem Hintergrund 
würden nicht mehr genehmigt wer-
den,  dadurch würde den ‚Rechten‘ ein 
Propagandamittel  genommen. Dass 
auf Plakaten, in Parlamenten und allge-
mein in der Öffentlichkeit eines demo-
kratischen Staates mit solch prägender 
Geschichte neofaschistische Forde-
rungen und Ideologien ohne weiteres 
kundgetan werden dürfen, ist so nicht 
zu akzeptieren! Ein Verbot der NPD 
würde das Problem des Neofaschismus 
in Deutschland zwar nicht lösen, wäre 
aber ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung und würde vielen Neofaschis-
ten ihre Grundlage entziehen. Auf kei-
nen Fall ist es mit diesem Verbot getan, 
viele weitere Schritte müssten folgen. 
Und doch kommt man bei der Bekämp-
fung des Neofaschismus nicht um ein 
Verbot der NPD herum.

PRO: Für ein neues NPD Verbotsverfahren
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circa 15.000-20.000 Teilneh-
merInnen. Der Tunix-Kon-
gress bildete zugleich ei-
nen Neuanfang nach der 
„bleiernen Zeit“ des deut-
schen Herbstes 1977.

… zu den Autonomen
Die deutschen Autonomen gin-
gen aus der Sponti-Bewegung hervor. 
Ihre politisch-ideologischen Wurzeln 
hatten sie allerdings aus Italien. Dort 
spielte in den sozialen Auseinander-
setzungen ab 1968/69 die „Autonomia 
Operaia“ (Arbeiterautonomie) eine 
zentrale Rolle. Die Autonomia Operaia 
war eine militante Bewegung, deren 
Demonstrationen von Auseinander-
setzungen mit der Polizei geprägt wa-
ren, und die Sabotageakte in Fabriken 
beging. Sie grenzte sich stark von der 
Kommunistischen Partei Italiens und 
den Gewerkschaften ab und entwickel-
te eine eigene Theorie, den Operais-
mus. Eines seiner zentralen Elemente 
war die Autonomie im Sinne einer Un-

abhängigkeit von Staat, Par-
teien und Gewerkschaften.
Innerhalb der Westberliner 
Hausbesetzerbewegung 
entwickelte sich 1980/81 

eine anhaltende Diskus-
sion über ihre Grundlagen 

und über ein autonomes Po-
litikverständnis. Auf dem Berliner 

„Tu-wat-Kongress“ 1981 veröffentli-
chten Berliner Autonome ein Zehn-
Punkte-Thesenpapier, in dem das 
Selbstverständnis der Autonomen 
deutlich wird: „wir kämpfen für uns 
und führen keine stellvertreterkriege, 
alles läuft über eigene teilnahme, po-
litik der ersten person … für ein selbst-
bestimmtes leben in allen bereichen, 
wohl wissend, daß wir nur frei sein 
können, wenn alle anderen auch frei 
sind. volle regionale, kulturelle und 
individuelle autonomie für alle!“1 Die 
autonomen Essentials lassen sich wie 
folgt zusammenfassen Als politische 
Grundströmung diffus anarchistisch 
bis sozialrevolutionär, Ablehnung 

Juni 2007, 
Rostock: Bis 
zu 15.000 
Personen 
demonstrieren 
im autonomen 
/ antikapitalis-
tischen Block 
gegen den 
G8-Gipfel

Die autonome Antifa-Bewegung war 
in den 1990er Jahren die größte au-
ßerparlamentarische Bewegung im 
Jugendbereich. Kein Thema war in-
nerhalb der Linken präsenter als die 
Bedrohung durch neue Nazis. Hun-
derte Antifa-Gruppen entstanden in 
dutzenden Städten, wenn auch oft nur 
für einen kurzen Zeitraum von ein bis 
drei Jahren. Etliche Bündnisse unter 
Beteiligung autonomer Antifa-Grup-
pen gründeten sich aufgrund eines 
drohenden Naziaufmarsches in der 
eigenen Stadt oder Region. 
Dieser massive Aufschwung links-
radikaler Antifa-Politik war den ge-
sellschaftlichen und politischen Ent-
wicklungen im wiedervereinigten 
Deutschland geschuldet. Die Wieder-
vereinigung Deutschlands hatte nicht 
nur die kapitalistischen Glückser-
scheinungen im Osten Deutschlands 
zur Folge, sondern war verbunden mit 
einem aggressiven, völkisch konno-
tierten Deutsch-Nationalismus, einer 
rassistischen Kampagne gegen „die 
Asylanten“ durch Politik und Medien 
und der Entstehung einer rechtsra-
dikalen Jugendsubkultur, die durch 
Überfälle, Pogrome und Morde an 

Nicht-Deutschen oder Lin-
ken für Schrecken und Ter-
ror sorgte. 
Der „Höhepunkt“ dieser 
völkisch-rassistischen 
Phase war sicherlich das 

Pogrom von Rostock-Lichtenhagen 
im August 1992, als über Tage hinweg 
Neonazis, angefeuert durch einen 
großen Rassisten-Mob, ein Asylbewer-
berheim belagerten und versuchten, 
es in Brand zu stecken. Diese Welle des 
Nazi-Terrors war für viele junge Men-
schen Grund, sich politisch zu organi-
sieren, an antifaschistischen Demons-
trationen teilzunehmen und Teil einer 
neuen Antifa-Bewegung zu werden. 
Diese Antifa-Bewegung bildete sich 
aus der linksradikalen autonomen Be-
wegung der 80er Jahre. 

Von den Spontis…
Mit der 68er Bewegung bildete sich 
eine neue linke, studentisch geprägte 
Protestkultur in der BRD und ande-
ren europäischen Ländern heraus. 
Nachdem die 68er im kulturelle Main-
stream aufgingen, transformierte sich 
ein Teil der Bewegung in kommunisti-
sche Kleinstparteien (K-Gruppen) und 
in die Spontis. Die Spontis bildeten 
dabei den Vorläufer der Autonomen. 
Kennzeichnend war ihr undogma-
tischer Umgang mit Politik. Nicht 
Ideologie, sondern der spontane Wi-
derstand, gerne auch kreativ und wit-
zig, standen dabei im Vordergrund. 
Die Sponti-Szene rekrutierte sich vor 
allem aus der Hausbesetzer- und Anti-
AKW-Bewegung in den 1970er Jahren. 
Ihren Höhepunkt hatte sie 1978 mit 
dem „Tunix-Kongress“ in Berlin mit 

Antifa als Kampf ums Ganze
Zur Geschichte der organisierten autonomen Antifa
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Krise der Autonomen
Das autonome Selbstverständnis stieß 
bei den Einzelnen schnell an Grenzen: 
Rückzug ins Private, Karrierechancen, 
oder auch langjährige Knastaufent-
halte, politische Repression und die 
offensichtlichen Wiedersprüche zwi-
schen Theorie und Praxis waren für 
viele Menschen Gründe genug, sich 
von diesem Aussteigermodell wieder 
zu verabschieden. Die ökonomischen 
Sachzwänge taten ihr übriges: Das 
westdeutsche Wohlfahrtstaatsmodell 
geriet langsam aber sicher in eine Kri-
se. Hinzu kam, dass der Verzicht auf 
festere Organisationsstrukturen eine 
Weiterentwicklung autonomer Politik 
äußerst schwer machte. Wissen und Er-
fahrungen wurden nur unzureichend 
weitervermittelt, jede neue autonome 
Generation wiederholte die Debatten 
und Fehler der vorangegangenen. Die 
Autonome Bewegung kam an ihre 
Grenzen und nahm an Dynamik und 
Ausstrahlungskraft ab. Die Wieder-
vereinigung und der anschließende 
Deutschland-Taumel führte der Lin-
ken ihren geringen gesellschaftlichen 
Einfluss vor Augen.

Organisierungsdebatten
Im August 1991 veröffentlichte die 
Göttinger Gruppe „Autonome Antifa 
(M)“ ein „Diskussionspapier zur auto-
nomen Organisierung“. In dem Papier 
kritisieren die AutorInnen mangelnde 
Kontinuität und Verbindlichkeit und 
schlagen ein verbindlicheres Orga-
nisierungsmodell sowie eine eigene 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit vor. 
Dies mag aus heutiger Sicht unver-
ständlich sein, gehört die eigene Pres-

se- und Medienarbeit doch zu einem 
der Essentials linker Politik. Dies war 
zu Anfang der 1990er Jahre aber kei-
nesfalls so. Die Autonome Szene war 
ein Aussteigermodell und die bürger-
lichen Medien wurden als ideologische 
Handlanger des Kapitals interpretiert. 
Ihre Stärke zog die radikale Linke aus 
ihrer eigenen kulturellen und poli-
tischen Attraktivität. Ein „Verkaufen“ 
dieser war ein Verrat der eigenen An-
sprüche.
Neben einer eigenen Pressearbeit be-
tonte die Antifa M noch eine eigene 
„Kulturfähigkeit“: „Das ökonomische 
Standbein des Systems anzugreifen, 
mag das Entscheidendste für revolu-
tionäre Veränderung sein. Wir aber 
wollen erreichen, dass aus revoltie-
rendem Bewusstsein heraus, eine Um-
wälzung aller Lebensbereiche statt-
findet … Letztlich kann eine 
Vernichtung 
bürgerlicher 
Lebensweise 
und Staatsdokt-
rin nur dann Er-
folg haben, 
wenn di-
ese von 
Men-
schen 
an-

Angriffe gegen 
staatliche 
Einrichtungen, 
Neonazis, Poli-
zei, Wirtschaft 
und Kapital 
gehör(t)en zum 
Aktionsradius 
der Auto-
nomen

jeglicher Herrschaft, Ab-
lehnung jeglicher staat-
licher Institutionen 
und Gewalt, Ablehnung 
des Staates als poli-
tisch-zivilisatorisches 
Gebilde, Ablehnung des 
kapitalistischen Wirt-
schaftssystems, Ableh-
nung der Bildung von 
hierarchischen Organi-
sationen zum Zweck des politischen 
Handelns, Ablehnung jeglicher 
Fremdbestimmung auf politischer, 
ökonomischer und kultureller Ebene, 
Ablehnung institutioneller politischer 
Handlungsweisen, da das System als 
nicht reformierbar erscheint, Akzep-
tanz aller Widerstandsformen gegen 
das System, Befürwortung einer kom-
plett herrschaftsfreien Gesellschaft, in 
der selbstbestimmtes, dezentrales und 
hierarchiefreies Leben gemeinsam 
stattfindet.
Mit diesem Selbstverständnis lebten 
und handelten in den 1980er Jahren 
zehntausende Menschen, vor allem 
in West-Berlin, Hamburg, Frankfurt/
Main, Göttingen und Freiburg. Lo-
kale Widerstandspraxen bestanden 
aus kollektiv klauen gehen, Häuser 
besetzen und sich, wo es geht, der ge-
sellschaftlichen Verwertungslogik zu 
entziehen. Innerhalb der Autonomen 
Bewegung gab es unterschiedliche 
Themenschwerpunkte. Anti-AKW, 
Anti-NATO, Startbahn-West, selbst-
verwaltete Häuser und Zentren, Anti-
faschismus, Flüchtlingspolitik, Patri-
archat und andere Themen bildeten 
die einzelnen Politik-Teilbereiche. Der 
Militanz in Form von Sachbeschädi-

gungen, Anschlägen, 
Auseinandersetzungen 
mit der Staatsmacht so-
wie einem militanten 
Habitus, schwarz-ver-
mummt, in eigenen fes-
ten Blöcken auf Demons-
trationen, kam eine 
besondere Bedeutung 
zu. Sie waren das sicht-
bare Selbstverständnis 

der Autonomen. Als „Startpunkt“ der 
Autonomen gilt die erste öffentliche 
Rekrutenvereidigung im Bremer We-
serstation am 6. Mai 1980. Im Zuge ei-
ner Protestdemonstration kam es dort 
zu einer Massenmilitanz gegen ein 
massives Polizeiaufgebot. 
Alle sozialen Bewegungen der 1970er 
und 1980er Jahre hatten ihren mili-
tanten Arm oder zumindest ihre mi-
litanten Widerstandsformen. Diese 
wurden in erster Linie von den Auto-
nomen praktiziert.2

Themenfeld Antifaschismus
Das Thema Antifaschismus war somit 
innerhalb der Autonomen Bewegung 
immer ein Teilbereich neben vielen 
anderen und spielte je nach regionalen 
Besonderheiten mal eine größere, mal 
eine kleinere Rolle. Ende der 1980er 
Jahre kam es zu einem Aufschwung 
neonazistischer Gewalt, in erster Linie 
durch Skinhead-Gruppen und Hooli-
gans. Betroffen waren hiervon Migran-
tInnen und Linke, häufig auch besetz-
te Häuser und linke Jugendzentren. 
Durch diese Zunahme von Naziterror 
gründeten sich autonome Gruppen 
mit antifaschistischem Arbeitsschwer-
punkt.3
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ter anderem gibt Fels die Zeitschrift 
Arranca! heraus. In Norddeutschland 
etablierte sich die Gruppe „Avanti 
– Projekt undogmatische Linke“ als 
feste Organisationsstruktur in nord-
deutschen Städten.

Aktionsformen
Im Selbstverständnis autonomer An-
tifas spielte Militanz immer eine we-
sentliche Rolle. Sie richtete sich sowohl 
gegen Personen aus der Nazi-Szene, als 
auch ihre Strukturen. Brandanschlä-
ge auf Fahrzeuge und Einrichtungen, 
Überfälle auf Nazi-Kader, das Abreißen 
von Naziaufnähern und Abziehen von 
rechten Markenklamotten sollte zur 
Folge haben, dass ihre politische Arbeit 
eingeschränkt wird, sich einzelne Mit-
glieder lieber ins Private zurückziehen 
und Stadtteile bzw. Gegenden frei von 
Nazigewalt werden. Vor allem in Ost-
Deutschland kam es zu teils sehr heftig 
ausgeführten Auseinandersetzungen 
um die Hegemonie auf der Straße. Dort, 
wo linke Kneipen, besetzte Häuser und 
linke Freiräume entstanden, mussten 
sich rechte Schlägerbanden oft zu-
rückziehen. Wo sich solche Strukturen 
nicht herausbildeten, kam den Antifa-
Gruppen eine Art „Feuerwehrfunkti-
on“ zu: wenn es Nazistress gab, griffen 
AntifaschistInnen ein und versuchten, 
das öffentliche Bild nach links zu prä-
gen. Antifaschistische Straßenpräsenz 
in Form von Sprühereien, Aufklebern 
und Angriffen auf Nazitreffpunkte 
führte dazu, dass sich die Nazis aus be-
stimmten Gegenden zurückzogen und 
Menschen, die nicht in deren Weltbild 
passten, sich dort ungestörter aufhal-
ten und leben konnten. 

Für viele Menschen innerhalb der Lin-
ken kommt Militanz nicht in Frage, 
wenngleich ein nicht unerheblicher 
Teil mit dieser sympathisiert. Auch 
wenn man selber solche Aktions-
formen nicht nutzt – wirkungsvoll war 
der militante Antifaschismus allemal. 
Er sorgte dafür, dass bestimmte Ge-
genden „nazifrei“ und die Bedrohung 
durch Nazibanden real weniger wur-
de.

Antifaschistische Mobilisierungen
In den 1990ern gab es eine Reihe be-
deutender antifaschistischer Mobili-
sierungen. Als Reaktion auf das Pog-
rom von Rostock-Lichtenhagen im 
Sommer 1992 demonstrierten rund 
15.000 Menschen in Rostock gegen 

gestrebt wird, die die Welt schon 
anders interpretieren, ein ande-
res Lebensgefühl und Lebenswei-
se lebbar wäre, mit der mensch 
sich über die alten Normen hin-
wegsetzt.“
Um die Organisierung voranzutreiben, 
schlug die Antifa M als thematische 
Klammer das Thema Antifaschis-
mus vor. „Die BRD ist in Kontinuität 
zum NS-Staat entstanden. Die ökono-
mischen und politischen Grundstruk-
turen blieben bestehen und wurden 
weiterentwickelt. Die geschichtliche 
Trennung von faschistischer und bür-
gerlicher Gesellschaft ist nicht auf-
rechtzuerhalten. … Das gleiche System, 
das sich hier demokratisch gebärdet, 
ist für Unterdrückung und Ausbeu-
tung von Menschen in anderen Tei-
len der Welt verantwortlich. Wenn die 
kapitalistischen Interessen gefährdet 
wären, so würden auch hier zu ihrer 
Verteidigung faschistische Potentiale 
eskaliert werden. Faschismus ist inte-
graler Bestandteil westeuropäischer 
Demokratien.“4

Aufgrund des Papieres fand innerhalb 
der autonomen Bewegung eine rege 
Diskussion über Sinn und Unsinn ei-
ner Organisierung statt. Viele Zusam-
menhänge lehnten dieses Modell al-
lein schon aus repressionstechnischen 
Gründen ab, für andere wiederum er-
öffnete es die Perspektive, organisierter 
gegen Nazis vorzugehen. In Wuppertal 
wird im Juni 1992 die „Antifaschisti-
sche Aktion / Bundesweite Organisa-
tion (AA/BO)“ von elf Antifa-Gruppen 
gegründet. Mit medienwirksamen 
Aktionen, Kampagnen, Plakaten und 
Flugblättern prägt die AA/BO – bezie-

hungsweise die Mitgliedsgruppen – 
bis in die heutige Zeit einen gewissen 
„Stil“ antifaschistischer Aktionen.5 Vor 
allem die Göttinger Gruppe „Autono-
me Antifa (M)“ und „Antifaschistische 
Aktion Berlin“ (AAB) prägten das Bild 
der AA/BO. 
Eine weitere Debatte über Organisie-
rung Anfang der 90er Jahre firmierte 
unter dem Namen „Heinz-Schenk-De-
batte“. In der Berliner Autonomenzeit-
schrift „Interim“ erscheinen zahlreiche 
Papiere mit dem Namen des TV-Stars. 
In ihnen wurde nicht nur ungewohnt 
drastische Kritik an der autonomen 
Bewegung geäußert. Auch ein Neuan-
fang jenseits traditioneller autonomer 
Politikkonzepte wurde gefordert. We-
gen der Ablehnung jeder Organisation 
seien informelle, undemokratische 
Strukturen in der Szene entstanden, so 
die KritikerInnen. Zudem sei das Bewe-
gungsmodell „gesichtslos“ und führe 
nicht zu einem kollektiven Gedächt-
nis. Die Autonomen seien nicht mehr 
eine unverbindliche subkulturelle 
Jugendbewegung ohne Kontinuität 
und theoretische Grundlage. „Ich bin 
doch kein Kampagnenheinz!“ lautete 
ein damals viel zitierter Satz, der die 
Kritik an autonomer Kampagnenpoli-
tik ausdrückte. Noch deutlicher waren 
Sätze wie: „Die Autonomen haben kei-
ne Fehler, sie sind der Fehler.“ In Berlin 
gründete sich im Zuge dieser Debatte 
die Gruppe „Für eine linke Strömung“, 
kurz FelS, die bis heute aktiv ist. Un-

Antifa-Plakat 
aus den frü-
hen 1990er 
Jahren. 
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Um ihren revolutionären Anspruch zu 
unterstreichen, erläutert die AAB ihr 
Politik-Konzept unter dem Label „An-
tifa ist der Kampf ums Ganze“. Darin 
wird beschrieben, wie das Thema An-
tifaschismus als Ansatzpunkt für eine 
inhaltliche Orientierung dient: 
„Der Erfolg jedes linken Konzeptes 
misst sich an der doppelten Aufgabe, 
Leute zu erreichen und zu politisieren. 
Ideal ist dafür die politische Position 
als radikaler Kern innerhalb einer breit 
wirksamen Bewegung. Damit eine sol-
che Bewegung wirksam ist, braucht 
sie einen Ansatzpunkt. Sie muss sich 
um ein Anliegen gruppieren, um eine 
Idee, die sich auf das eigene Leben und 
die momentane Situation bezieht“.6 
Weiter führt die Gruppe aus: „In un-
serem Verständnis ist Antifa also 
das Aufgreifen von Antifaschismus 
als Konzept, weder Lockmittel noch 
Notlösung. Alles fängt mit Antifa an, 
aber nichts hört dabei auf.“7

Im weiteren Verlauf werden ver-
schiedene Gesichtspunkte aufgegrif-
fen, immer mit dem Hinweis auf die 
eigene konkrete Praxis: Geschichts-
bezug am Beispiel der Luxemburg-
Liebknecht Demonstration, die 
Gründung von Jugendantifa-Grup-
pen, regionale Vernetzung, interna-
tionale Ausrichtung und der eigene 
organisatorische Aufbau. 
Die Gruppen innerhalb der AA/BO 
setzten häufig auf eine intensive 
Bündnisarbeit, gerne auch mit lin-
ken, liberalen und bürgerlichen 
Gruppen, da die eigene Wirksam-
keit als zu gering in den konkreten 
Kämpfen eingeschätzt wurde. Bünd-
nisarbeit, Presseerklärungen und In-

terviews und ein modernes, poppiges 
Auftreten gehören im 21. Jahrhundert 
eher zu den Standards linksradikaler 
Politik. In den 1990er Jahren war dies 
immer ein umstrittenes Feld. Insge-
samt führte die radikale Linke in den 
1990er Jahren durchweg Abwehr-
kämpfe. Auf konkreter Ebene gegen 
die faschistische Bedrohung, den ge-
sellschaftlichen- und institutionellen 
Rassismus, dem Abbau demokra-
tischer Rechte und auf ideologischer 
Ebene gegen das Ausrufen des Endes 
der Geschichte. Sozialismus und 
Kommunismus galten im politischen 
Mainstream als unwiderruflich be-
erdigt. Viele Antifas hielten dem ein 
trotziges „Für den Kommunismus!“ 
entgegen.

den Naziterror, darunter viele Autono-
me aus ganz Deutschland. Eine wich-
tige Rolle spielte die Verhinderung von 
Nazi-Aufmärschen am 1. Mai, sowie die 
Verherrlichung des Nationalsozialis-
mus. Besonders die Naziaufmärsche 
am 1. Mai in Berlin, Rostock und Leipzig 
wurden durch tausende Antifaschis-
ten begleitet, behindert und angegrif-
fen. In den Städten Halbe, Wunsiedel 
und Dresden versuchte die Naziszene 
ideologische Anknüpfungspunkte an 
den NS heraus zu stellen. Antifaschisti-
sche Proteste wurden vor allem in den 
ersten Jahren durch die Polizei massiv 
behindert und drangsaliert.
Weiterhin gab es bundesweite De-
monstrationen in ostdeutschen Klein-
städten mit Nazi-Hegemonie. Im Som-
mer 1996 demonstrierten über 6.000 
fast ausschließlich autonome Antifas 

in Wurzen (Sachsen). Auch in Saalfeld 
(Thüringen) und anderen Orten kam 
es zu großen Antifa-Demos.
Neben den vielen Demonstrationen 
wurden regelmäßig Antifa-Kongresse 
organisiert. Sommer-Camps für Ju-
gend-Antifas mit Workshops zu Anti-
Repressionsarbeit, Layout-Kursen, 
Selbstverteidigung und diversen Ge-
schichtsthemen gab es in vielen Bun-
desländern regelmäßig.

Revolutionärer Antifaschismus
1998 bringt die Antifaschistische Akti-
on Berlin (AAB) eine Broschüre unter 
dem Namen „Das Konzept Antifa“ her-
aus. In dieser Broschüre wird sowohl 
das eigene Konzept, als auch das der 
AA/BO noch einmal vorgestellt und 
anhand konkreter Praxisbeispiele er-
läutert.

Antifa-
Demo der 

Antifa [M] mit 
„Schwarzem 

Block“, 1993

Direkte 
Aktion gegen 
Objekte der 
Neonazis sind 
für viele An-
tifas Teil der 
Praxis. Shop 
von „Thor 
Steinar“ in 
Berlin, 2008
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deutsche Positionen zu- und von sozi-
alen Konflikten abwendeten, machten 
sich andere auf die Suche nach Mög-
lichkeiten umfassenderer und explizit 
antikapitalistischer Interventionen in 
soziale Bewegungen.

Linksradikal im neuen Jahrhundert
Eine Möglichkeit dazu bot die globa-
lisierungskritische Bewegung. Auto-
nome Antifas hatten bereits zum EU-
Gipfel in Amsterdam (1997) und zum 
G7- und EU-Gipfel nach Köln (1999) 
mobilisiert. Im Dezember 1999 fand 
diese Bewegung mit den Protesten 
gegen die WTO in Seattle weltweite 
Beachtung. Gipfelproteste bildeten 
eine wichtige Aktionsform für antifa-
schistische Aktivisten auf der Suche 
nach einer antikapitalistischen Praxis, 
so in Prag 2000 und in Genua 2001. 
Die Zunahme von Sozialprotesten in 
Deutschland im Zuge der Bewegung 
gegen die Einführung der Hartz-IV-Ge-
setze verstärkte die Suche nach einer 
linksradikalen, interventionistischen 
Praxis. 2004 entstand daraus die „In-
terventionistische Linke“ (IL) als ein 
Zusammenschluss linksradikaler 
Gruppen und Einzelpersonen.  In der 
IL sind Gruppen aktiv, die zuvor schon 
in der AA/BO organisiert waren, wie 
die aus der AAB hervorgegangene An-
tifaschistische Linke Berlin (ALB), die 
aus der Antifa M entstandene „Antifa-
schistische Linke International“ (ALI) 
in Göttingen, die „organisierte autono-
mie“ (oa) in Nürnberg, aber auch Grup-
pen wie Avanti und FelS. Die IL spielte 
eine wichtige Rolle bei den Demons-
trationen und Blockaden gegen den 
G8-Gipfel in Heiligendamm im Som-

mer 2007. Auch wenn viele aus der orga-
nisierten autonomen Antifa der 1990er 
Jahre entstandene Gruppen heute ein 
breiteres, auf radikalisierende Interven-
tionen in gesellschaftliche Konflikte 
abzielendes Politikverständnis haben, 
spielt das Thema Antifa in diesen Grup-
pen weiterhin eine wichtige Rolle, eben-
so wie der Kampf gegen Naziaufmärsche 
wie zum Beispiel in Dresden. Ein Ansatz 
aus den 1990ern behält dabei bis heute 
Gültigkeit: Den Antifaschismus als not-
wendiges Element des Kampfes um eine 
klassenlose und herrschaftsfreie Gesell-
schaft zu begreifen.

Fußnoten
1 Zeitschrift radikal 97; 8/1981
2 Logischerweise gab es somit in den sozialen 

Bewegungen immer wieder Gewalt- und 
Militanzdebatten. Geeinigt wurde sich in 
Bündnissen eher selten. Auch lehnten viele 
linke Gruppen Militanz aus unterschiedlichen 
Gründen ab, obwohl die Militanz nie 
einfach negative Begleiterscheinung war, 
sondern der Zuspitzung von politischen 
Auseinandersetzungen diente.

3 Z.B. die „Antifa Westberlin“ und „Autonome 
Antifa (M)“, Göttingen

4 Autonome Antifa (M), Diskussionspapier zur 
Autonomen Organisierung, : in radikal 144, S. 39

5 Von Kritikern wurde der AA/BO gerne das Label 
„Pop-Antifa“ aufgedrückt: Keine oder platte 
Inhalte, dafür aber immer stylisch und macker-
militant.

6 Antifaschistische Aktion Berlin:Das Konzept 
Antifa, S. 5.

7 ebenda
8 Joachim Kolb: Antifa heißt Kontakt aufnehmen, 

in analyse & kritik 449, 12.04.2001

Links zu Antifa-Gruppen:
• Antifaschistische Linke  

Berlin: www.antifa.de
• Organisierte Autonomie, 

Nürnberg: www.redside.tk
• Avanti, Norddeutschland:  

www.avanti-projekt.de

Der Antifa-Sommer im Jahre 2000
1998 gab es erstmals eine rot-grüne 
Bundesregierung unter Kanzler Schrö-
der und Außenminister Fischer. Diese 
läuteten eine neue Ära politischer Aus-
einandersetzungen auch im Kampf 
gegen Rechts ein. Vorbei die Zeiten, als 
der dicke Ewig-Kanzler Kohl den gesell-
schaftlichen Rassismus bewusst for-
cierte und der Staat auf dem rechten 
Auge blind war. Als im Sommer 2000 
eine Paketbombe in Düsseldorf explo-
dierte, wurde der Kampf gegen Rechts 
zur Bundespolitik erkoren, staatliche 
Initiativen gegründet und viele Gelder 
verteilt. Doch während die Zivilgesell-
schaft gegen Neonazis entstand, löste 
sich die AA/BO auf.
„Parallel dazu zeigt sich auch die au-
tonome antifaschistische Bewegung 
in einem desolaten Zustand. Ihr Er-
scheinungsbild ist derzeit weniger das 
einer politischen Bewegung, als viel-
mehr das vieler vereinzelter Splitter-
gruppen. Ihre momentane politische 
Schwäche wurde ausgerechnet im ‚An-
tifa-Sommer‘ 2000 offenkundig, als 

die bürgerliche Öffentlichkeit endlich 
der Gefahr von rechts genügend Auf-
merksamkeit widmete und die linksra-
dikalen, antifaschistischen Kräfte sich 
als unfähig erwiesen, das unverhoffte 
Medieninteresse für eigene politische 
Akzente zu nutzen. Da eine gemein-
same organisatorische Plattform nicht 
existiert, gelingt es der Antifa nicht, 
die vorhandenen Ressourcen zu bün-
deln. Notwendige Diskussionen über 
inhaltliche und strategische Ansätze 
werden bundesweit so gut wie nicht 
mehr geführt. Dadurch erfolgt in den 
meisten Fällen nur eine langsame und 
vereinzelte Reaktion auf aktuelle poli-
tische Entwicklungen.“8

Auf dem Antifa-Kongress 2001 in 
Göttingen wurde das Projekt AA/BO 
für beendet erklärt. Ein wesentlicher 
Grund war, dass sie ihr Profil nie über 
das Thema Antifaschismus hinaus 
s chärfen konnte. Eine eigene, klas-
senkämpferische Praxis war eher An-
spruch als Realität geblieben. Diverse 
Antifa-Gruppen spalteten sich. Wäh-
rend einige sich auf so genannte anti-
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würde, dass die Einsatzleitung sich im 
Endeffekt dafür entscheiden würde, 
die Nazidemonstration abzusagen. Das 
war eine Erfahrung, die unter anderem 
das Aktionsnetzwerk gegen Rechts-
extremismus aus Jena in das Bünd-
nis einbrachte. Für diese Strategie ist 
die politische Zusammensetzung der 
Blockaden entscheidend. Denn nur, 
wenn die Blockaden politisch so breit 
zusammengesetzt sind, dass eine Räu-
mung in der Gesellschaft große Empö-
rung auslöst, kann das Konzept funkti-
onieren. Genau das ist passiert. Die taz 
berichtet von der Pressekonferenz des 
Polizeipräsidenten Bernd Merbitz: „Die 
Polizei habe aber darauf verzichtet, die 
Route zu räumen. Das wäre nicht ver-
hältnismäßig gewesen, so Mer-
bitz. Dabei hätte die überwäl-
tigende Anzahl der 
Gegendemons-
tranten und 
ihre breit 
gemischte 
Zusam-

effektiven Massenblockaden auch ein 
Bruch mit der Tradition der bloßen 
Meinungsbekundung gegen Nazis und 
des Appells an die Staatsmacht, gegen 
die Nazis vorzugehen, wie sie in Bür-
gerfesten wie „Bunt statt braun“ oder 
auch dem Aufruf „Geh Denken“ in 
Dresden im letzten Jahr zum Ausdruck 
gekommen war.
Das Ziel der Massenblockaden war der 
Ausgangspunkt des Bündnisses. Die 
massenhafte Bereitschaft tausender 
Menschen, sich auf den vorgesehenen 
Nazi-Routen hinzusetzen oder im 
Stehen zu blockieren und auch nach 
der 3. Aufforderung durch die Polizei 
auszuharren, war die Voraussetzung 
für erfolgreiche Blockaden. Effektiv 

konnte diese Taktik 
aber nur sein, weil 

die Blockaden so 
angelegt waren, 

dass die polizei-
liche Räumung 
einen so hohen 

politischen Preis 
be- inhalten 

tische Zustimmung in verschiedensten 
Lagern für eine breite und entschlos-
sene Blockade zu gewinnen. Versuche 
der sächsischen CDU/FDP-Landesre-
gierung über Staatsanwaltschaften 
und Gerichte die Gegenbewegung zu 
kriminalisieren und zu spalten, sind 
fehlgeschlagen.
Obwohl die Stadt Dresden die Blo-
ckaden von Dresden Nazifrei in der 
Dresdner Neustadt nicht genehmigt 
hatte, konnten die antifaschistischen 
Blockiererinnen und Blockierer die 
genehmigte Nazidemonstration ver-
hindern.

2. Dresden Nazifrei: ein neues 
Modell für Anti-Nazi-Bündnisse
Die Grundlage des Erfolgs lag in dem 
Aufbau eines Bündnisses, das zu Men-
schenmassenblockaden aufrief. Der 
Aktionskonsens lautete: „Wir leisten 
zivilen Ungehorsam gegen den Nazi-
aufmarsch. Von uns geht dabei keine 
Eskalation aus. Unsere Massenblo-
ckaden sind Menschenblockaden. Wir 
sind solidarisch mit allen, die mit uns 
das Ziel teilen, den Naziaufmarsch zu 
verhindern.“ Dieses Bündnis über-
wand einerseits die klassische auto-
nome Katz-und-Maus-Strategie, die 
in den letzten Jahren immer weniger 
in der Lage gewesen war, Naziaufmär-
sche, insbesondere den in Dresden, zu 
stören, geschweige denn zu verhin-
dern. Andererseits war das Ziel der 

1. Der Erfolg von Dresden
Die Nazis wurden gestoppt. Ihr „Trau-
ermarsch“ fand im zwölften aufeinan-
derfolgenden Jahr erstmals nicht mehr 
statt. Das ist eine herbe Niederlage für 
die NPD, die Junge Landsmannschaft 
Ostdeutschland (JLO) und die ganze 
Naziszene in Deutschland. Denn mit 
ihren Aufmärschen am 13. Februar je-
den Jahres anlässlich des Gedenkens 
an die Bombardierung Dresdens 1945 
schienen sie einen respektablen An-
knüpfungspunkt an die Mehrheits-
gesellschaft gefunden zu haben. In 
Zahlen: Im Jahr 2009 standen 7.000 
Nazis etwa 4.000 Blockiererinnen und 
Blockierern, hauptsächlich aus der Au-
tonomen-Szene, gegenüber. Im letzten 
Jahr war das Zahlenverhältnis 6.000 
Nazis zu 12.000 aktiv blockierenden 
Antifaschistinnen und Antifaschisten.
Der Polizeipräsident von Dresden fass-
te die Lage aus seiner Sicht zusammen: 
Es sei nicht „verhältnismäßig“ und 
vertretbar gewesen, das Demonstrati-
onsrecht der JLO und der NPD gegen 
die große Zahl der Blockierenden mit 
Polizeigewalt durchzusetzen. In dem 

Begriff der Unverhält-
nismäßigkeit steckt die 
neue politische Lage. Im 
Gegensatz zu den ver-
gangenen Jahren war es 
dem Bündnis Dresden 
Nazifrei im Vorfeld 
gelungen, breite poli-

Das Erfolgskonzept von Dresden
Breit und entschlossen Naziaufmärsche verhindern
Von Christine Buchholz, Lucia Schnell, Steffi Graf und Luigi Wolf
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gewaltfreier Massenblockaden gegen 
Naziaufmärsche vorgestellt wurde. 
Ebenso entscheidend war, dass LIN-
KE-Mitglieder aus Dresden, Sachsen 
und vom Parteivorstand und Aktive 
aus dem Studierendenverband LINKE.
SDS und von Linksjugend [‚solid] von 
Beginn an im Bündnisprozess aktiv 
waren. Die LINKE stellte Infrastruktur 
und Gelder bereit und es gelang ihr – 
und das war der größte Fortschritt – 
bundesweit Mitglieder und Sympathi-
santInnen zu aktivieren.

3. Die Nazis nach der Niederlage: 
Kann Frust in dauerhafte Spaltung 
und Schwächung umschlagen?
Für die Nazis war die Blockade des 
Naziaufmarsches in Dresden eine en-
orme Niederlage. Bis dahin war der 
Aufmarsch eine Erfolgsgeschichte für 
beide Pole der Nazibewegung gewesen: 
Die Kräfte um die NPD herum konn-
ten mit ihrem „Trauermarsch“ an die 
Mehrheitsgesellschaft anknüpfen und 
bis weit in rechtskonservative Milieus 
ausgreifen. Für die militanten Nazis 
um die Kameradschaften und die Frei-
en Nationalisten war der Aufmarsch 
eine Machtdemonstration – immer-
hin konnten sie lange Jahre marschie-
ren, ohne behindert zu werden, und 
zudem waren sie bis ins Jahr 2009 den 
Gegendemonstranten zahlenmäßig 
immer überlegen.
Die Blockade des Aufmarsches stellt 
für beide Pole der Naziszene eine bit-
tere Niederlage dar. Die „Gemäßigten“ 
konnten diesmal kein Bild eines diszi-
plinierten „Trauerzugs“ abgeben. Statt-
dessen ließen die Nazis ihrem Frust in 
gewaltsamen Spontandemonstrati-

onen in Gera und Pirna freien Lauf. Für 
die militanten Kräfte stellte das stun-
denlange Warten ohne Aufmarsch ihre 
zentrale Macht- und Gewaltdemons-
tration in Frage. Denn die Aufmär-
sche stellen für die Militanten einen 
zentralen Sozialisierungsmechanis-
mus dar. Der Spiegel vom 10. 11. 1986 
schrieb dazu: „Massenaufmärsche gä-
ben, so Hitler‚ den kleinen armseligen 
Menschen die stolze Überzeugung […], 
als kleiner Wurm dennoch Glied eines 
großen Drachens zu sein‘, da unterliege 
er dem ‚zauberhaften Einfluss dessen, 
was wir mit dem Wort Massensugges-
tion bezeichnen‘“. Die Naziaufmärsche 
zeigen ihren Mitgliedern, wie mächtig 

mensetzung eine Rolle gespielt.“ (taz, 
16. 2. 2010; unsere Hervorhebung) 
Wenn jetzt der konservative Polito-
loge Eckhard Jesse im Nachhinein in 
der Bild- Zeitung beklagt, die Neona-
zi-Gegner hätten sich „über Recht und 
Gesetz hinweggesetzt“, ignoriert er, 
dass Recht und Gesetz immer gesell-
schaftlich durchgesetzt werden müs-
sen – und dass diese Durchsetzung 
in einem politisch-gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnis stattfindet. Der Erfolg 
hing also entscheidend von der gesell-
schaftlichen Verankerung des Blocka-
debündnisses ab. Hier hat der Aufruf 
„Dresden Nazifrei“ eine Grundlage da-
für geschaffen, weit in die Gesellschaft 
hinaus auszugreifen. Über 2.000 Ein-
zelpersonen und 500 Organisationen 
unterzeichneten den Aufruf.
Entscheidend war, dass sich der Auf-
ruf auf die Verhinderung des Nazi-
aufmarsches konzentrierte und nicht 
versuchte, das Gedenken der Dresdner 

Bevölkerung an die Opfer der Bombar-
dierung anzugreifen – wie es etwa das 
antideutsche Venceremos-Bündnis 
mit seiner Mobilisierung getan hat. 
Nur so konnte eine solch breite Mo-
bilisierung gelingen. Getragen wurde 
die Mobilisierung von dem Bündnis 
No Pasarán, dem die Antifaschistische 
Linke Berlin und Gruppen der Inter-
ventionistischen Linken, wie etwa FelS 
und Avanti, angehörten. Diese Grup-
pen haben im Jahr 2010 im Vergleich 
zum Jahr 2009 noch weiter ausgreifen 
können. Gleichzeitig war es auch ent-
scheidend, dass von Anfang an poli-
tische Kräfte im Bündnis aktiv waren, 
die über das Spektrum von No Pasarán 
hinausgingen. Das Aktionsnetzwerk 
gegen Rechtsextremismus aus Jena or-
ganisierte ein Wochenende für das Blo-
ckadetraining und eine erfolgreiche 
Konferenz für ostdeutsche Städte, wo 
Bürgermeistern zusammen mit den 
lokalen Antifa-Spektren das Konzept 
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ganisationen geraten, die NPD-Auf-
märsche nicht länger stillschweigend 
als Teil eines legitimen Ausdrucks 
der Trauer an die Brandopfer vom 13. 
Februar 1945 zu dulden. Erstmals dis-
tanzierte sie sich bei der Kranznie-
derlegung am Heidefriedhof von der 
NPD. Dieser Druck hat in den vergan-
genen Monaten zugenommen, sodass 
es 2010 zum ersten Mal einen Aufruf 
des bürgerlichen Lagers gab, der nicht 
nur das „stille Gedenken“ an 1945 vor-
sah, sondern zugleich einen Protest 
gegen den Missbrauch des Gedenkens 
durch die Nazis. Eine große Zahl von 
Dresdnerinnen und Dresdnern stellte 
sich hinter diesen Aufruf. 10.000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an der 
Menschenkette waren selbst für die 
Veranstalter eine überraschend große 
Zahl. Während die Oberbürgermeiste-
rin und die CDU im Vorfeld versuchten, 
diese Veranstaltung in eine Veranstal-
tung gegen Extremismus von rechts 
und links umzufunktionieren, muss-
ten sie diese Linie fallen lassen.
Insbesondere Gewerkschaftsgliede-
rungen und die SPD mobilisierten 

zur Menschenkette, die deutlich von 
Gewerkschaftsfahnen geprägt war. 
In den Tagen zuvor hatten die groß-
en Zeitungen in Dresden gegen den 
Aufmarsch und zur Menschenkette 
mobilisiert, beispielsweise mit der Ti-
telseite „Nazis raus“. Und auch das Zei-
chen der „Weißen Rose“ unter dem die 
Menschenkette stand, bezog sich auf 
die Tradition von antifaschistischem 
Widerstand.
Deshalb ist es falsch, wenn die jun-
ge Welt in ihrem Leitartikel zu Dres-
den schreibt: „Ganz im Gegensatz zu 
den engagierten Blockierern, die den 
Aufmarsch der Nazis verhinderten, 
blieb das offizielle Sachsen seiner po-
litischen Linie treu“ und übte sich „in 
feierlichem Händchenhalten gegen 
‚Extremisten‘“. Das sah Holger Apfel, 
der sächsische NPD-Vorsitzende ganz 
anders, als er sich über das „Gegeifer“ 
der Oberbürgermeisterin Orosz be-
schwerte. Tatsächlich hat das „offizi-
elle Sachsen“ seine Linie gegenüber 
dem Jahr 2009 geändert: von der still-
schweigenden Duldung der Naziauf-
märsche zur verbalen Distanzierung. 

sie sind, und dass sie auch als kleine 
Minderheit in der Lage sind, Macht auf 
der Straße auszuüben, Menschen zu 
verängstigen und zu terrorisieren.
Bei den Nazis deutet sich eine strate-
gische Auseinandersetzung an: Einer-
seits könnte es sein, dass der Flügel, 
der auf politische Anknüpfung an die 
Mehrheitsgesellschaft setzt, den Auf-
marsch in Dresden aufgibt und sich 
stattdessen auf andere Themen kon-
zentriert. So stellte die NPD in Nor-
drhein-Westfalen im Wahlkampf 2010 
auf allen Plakaten ihre rassistische 
Hetze gegen Muslime in den Vorder-
grund und verknüpfte diese mit sozi-
alen Themen. 
Auf der anderen Seite könnte der ge-
scheiterte Aufmarsch zur Radikalisie-
rung der gewaltbereiten Nazis führen, 
die sich auch in den Auseinanderset-
zungen auf der Demonstration aus-
drückte, wo Teile der militanten Nazis 
durch die Polizeiketten brechen woll-
ten und sich gewaltsame Auseinan-
dersetzungen mit den Ordnern der 
Demonstration lieferten. Die Span-
nung zwischen Straßenkampfarmee, 

oder auf NPD-Deutsch „dem Kampf 
um die Straße“, und der politisch-bür-
gerlichen und sozialdemagogischen 
Fassade „Kampf um die Köpfe und Par-
lamente“ ist ein Kerncharakteristikum 
der faschistischen Bewegung. Diese 
Spannung liefert Antifaschisten im-
mer einen Ansatzpunkt zur Spaltung 
der Nazis.
Auch nach dem Erfolg von Dresden 
gibt es für Antifaschisten keine Ent-
warnung. Die Nazis werden  versuchen, 
nächstes Jahr wieder zu marschieren 
und die Reihen zu schließen. Eine 
erneute schwere Niederlage könnte 
hingegen die Spaltungstendenzen 
verstärken und die Nazis erheblich 
schwächen.

4. Welche Rolle spielte die Men-
schenkette in der Altstadt?
Die Gegenmobilisierung hat allerdings 
noch eine zweite, für den Gesamter-
folg nicht unwichtige Seite. Schon im 
vergangenen Jahr war die CDU-Ober-
bürgermeisterin Helma Orosz unter 
starken politischen Druck seitens 
der Gewerkschaften und anderer Or-
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einen offiziellen Aufruf, sich an den 
Blockaden zu beteiligen. Am Tag vor 
dem Naziaufmarsch rief Ralf Hron 
schließlich doch noch im Namen des 
DGB Dresden dazu auf, bereits mor-
gens um 10 Uhr von der Synagoge in 
der Altstadt zum Albertplatz, dem zen-
tralen Kundgebungsort von Dresden 
Nazifrei, zu marschieren.
Der Erfolg des Bündnisses Dresden 
Nazifrei zeigt, dass es sich lohnt, mit 
einem entschlossenen und zugleich 
breit getragenen Aufruf einen ge-
sellschaftlichen Pol aufzubauen, der 
weitere Kräfte anziehen kann. An der 
Menschenkette und den Blockaden 
nahmen zusammen mehr als 22.000 
Menschen teil, die am 13. Februar auf 
beiden Seiten der Elbe gegen Nazis 
demonstrierten. Ziel für das Jahr 2011 
muss es sein, große Teile der mehr als 
10.000 Dresdenerinnen und Dresd-
ner, die in diesem Jahr in der Altstadt 
gegen die Nazis demonstrierten, für 
entschlossenen Widerstand und die 
Massenblockaden zu gewinnen. Dass 
dieses Ziel nicht unrealistisch ist, zeigt 
etwa die Reaktion der SPD Dresden auf 
die erfolgreichen Blockaden. In ihrer 
Nachbetrachtung schreibt Sabine Frie-
del, Vorsitzende des SPD-Unterbezirks 
Dresden und sächsische Landtagsab-
geordnete, in einem offenen Brief an 
die Oberbürgermeisterin: „Ich selbst 
hatte im Vorfeld des 13. Februar den 
Eindruck, es gäbe zwei Ziele, die jeweils 
verschiedene Gruppen mit diesem 
Tag verbinden: 1. So viele Menschen 
wie möglich zu einem öffentlichen 
Bekenntnis für Demokratie und Tole-
ranz und gegen Rechtsextremismus 
und Gewalt zu bringen. Und 2. den 

rechtsextremen Aufmarsch tatsäch-
lich zu stoppen. Ich war der Auffas-
sung, dass beide Ziele einander im 
Weg stehen. Und ich habe persönlich 
dem ersten Ziel weitaus mehr Bedeu-
tung und Wichtigkeit zugemessen als 
dem zweiten. Schaut man sich im Er-
gebnis die Berichterstattung über den 
Tag an, so muss man feststellen: Der 
Erfolg des 13. Februar wurde an beiden 
Zielen gemessen – gleichrangig. Eine 
Menschenkette ohne Blockade auf der 
anderen Elbseite wäre ein wehrloses 
Symbol geblieben. Eine Blockade ohne 
die Menschenkette ein halber Erfolg 
der ‚üblichen Verdächtigen‘, aber nicht 
der Dresdnerinnen und Dresdner. Wir 
werden ganz klar Wege finden müssen, 
beide Ziele gemeinsam zu erreichen.“

Auch die Menschenkette um die Alt-
stadt war eine antifaschistische Kund-
gebung, wenn auch zur falschen Zeit 
und am falschen Ort.
Die Menschenkette verhinderte den 
Naziaufmarsch auf der anderen Elbe-
seite in Dresden-Neustadt nicht. Der 
Generalsekretär des Zentralrats der 
Juden in Deutschland, Stefan Kramer, 
hält die Dresdner Menschenkette vom 
13. Februar für unzureichend im Wi-
derstand gegen Rechtsextreme. Die 
Kette sei „ein zartes Pflänzchen, aber 
ein tragfähiges Konzept für die Zu-
kunft ist sie allein nicht“, sagte Kramer 
in der sächsischen Regionalausgabe 
der Wochenzeitung Die Zeit vom 18. 
2. 2010. „Hätten sich die Blockaden 
nicht als erfolgreich erwiesen, hätte 
auch die Menschenkette keinen Er-
folg gehabt.“ Kramer warf sächsischen 
Politikern fehlenden Mut in der Aus-
einandersetzung mit Rechtsextremen 
vor. Viele Politiker würden die poli-
tische Auseinandersetzung mit den 
Rechten scheuen. „Man hat Angst vor 

ihnen und glaubt, es reiche, ihnen mit 
Gesetzen und einem eingeschränkten 
Versammlungsgesetz zu begegnen.“ 
Die Stadt sei nach dem verhinderten 
Marsch noch lange nicht am Ziel. „Die 
politischen Grabenkämpfe in Dresden 
müssen überwunden werden“, forder-
te der Generalsekretär.

5. Massenblockaden ausweiten
Das Bündnis Dresden Nazifrei hatte 
sich im Vorfeld vergeblich um die Un-
terstützung des DGB und der SPD für 
die Blockaden bemüht. Aber die Positi-
on etwa des Dresdner DGB-Vorsitzen-
den Ralf Hron, der die Massenblockade 
von Dresden Nazifrei nicht unterstütz-
te, geriet in den Wochen vor dem Auf-
marsch unter Druck. Die sächsische 
DGB-Vorsitzende Iris Kloppich sagte 
zu, auf der Kundgebung des Bünd-
nisses Dresden Nazifrei zu sprechen, 
auch wenn der DGB Sachsen nicht die 
Blockaden, sondern die Menschenket-
te unterstützte. Ver.di veröffentlichte 
wenige Tage vor dem Ereignis sogar 
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Rechts und Links“ gedacht, bekam sie 
in Folge des öffentlichen Drucks eine 
klar antifaschistische Ausrichtung. 
Eine beachtliche Verschiebung des 
Diskurses in Dresden war damit ge-
lungen.

7. Erfolgreiche Bündniszusammen-
arbeit fortsetzen
Der Erfolg von Dresden hat das Poten-
zial zu einem historischen Ereignis: 
Zum einen dürfte sich mit diesem 
Modell auch 2011 der dortige Nazi-Auf-
marsch verhindern lassen. Vor allem 
aber hat das Modell von Dresden das 
Potenzial zu einer Strahlkraft weit 
über die Elbstadt hinaus: Was in An-
betracht von tausenden Nazis, einem 
riesigen Polizeiaufgebot und einem 
absolut feindseligen politischem Um-
feld funktioniert, wird auch an vielen 
anderen Orten funktionieren können! 
Die Voraussetzung dafür ist eine Ori-
entierung an dem Erfolgsrezept von 
Dresden: Dem frühzeitigen Aufbau 
eines breiten Bündnisses von Linksra-
dikalen bis SPD und Gewerkschaften, 
das auf öffentlich auf entschlossene 
Massenblockaden orientiert und da-

bei durch einen transparenten Akti-
onskonsens ein kalkulierbares Szena-
rio anbietet. Vor dem Hintergrund der 
Dresdener Erfahrung steigen künftig 
die Möglichkeiten, gewerkschaftliche, 
sozialdemokratische und grüne Mi-
lieus für eine aktive Beteiligung an 
gemeinsamen Blockaden von Nazi-
Aufmärschen zu gewinnen. Massen-
blockaden haben sich nicht nur als 
eine sehr effektive, sondern auch sehr 
emanzipatorische Aktionsform erwie-
sen: sie sind inklusiv, antizipativ, stel-
len die Legitimität bürgerlicher Ge-
setzgebung in Frage und bieten viele 
Möglichkeiten zur Radikalisierung der 
Beteiligten in einer kollektiven Aktion. 
Militante Aktionen gegen Nazis stehen 
dabei, auch das zeigt die Erfahrung 
von Dresden, in keinem Gegensatz zu 
Massenblockaden, sondern können 
sie sinnvoll ergänzen, solange sie in 
ausreichendem räumlichen Abstand 
stattfinden. Bei einer Übernahme des 
Dresdener Erfolgsmodells könnte es 
bald auch an vielen Orten, in denen 
Nazis bisher weitgehend ungestört 
marschieren konnten, heißen: „No 
Pasarán – Sie kommen nicht durch!“

6. Reaktionäre Staatsanwälte 
beflügeln die Mobilisierung
Eine unerwartete Steigerung bekam 
die Mobilisierung durch die von der 
Dresdener Staatsanwaltschaft ausge-
hende Beschlagnahmung der Plakate 
von „Dresden Nazifrei“ am 19. Januar. 
Den Aufruf zu Blockaden wertete die 
Staatsanwaltschaft als einen Aufruf zu 
Straftaten. 
Die Folge war eine riesige Welle der 
Solidarität mit dem Bündnis, dessen 
Breite sich auch hier als Stärke erwies. 
Plötzlich ging es nicht mehr nur um 
die Nazis in Dresden, sondern auch 
um eine Verteidigung der Legitimität 
von Aktionsformen des zivilen Unge-
horsams. LINKE-Geschäftsführer Diet-
mar Bartsch rief dazu auf, die Plakate 
in allen Büros der Partei sichtbar auf-
zuhängen. DIE LINKE. SDS organisier-
te für den 21. Januar eine öffentlich 
angekündigte Protest-Plakatierung in 
Berlin, an der sich verschiedene LIN-
KE-Bundestagsabgeordnete beteilig-
ten. Vier Jugendliche Paktierer und die 
Abgeordnete Dorothee Münzner wur-
den dabei festgenommen. DIE LINKE. 
SDS initiierte daraufhin eine weitere 

bundesweite, öffentlich angekündigte 
Plakatierung, deren Aufruf breit getra-
gen wurde.
An weit über 30 Orten setzten hunder-
te PlakatiererInnen am 28. Januar ein 
deutliches Zeichen gegen die Repressi-
on. In der Folge der Durchsuchungen 
explodierte die Zahl der Unterstüt-
zerInnen des Aufrufes von „Dresden 
Nazifrei“ auf 672 Organisationen und 
über 2400 Einzelpersonen. Der Aufruf 
wurde auch von immer mehr Promi-
nenten, darunter Abgeordnete von 
LINKE, SPD und Grünen und Künstlern 
wie Bela B, Konstantin Wecker und den 
Toten Hosen unterzeichnet. Schließlich 
waren es ca. 250 Busse, die von überall 
her nach Dresden fuhren, allein aus 
Berlin kamen 35 Busse. An zahlreichen 
Orten fanden Blockadetrainings und 
Infoveranstaltungen statt. Schließlich 
war der von „Dresden Nazifrei“ ausge-
hende politische Druck so groß, dass 
sich auch die Stadt Dresden erstmals 
zu einer eindeutigen Stellungnahme 
gezwungen sah: Die Oberbürgermeis-
terin rief zu einer Menschenkette um 
die Dresdener Altstadt auf. Zuerst als 
Aktion „gegen jeden Extremismus von 
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Mach mit in der Hochschulgruppe 
Deiner Uni oder gründe eine neue 
Gruppe, wenn es an Deiner Uni noch 
keine gibt.

Infos unter info@linke.sds.org
www.linke-sds.org

Die Linke.SDS streitet für bessere Stu-
dienbedingungen an den Hochschu-
len und versteht dies als Teil einer 
umfassenden gesellschaftlichen Aus-
einandersetzung gegen den marktra-
dikalen und antidemokratischen 
Umbau der Gesellschaft, gegen So-
zialabbau, gegen Aus-
grenzung und Diskrimi-
nierung aller Art, gegen 
Krieg und Umweltzerstö-
rung.
Der Kapitalismus ist für 
uns nicht das Ende der 
Geschichte. Wir stehen 
ein für die Überwindung 
der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung 
und stellen ihr unsere 
handlungsbestimmende 
Perspektive einer sozia-
listischen Gesellschaft 
entgegen.
Wir beteiligen uns am 
Bildungstreik, haben den 
1968- und den Make-Ca-
pitalism-History-Kon-
gress mit zusammen über 
2500 TeilnehmerInnen 
organisiert und blockie-
ren gemeinsam den Na-
ziaufmarsch in Dresden 
2011!
Mach mit bei Die Linke.
SDS! Uns gibt es mitt-
lerweile bundesweit an 
rund 50 Hochschulen. 

Mach mit bei Die Linke.SDS
Organisier Dich gegen Faschismus, Krieg und Kapitalismus!

und Soziales wird lieber für Bomben 
und Munition in Afghanistan und an-
deren Regionen dieser Welt ausgege-
ben, um die imperialen Interessen des 
Westens zu schützen. Als antimilita-
ristischer Jugendverband wenden wir 
uns ganz entschieden gegen die NATO 
und protestieren auch gegen die zu-
nehmende Militarisierung im Innern, 
wie beispielsweise die Bundeswehr an 
Schulen.  
Wir, die Linksjugend [`solid], stehen als 
sozialistischer Jugendverband der Par-
tei DIE LINKE nahe. Zugleich sind wir 
Bewegungsverband. Wir verstehen uns 
als Teil außerparlamentarischer Bewe-
gungen und wollen junge Menschen 
organisieren, die sich mit den kapita-
listischen Verhältnissen nicht abfinden 
wollen. Wir sind im ganzen Land mit 
derzeit über 150 lokalen Gruppen aktiv. 
Wenn Du auch aktiv werden willst oder 
wenn Du mehr Infos willst, dann melde 
Dich bei uns: Vielleicht gibt es ja eine 
Gruppe in Deiner Nähe oder wir kön-
nen Dir helfen, selbst eine zu gründen. 
Wir schicken Dir gern Materialien zum 
selber lesen, verteilen und verkleben 
zu und kommen mit Tipps und Ideen 
zu Euch, wenn Ihr eine eigene Gruppen 
aufbauen wollt. Es gibt eine Welt zu ge-
winnen!

Landesverband Nordrhein-Westfalen
www.linksjugend-solid-nrw.de

Bundesverband
www.linksjugend-solid.de

Linke Organisationen 
und Parteien sind kein 
Selbstzweck. Sie sind 
notwendig für die Ver-
änderung von gesell-

schaftlichen Kräfteverhältnissen. Da 
wir wissen, dass sich diese nur schwer 
allein über Parlamente verändern las-
sen, sind kollektive Protestvorberei-
tungen und Mobilisierungen ein wich-
tiges Element in gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen. Deshalb ist es 
wichtig, sich zusammen zu schließen, 
um sich gemeinsam wehren zu kön-
nen. Die Linksjugend [`solid] NRW zählt 
hunderte AktivistInnen, die in etwa 25 
Basisgruppen in NRW aktiv sind. Hier 
werden regelmäßige Treffen abgehal-
ten: Themen diskutiert, Aktionen gep-
lant und sich an bundesweiten Mobi-
lisierungen beteiligt. Der Kampf gegen 
Nazis nimmt in Linksjugend [`solid] 
einen großen Raum ein. 
Nazis behaupten, Menschen seien un-
terschiedlich viel wert, nur weil sie un-
terschiedlich aussehen, von woanders 
herkommen oder anders denken. Und 
die Nazi-Parteien ziehen mit dieser 
braunen Hetze in immer mehr Parla-
mente ein, fluten immer mehr Regi-
onen mit Angst und Gewalt. Gleichzei-
tig nimmt die Spaltung der Gesellschaft 
in Arm und Reich immer mehr zu. Im-
mer mehr Menschen fürchten um ih-
ren Job, viele haben ihn schon verloren 
und nicht wenige Jugendliche bleiben 
im Ausbildungsstau stecken. Doch das 
dringend benötigt Geld für Bildung 

Mitmachen bei Linksjugend [‘solid]
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Martin Dolzer: Der türkisch-kurdische Konflikt. Menschen-
rechte – Frieden – Demokratie in einem europäischen Land?

201 S., 20 Abb., Br., ISBN 978-3-89144-429-0  19,90 EUR

Eine differenzierte Sichtweise des türkisch-kurdischen Konflikts, die das Schweigen über gra-
vierende Menschenrechtsverletzungen und den andauernden Krieg des türkischen Militärs 
bricht. Neben der praktizierten Kriegs- und Assimilationspolitik des türkischen Staates sind 
dabei türkischer Nationalismus, rassistische Herangehensweisen und die Rolle des Militärs 
genauso Thema wie das Agieren der kurdischen Bevölkerung und die Politik der kurdischen 
Bewegung. In diesem Rahmen wird auch  die, hauptsächlich auf wirtschaftlichen Interessen 
beruhende, Politik deutscher und internationaler Regierungen kritisch beleuchtet.

Karlen Vesper: Licht in dunkler Nacht. 
Zwölf Gespräche mit anderen Deutschen

142 Seiten, 17 Abb., br., 12,90 EUR 

In diesem Buch berichten elf Männer und eine Frau über ihrem Überlebenskampf im 
KZ, über Widerstand gegen den deutschen Faschismus in der Wehrmacht, wie sie als 
Deutsche im spanischen Bürgerkrieg gegen Franco oder in den Reihen der französi-
schen Résistance, der tschechischen und der sowjetischen Armee kämpften und wie 
sie den Tag der Befreiung, den 8. Mai 1945, erlebten. Karlen Vesper hat diese Über-
lebenden befragt über ihr Leben im Widerstand und ihren späteren Lebensweg. Die 
hier versammelten Zeitzeugen haben die junge Generation als Adressaten, denn sie 
befürchten, dass ihre Widerstandsgeschichten als Teil der deutschen Geschichte in 
Vergessenheit gebracht werden. 

Richard Gebhardt
Dominik Clemens

Volksgemeinschaft
statt Kapitalismus?
Zur sozialen Demago-
gie der Neonazis

187 Seiten | 12,90 Euro
978-3-89438-408-1

In ihrer Agitation gegen Agenda 2010 und neo-
liberale Globalisierung kopieren NPD, »Freie Ka-
meradschaften« und »Autonome Nationalisten« 
linke Slogans. Das Buch beleuchtet Herkunft und 
Wirkung des völkischen Pseudo-Antikapitalismus, 
deckt dessen soziale Demagogie auf und diskutiert 
Gegenstrategien.
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Jonas Gabler

Die Ultras
Fußballfans und 
Fußballkulturen 
in Deutschland

222 Seiten | 14,90 Euro
978-3-89438-446-3

Mit den Ultras hat sich eine neue Fankultur eta-
bliert. Jonas Gabler zeigt deren Ursprünge, Grup-
penleben und Ausdrucksformen. Er zeichnet ihr 
Verhältnis zu Vereinen und Kommerzialisierung, 
Rassismus und Politik nach, fasst die Reizthemen 
Gewalt und staatliche Repression an und diskutiert, 
wie diese (Jugend-)Bewegung einzuordnen ist.
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Von A wie Apo bis Z wie Zapatistas, von der Bürgerrechtsbewegung im Süden der USA in den frühen 60er 
Jahren bis zu den antikapitalistischen Aktionen von Genua, Heiligendamm oder Athen. 
Die »Bibliothek des Widerstands« erinnert nicht nur an vergangene Kämpfe, sondern gibt auch vielfältige 
Anregungen für die gegenwärtigen und künftigen. Eine vergleichbare filmische Bibliothek des Widerstands 
gibt es im deutschsprachigen Raum bisher nicht. Jedes Jahr erscheinen bis zu zwölf Mediabooks mit bis zu 
drei Filmen und einem Hardcover-Buch mit zahlreiche Abbildungen.
Ein solches Projekt kann nur über mehrere Jahre angelegt funktionieren. Und vor allem nur dann, wenn es 
genügend Menschen gibt, die diese Edition brauchen und die Herausgabe unterstützen.
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ment werden Ihnen die Mediabooks nach Hause geschickt. Sie verpassen also keines dieser sorgfältig 
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Heilkräuter,  
»Volksernährung«, 
Menschenversuche

Gine Elsner

Ernst Günther Schenck (1904-1998): 
Eine deutsche Arztkarriere

Achim Bühl
Islamfeindlichkeit 
in Deutschland
Ursprünge | Akteure | Stereotype
320 Seiten; € 22.80
ISBN 978-3-89965-444-8
Die abwertenden Muster, welche 
die von Sarrazin angeheizte Is-
lam-Debatte bedient, haben sich 
tief in das kollektive Bewusst-
sein Europas eingegraben.
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Rolf Gloël/Kathrin Gützlaff
Gegen Rechts 
argumentieren lernen
2. Auflage, 160 Seiten; € 12.80   
ISBN 978-3-89965-414-1
Eine anschauliche Material- und 
Argumentationshilfe für alle, die 
an einer kritischen Auseinander-
setzung mit Nationalismus und 
Rassismus in all ihren Spielarten 
interessiert sind.

Gine Elsner
Heilkräuter, »Volksernährung«, 
Menschenversuche
Ernst Günther Schenck (1904-
1998): Eine deutsche Arztkarriere
144 Seiten, Hardcover, € 12.80 
ISBN 978-3-89965-419-6
Gine Elsner zeigt, wer sich hin-
ter dem Arzt, der noch im »Unter-
gang« als selbstlos für die Ver-
wundeten tätiger Mediziner dar-
gestellt wird, wirklich verbirgt.

Links. Radikal. Parteiisch. 
marx21 - Magazin für Internationalen Sozialismus erscheint fünf mal im Jahr. 

Jetzt kostenloses Probeexemplar bestellen auf www.marx21.de.  

»Total einseitig 
links und marxistisch 

das Ganze, würde 
ich nie lesen.«

Maria  H. aus Berlin

»Vorsicht, 
die stehen im 
Verfassungs-

schutzbericht!«
Horst P. aus Düsseldorf

»Von der 
Aufmachung her 
zu populistisch.«

Marta L. aus Frankfurt



Erhältlich ab November 2010 beim Literaturvertrieb der Roten Hilfe, Jump Up, Fire & Flames, im 
gut sortierten Buchhandel, dem Infoladen deines Vertrauens und bei deiner Rote Hilfe Ortsgruppe

auf 2 CDs
mit über 140 min. Spieldauer, 

mehr als 35 MusikerInnen 
und Bands, mit z.T. 

exclusiven Titeln 
aus fast allen 

Genres

literaturvertrieb@rote-hilfe.de
www.rote-hilfe.de



Dresdner Winter
Gegen den 

hilft nur ...

In der Dissidenz-Ausgabe sprechen 
¡No pasarán! und LIGNA über zivilen 
Ungehorsam, Blockaden und warum 
nicht nur der Geschichtsrevisionis-
mus der Nazis ein Problem ist. 
Mag Wompel und Klaus Ernst er-
klären, warum Wilde Streiks nicht 
nur das Herz wärmen. Freke Over 
erzählt Geschichten aus der Mainzer 
Straße. Das Cover ist wasserab-
weisend: Prima als Unterlage, wenn 
man mal wieder länger sitzen muss.

www.prager-fruehling-magazin.de






